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Definitionsverzeichnis

Begriff Definition

Alt-Aktien 5.204.682 auf den Inhaber lautende Stilickaktien
der Schuldnerin.

Alt-Aktionére Die Aktionére, deren Alt-Aktien zum Zwecke
der Ubertragung an den Investor ausgebucht
werden.

Amatheon-Aktien Amatheon Agri Holding N.V.

Angebot Angebot des Investors vom 12.12.2018

Ausgleichsbetrag Einmalzahlung des Investors in Ho6he von

EUR 110.000,00 an die Insolvenzmasse der
Schuldnerin als Ausgleich fiir die Ubertragung
der Alt-Aktien und der Aktien an der SCM Trust
S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) und der
SCHNIGGE Administration & Service Ma-
nagement S.A.

Auszahlungsvereinbarung Vereinbarung zwischen der Schuldnerin und
CMS beziglich der Auszahlung der Insolvenz-
planquote, der Begleichung von Masseverbind-
lichkeiten, der Vornahme von etwaigen Nach-
tragsverteilungen sowie der Abwicklung der
Bezugsaktien (Anlage 5).

BaFin Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht

Bezugsmitteilung Mitteilung der Schuldnerin — beigefugt als Ent-
wurf in Anlage 1 — die unverziglich nach der
Rechtskraft des Insolvenzplans im Bundesanzei-
ger zu veroffentlichen ist.

CMS CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsan-
walten und Steuerberatern mbB, Breite Str. 3,
40213 Dusseldorf

Genehmigtes Kapital 2017/1 Beschluss der Hauptversammlung der Schuldne-
rin vom 20.07.2017, den Verwaltungsrat zu er-
machtigen, das Grundkapital der Schuldnerin bis
zum 19.07.2022 einmalig oder mehrmals um bis
zu insgesamt EUR 2.101.338,00 gegen Bar-
und/oder Sacheinlage durch Ausgabe von bis zu
2.101.338 neuen, auf den Inhaber lautenden Ak-
tien im Nennbetrag von EUR 1,00 zu erhéhen.




HSBC

HSBC Trinkaus + Burkhardt AG

Insolvenzgericht

Amtsgericht — Insolvenzgericht — Frankfurt am
Main

Investor Seaside Concepts GmbH (in Zukunft: Capital
Markets GmbH), eingetragen im Handelsregister
des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 133111,
Geschaftsanschrift: Rondeel 9, 22301 Hamburg
(HRB 133111)

KS KS Biiromobel GmbH, Wiesenstrale 2, 64347
Griesheim

KWG Gesetz Uber das Kreditwesen

M&A Berater

Tauris Capital AG, Goetheplatz

MSW MSW GmbH, Wirtschaftspriifungsgesellschaft
und Steuerberatungsgesellschaft

Penell Penell Gesellschaft mit beschrankter Haftung,
Elektrogro3handel, Partner des Handwerks und
der Industrie, Planung Beratung und Verkauf
BahnhofstraRe 32 , 64372 Ober-Ramstadt

ProVenture ProVenture Capital AG

RNTS-Aktien RNTS Media N.V.

Sachwalter Rechtsanwalt Dr. Stephan Laubereau, Trakehner
Stralle 7-9 Eingang A, 60487 Frankfurt am Main

Schuldnerin Schnigge Wertpapierhandelsbank SE, c/o Tauris

Capital AG, Goetheplatz | Neue Rothofstralle 13-
19, 60313 Frankfurt am Main

Schuldverschreibungen

Inhaberteilschuldverschreibungen  der Penell
GmbH in Hoéhe von insgesamt EUR
4.921.440,00 Mio. mit einer Laufzeit vom 6. Juni
2014 bis zum 10. Juni 2019 und einer jahrlichen
Verzinsung in Hohe von 7,75%.

Shard Capital

Shard Capital Partners LLP mit Sitz in London,
Grol3britannien

SSI

Standard Settlement Instructions

Vorlaufiger Sachwalter

Rechtsanwalt Dr. Stephan Laubereau, Trakehner
StraBe 7-9 Eingang A, 60487 Frankfurt am Main




VORBEMERKUNGEN

Der vorgelegte Insolvenzplan ist Teil der notwendigen Restrukturierung der Schnigge
Wertpapierhandelsbhank SE, c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue RothofstraRe 13-
19, 60313 Frankfurt am Main, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frank-
furt am Main unter HRB 108601 ("Schuldnerin™).

Dieser Insolvenzplan enthélt alle erforderlichen Informationen, die die Glaubiger der
Schuldnerin fiir Ihre Entscheidungen in dem vorliegenden Insolvenzverfahren ben6ti-
gen. Die Gliederung des Insolvenzplans entspricht den MalRgaben der Insolvenzord-
nung. In dem darstellenden Teil des Insolvenzplans geméaR § 220 InsO sind alle Infor-
mationen zu dem Unternehmen der Schuldnerin enthalten. Es werden alle bereits ge-
troffenen Malinahmen genannt und Vorschlage zu den Handlungsmaligaben unterbrei-
tet, die im Zuge des Insolvenzplans angeordnet werden sollen.

Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans wird sodann festgelegt, wie sich die Rechts-
stellung der Beteiligten durch den Plan &ndern wird (§ 221 InsO). Wahrend im darstel-
lenden Teil die Beschreibung des Unternehmens und die Herleitung der Zahlen und der
Vergleichsrechnung erfolgen, werden im gestaltenden Teil die Rechtspositionen der Be-
teiligten schuldrechtlich und/oder dinglich verandert.
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Einleitung / Zusammenfassender Uberblick
Schnigge Wertpapierhandelsbank SE

Die Schuldnerin ist ein borsennotiertes Unternehmen mit Sitz in Frankfurt am Main das
aktuell Dienstleistungen in den Bereichen Listing, IPO und Verbriefung anbietet. Neben
dem Sitz in Frankfurt am Main betreibt die Schuldnerin eine unselbstédndige Niederlas-
sung in Wiifrath (bis 16.12.2018 in Willich).

Die Schuldnerin hatte bis zum 27.08.2018 die Erlaubnis, Bankgeschéfte und Finanz-
dienstleistungen nach den Vorschriften des Gesetzes Uber Kreditwesen ("KWG") zu be-
treiben bzw. zu erbringen. Sie unterlag der umfassenden Aufsicht durch die Européische
Zentralbank (EZB) in Zusammenarbeit mit der Deutsche Bundesbank, Frankfurt am
Main, und der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht ("BaFin") (gefiihrt unter
der ID: 109045).

Aufgrund einer gescheiterten Kapitalerh6hung, durch welche die aufsichtsrechtlich er-
forderliche Eigenkapitalausstattung der Schuldnerin wiederhergestellt worden wére, sah
sich die Schuldnerin gezwungen, mit Ablauf des 27.08.2018 ihre Banklizenz an die
BaFin zuriickzugeben und ihr erlaubnispflichtiges Geschéft (also den Geschéftsbereich
des Wertpapierhandels) mit sofortiger Wirkung einzustellen. Zum 31.08.2018 entliel3
die BaFin die Schuldnerin aus der Institutseigenschaft.

Insolvenzantragsstellung

Da die Schuldnerin zu dem Zeitpunkt der Riickgabe der Banklizenz (iber die nicht-
erlaubnispflichtigen Geschafte nur noch einen geringen Umsatz erwirtschaftete, drohte
der Schuldnerin die Zahlungsunfahigkeit im Sinne des § 18 InsO.

Die Schuldnerin, vertreten durch ihre geschéftsfiihrenden Direktoren, Herrn Florian
Weber und Herrn Jochen Heim, stellte daher mit Schreiben vom 11.10.2018 beim
Amtsgericht — Insolvenzgericht — Frankfurt am Main ("Insolvenzgericht"), eingegan-
gen beim Insolvenzgericht am gleichen Tag, einen Antrag auf Er6ffnung eines (vorléu-
figen) Insolvenzverfahrens in Eigenverwaltung gemaf § 270b InsO.

Mit Beschluss vom 15.10.2018 (Az.: 810 IN 1173/18 SCH) ordnete das Insolvenzge-
richt die vorlaufige Eigenverwaltung und damit einhergehend an, dass die Schuldnerin
berechtigt ist, unter Aufsicht des vorlaufigen Sachwalters ihr Vermdgen weiterhin zu
verwalten und dartber zu verfligen.

Ein vorlaufiger Glaubigerausschuss wurde nicht eingesetzt.
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Mit Beschluss vom 24.10.2018 bestellte das Insolvenzgericht Herrn Rechtsanwalt Dr.
Stephan Laubereau, Trakehner Stral3e 7-9 Eingang A, 60487 Frankfurt zum vorlaufigen
Sachwalter (der "vorlaufige Sachwalter") und beauftragte diesen, als Sachverstandiger
unter anderem zu priifen, ob ein Insolvenzgrund vorliegt, ob das Vermdgen der Schuld-
nerin zur Deckung der Kosten des Insolvenzverfahrens ausreicht, welche Aussichten fur
eine Fortfihrung des Unternehmens der Schuldnerin bestehen und ob die von der
Schuldnerin angestrebte Sanierung Aussicht auf Erfolg hat.

Der vorlaufige Sachwalter erstattete dem Insolvenzgericht sein diesbezigliches Sach-
verstandigengutachten am 20.12.2018 (das "Sachverstandigengutachten").

Das Insolvenzgericht erdffnete daraufhin mit Beschluss vom 01.01.2019 das Insolvenz-
verfahren in Eigenverwaltung Uber das Vermdgen der Schuldnerin und bestellte Herrn
Dr. Laubereau zum Sachwalter (der "Sachwalter™).

Gleichzeitig forderte das Insolvenzgericht die Glaubiger auf, ihre Forderungen bis zum
17.01.2019 bei dem Sachwalter anzumelden und terminierte die erste Glaubigerver-
sammlung, in der auf der Grundlage des Berichts der Eigenverwaltung tber den Fort-
gang des Verfahrens enschieden (Berichtstermin) und die angemeldeten Forderungen
gepruft wurden (Prufungstermin), auf den 28.02.20109.

Die erste Glaubigerversammlung war beschlussfahig und bestatigte unter anderem den
Sachwalter in seinem Amt. Ein Glaubigerausschuss wurde nicht gewahlt.

Die Schuldnerin wurde und wird zudem im Rahmen der (vorldufigen) Eigenverwaltung
von der im Bereich Restrukturierung und Insolvenz erfahrenen, internationalen An-
waltssozietat CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwélten und Steuerberatern
mbB, Breite Str. 3, 40213 Dusseldorf ("CMS"), anwaltlich beraten. Der mandatsfih-
rende Partner, Herr Rechtsanwalt Daniel Kamke, ist Partner von CMS und sowohl am
Frankfurter als auch am Dusseldorfer Standort von CMS tatig.

Verfahrensverlauf und bisherige MalRnahmen
Betriebsfortfiihrung

Die Schuldnerin fiihrte und fiihrt den nicht erlaubnispflichtigen Teil ihres Geschaftsbe-
triebs in reduziertem Umfang im Rahmen des (vorldufigen) Insolvenzverfahrens in Ei-
genverwaltung in Abstimmung mit dem Sachwalter und CMS fort.
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Investorenprozess

In Abstimmung mit dem vorlaufigen Sachwalter hat die Schuldnerin bereits im Rahmen
des vorlaufigen Insolvenzverfahrens in Eigenverwaltung einen M&A Prozess fur den
vollstandigen oder teilweisen Verkauf ihres Geschéftsbetriebs eingeleitet.

Der von der Schuldnerin beauftragte M&A Berater Tauris Capital AG, Goetheplatz |
Neue RothofstralRe 13-19, 60313 Frankfurt am Main ("M&A Berater") hat im Zeitraum
vom 08.11.2018 bis 19.11.2018 insgesamt 18 potentielle Investoren identifiziert und
angesprochen.

Bis zum 19.11.2018 gaben zwei Investoren jeweils ein indikatives Angebot ab, drei
weitere Investoren erklarten schriftlich, dass sie an einer kompletten Ubernahme des
Geschaftsbetriebs der Schuldnerin interessiert sind. Nach dem Zeitplan des M&A Pro-
zess sollten sodann bis zum 27.12.2018 bindende Angebote (inkl. Finanzierungsnach-
weis) abgegeben werden.

Bis zu diesem Zeitpunkt gab schlie3lich nur ein Interessent, die Dr. Hegenbart Unter-
nehmensberatung GmbH & Co. KG, Rondell 9, 22301 Hamburg, ein bindendes Ange-
bot ab. Die endgultige Fassung dieses Angebots datiert vom 12.12.2018 und sieht die
Ubernahme aller Aktien an der Schuldnerin im Wege eines Insolvenzplans vor. Die
Ubernahme der Aktien erfolgt durch die von der Dr. Hegenbart Unternehmensberatung
GmbH & Co. KG benannte Seaside Concepts GmbH (in Zukunft: Seaside Capital Mar-
kets GmbH), eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB
133111, Geschaftsanschrift: Rondeel 9, 22301 Hamburg ("Investor™).

Der Investor beabsichtigt zudem, die Aktien der Schuldnerin an der SCM Trust S.A.
(vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) sowie der SCHNIGGE Administration & Service
Management S.A. (siehe zu den Tochtergesellschaften néher unter B.1.1.a)hh)) zu er-
werben.

Der Erwerb der Aktien an der Schuldnerin sowie der SCM Trust S.A. (vormals: SCH-
NIGGE Trust S.A.) und der SCHNIGGE Administration & Service Management S.A.
erfolgt gegen Zahlung eines Betrages in Hohe von insgesamt EUR 110.000,00 ("Aus-
gleichsbetrag") in die Insolvenzmasse. VVon diesem Betrag entfallen EUR 15.000,00
auf die Anteile an der SCM Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) und der
SCHNIGGE Administration & Service Management S.A.

Ziele des Insolvenzplans

Durch den vorliegenden Insolvenzplan soll fur die Glaubiger der Schuldnerin eine im
Verhéltnis zur Regelabwicklung erhéhte Befriedigung sowie fiir die Schuldnerin eine
umfassende Sanierung erreicht werden. Wie in diesem Insolvenzplan dargestellt, erfah-
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ren die Glaubiger der Schuldnerin bei Annahme des Insolvenzplans eine Besserstellung
gegenuber der Liquidationsquote im Fall der Regelabwicklung ohne Insolvenzplan (vgl.
hierzu ausfihrlich B.1V.).

Bei dem Insolvenzplan handelt es sich um einen, den Rechtstrager erhaltenden Insol-
venzplan, d.h. nach Umsetzung der Regelungen des Insolvenzplans bleibt die Schuldne-
rin als juristische Personen in der Rechtsform einer SE erhalten.
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Darstellender Teil gemaR § 220 InsO

In diesem Teil sind alle Informationen zu dem Unternehmen der Schuldnerin enthalten.
Es werden alle bereits getroffenen MaRnahmen genannt und auf3erdem Vorschlége un-
terbreitet zu den MalRnahmen, die im Zuge des Insolvenzplans angeordnet werden sol-

len.

Beschreibung des Unternehmens

Rechtliche Verhaltnisse

a)  Gesellschaftsrechtliche Verhéltnisse

aa)

Sitz und Geschaftsanschrift, Unternehmensgegenstand

Die Schuldnerin ist eingetragen im Handelsregister B des Amtsgerichts
Frankfurt am Main unter der Nummer 108601.

Satzungssitz der Schuldnerin ist Frankfurt am Main.

Die aktuelle (im Handelsregister noch nicht eingetragene) Geschéftsan-
schrift der Schuldnerin ist c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue Rot-
hofstraRe 13-19, 60313 Frankfurt am Main.

Dariiber hinaus verfugte die Schuldnerin bis zum 16.12.2018 Uber eine un-
selbstandige Niederlassung in Willich. Die Anschrift der Niederlassung lau-
tete Bahnstral3e 37, 47877 Willich.

Zur Reduzierung der laufenden Betriebskosten schloss die Schuldnerin mit
der ehemaligen Vermieterin der dortigen Geschéaftsrdume eine Aufhebungs-
vereinbarung zum 31.12.2018 und zog am 16.12.2018 nach Wiilfrath um.
Die neue Anschrift lautet HeidestralRe 35, 42489 Wilfrath.

Als Gegenleistung fur die Benutzung der Geschéftsraume in Walfrath muss
die Schuldnerin wéhrend des Insolvenzverfahrens lediglich die laufenden
Nebenkosten bezahlen.

Im Handelsregister eingetragener Unternehmensgegenstand der Schuldnerin
ist zusammengefasst die Durchfiihrung

o erlaubnispflichtger Bankgeschafte gemaR 8 1 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 4 und
10 KWG
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o erlaubnispflichtiger Finanzdienstleistungen gemald 88 1 Abs. 1 Satz 2
Nr. 4 und Abs. 1a Satz 2 Nrn. 1, 1a,1b, 1c, 2, 3, 4, 9, 10, 11, 32 Abs. 1a
KWG.

bb) Entstehung der Schuldnerin

Bei der Schuldnerin handelt es sich um eine bérsennotierte Europdische Ak-
tiengesellschaft.

Die Schuldnerin wurde im Oktober 1991 als Schnigge & Partner GmbH mit
Sitz in Dusseldorf gegriindet. Gegenstand des schuldnerischen Unterneh-
mens war zunéchst die Vermittlung von Wertpapiergeschéften als freier
Makler und der An- und Verkauf von Wertpapieren auf eigene Rechnung.

Ende des Jahres 1997 begann die Schuldnerin mit der Skontrofiihrung fur
im Freiverkehr gehandelte Wertpapiere an der Bérse Dusseldorf.

Im Mai 1998 wurde die Schuldnerin in eine Aktiengesellschaft, die Bor-
senmakler Schnigge AG, umgewandelt.

In den Jahren 1998 und 1999 erhielt die Schuldnerin zudem die Borsenzu-
lassungen an den Bdérsen in Berlin, Bremen, Hamburg, Hannover, Miinchen
und Stuttgart.

1999 erhielt die Schuldnerin den Status einer Wertpapierhandelsbank.

Im August 1999 fiihrte die Schuldnerin einen Bérsengang in den (damals)
Geregelten Markt in Dusseldorf und Frankfurt am Main durch. Mitte 2000
wurde die Schuldnerin in den SDAX aufgenommen.

Im Jahr 2005 (bernahm die Stuttgarter DKM Asset Management AG (spater
Thomas Lloyd AG) die Mehrheit der Aktien an der Schuldnerin und firmier-
te diese in DKM Wertpapierhandelsbank AG um.

Im Jahr 2007 verkaufte die Thomas Lloyd AG ihre Aktien an der Schuldne-
rin an die Augur Financial Holding Zwei GmbH & Co. KG. Gleichzeitig
wurde die Schuldnerin in Schnigge Wertpapierhandelsbank AG umfirmiert.

Im Jahr 2016 erfolgte die Umwandlung der Schuldnerin in die Rechtsform
der Europaischen Aktiengesellschaft (Societas Europaea, SE).

Im Dezember 2016 verdul3erte die Augur Financial Holding Zwei GmbH &
Co. KG ihre gesamten Aktien an der Schuldnerin an Herrn Florian Weber.
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CcC)

dd)

ee)

ff)

Anfang 2017 wurde der Sitz der Schuldnerin von Disseldorf nach Frankfurt
am Main verlegt.

Grundkapital

Das aktuelle Grundkapital der Schuldnerin betragt EUR 5.204.682,00 und
ist in 5.204.682 Stiickaktien unterteilt ("Alt-Aktien™). Das Grundkapital ist
vollstandig eingezahlt. Die Aktien lauten auf den Inhaber. Jede Stlickaktie
in der Hauptversammlung gewéhrt eine Stimme.

Stammdaten der Aktie der Schuldnerin

Die Alt-Aktien der Schuldnerin werden im Regulierten Markt der Borse
Dusseldorf sowie im Freiverkehr der Borsen Berlin und Stuttgart gehandelt
(ISIN DEOOOAOEKK?20, WKN AOEKK?2).

Aktuelle Aktionarsstruktur der Schuldnerin

Derzeit stellen sich die Beteiligungsverhéltnisse an der Schuldnerin wie
folgt dar:

e Herr Florian Weber: 40,83%
e Herr Stephan Blohm: 19,29%
e  WAOQOW Entrepreneurship GmbH: 9,61%
e \on der Heydt Invest SA: 7,69%
e Trade & Value AG 5,19%
e Streubesitz: 17,39%

Verwaltungsrat

Nach § 6 Abs. 1 der Satzung der Schuldnerin besteht der VVerwaltungsrat aus
fiinf Mitgliedern. Die derzeitigen Mitglieder des Aufsichtsrats sind:

e Herr RA Dr. Jurgen Frodermann (Dusseldorf)
e Herr Stefan Volk (Minchen)

e Herr Florian Weber (Krefeld)
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99)

hh)

Geschéftsfiihrende Direktoren

GemaR § 10 Abs.1 der Satzung der Schuldnerin kann der VVerwaltungsrat
ein oder mehrere seiner Mitglieder und andere Personen zu geschéaftsfiih-
renden Direktoren der Schuldnerin bestellen. Die Schuldnerin hat mindes-
tens zwei geschaftsfiihrende Direktoren. Die derzeitigen Direktoren sind:

e Herr Florian Weber, wohnhaft in Krefeld, geb. am 21.06.1967 (Direk-
tor Markt)

e Herr Jochen Heim, wohnhaft in Katzweiler, geb. am 19.01.1972 (Di-
rektor Marktfolge)

Zu Prokuristen sind laut Handelsregister bestellt:
e Breckling, Niklas, Milheim an der Ruhr, geb. am 29.02.1976
e Kempf, Sabine, Maintal, geb. am 12.12.1965
e Kappes, Markus Felix, Otzingen, geb. am 02.06.1968
e Ingenhag, Petra, Krefeld, geb. am 26.11.1959

GemaR § 13 Abs. 1 der Satzung der Schuldnerin wird die Schuldnerin durch
zwei geschaftsfihrende Direktoren oder durch einen geschaftsfihrenden Di-
rektor in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten.

Tochtergesellschaften
Die Schuldnerin hat zwei Tochtergesellschaften:
(i) SCM Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.)

Die Schuldnerin halt alle Anteile an der SCM Trust S.A. (vormals:
SCHNIGGE Trust S.A.), einer Verbriefungsgesellschaft nach Luxem-
burger Recht.

Diese dient dem ausschlieRlichen Zweck, sog. Compartments (Son-
dervermdgen) nach dem Luxemburger Verbriefungsgesetz vom
22.03.2004 zu errichten. Die Schuldnerin erwarb die SCM Trust S.A.
(vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) mit Anteilskaufvertrag vom
09.05.2017 vollstandig. Diese ist im Registre de Commerce et des
Sociétés, Luxemburg, unter der HRN B214461 eingetragen. Der Sitz
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b)

der SCM Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) lautet 19, Rue
Jean Brachmond, L -6691 Moersdorf.

(i)  SCHNIGGE Administration & Service Management S.A.

Die Schuldnerin hélt zudem alle Anteile an der SCHNIGGE Admi-
nistration & Service Management S.A., einer Gesellschaft nach Lu-
xemburger Recht.

Diese fungiert als VVerwaltungs- und Berechnungsstelle und Service-
gesellschaft fur Compartments der SCM Trust S.A. (vormals: SCH-
NIGGE Trust S.A.) sowie gegebenenfalls fir dritte Verbriefungsge-
sellschaften.

Die SCHNIGGE Administration & Service Management S.A. wurde
am 09.05.2018 von der Schuldnerin gegriindet und ist im Registre de
Commerce et des Sociétés, Luxemburg, unter der HRN B225188 seit
dem 15.06.2018 eingetragen. Der Sitz dieser Gesellschaft lautet 38,
Grand Rue, L -6630 Wasserbillig.

i)  Geschéaftsjahr
Das Geschéftsjahr der Schuldnerin beginnt am 01.01 und endet am 31.12.
Arbeitsverhaltnisse und Versorgungszusagen

Zu dem Zeitpunkt der Stellung des Insolvenzantrags waren bei der Schuldnerin
neben den beiden geschaftsfuhrenden Direktoren insgesamt vier weitere Mitarbei-
ter beschaftigt, deren Arbeitsverhaltnisse zu diesem Zeitpunkt von der Schuldne-
rin bereits allesamt gekiindigt waren.

Zwischenzeitlich sind zum 31.10.2018 drei Mitarbeiter ausgeschieden. Das Ar-
beitsverhaltnis des verbleibenden Mitarbeiters endete am 31.01.2019.

Zum Zeitpunkt der Insolvenzantragsstellung waren die Lohne und Gehalter bis
einschlieBlich August 2018 bezahlt.

Fur die Monate September, Oktober, November und Dezember hat die Schuldne-

rin keine Lohne gezahlt. Die Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherungsbeitrage
der (verbleibenden) Arbeitnehmer fiihrte die Schuldnerin fir diese Monate jedoch
ab.

Der geschéaftsfihrende Direktor Florian Weber verzichtete fiir den Zeitraum des
vorlaufigen Insolvenzverfahrens sowie den Massemonat Januar 2019 auf Gehalts-
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zahlungen. Fir die Monate Februar und Marz 2019 erhielt Herr Weber ein monat-
liches Gehalt in Hohe von EUR 4.000,00 brutto. Fir die Monate April und Mai
2019 hat sich Herr Weber bereit erklart, sein Gehalt jeweils auf einen Betrag in
Ho6he von EUR 2.000,00 brutto zu reduzieren.

Die Schuldnerin zahlt Herrn Heim seit Januar 2019 ein monatliches Gehalt in HO-
he von EUR 4.000,00 brutto.

Die vier gekiindigten Mitarbeiter und Herr Heim haben bei der Bundesagentur fr
Arbeit fur den Zeitraum vor der Eréffnung des Insolvenzverfahrens die Gewéah-
rung von Insolvenzgeld beantragt. In Bezug auf Herrn Heim vertritt die Bunde-
sagentur fir Arbeit die Auffassung, er sei aufgrund seiner Stellung als amtierender
geschaftsfiihrender Direktor der Schuldnerin und ehemaliges Mitglied des Ver-
waltungsrats der Schuldnerin kein Arbeitnehmer im Sinne des § 165 SGB 111 und
damit im Hinblick auf das Insolvenzgeld nicht anspruchsberechtigt. VVor diesem
Hintergrund lehnte die Bundesagentur fur Arbeit den Antrag von Herrn Heim auf
Gewahrung von Insolvenzgeld mit Bescheid vom 06.02.2019 und Widerspruchs-
bescheid vom 12.03.2019 ab.

Die Schuldnerin hat in der Vergangenheit gegenliber mehreren Mitarbeitern Ver-
sorgungszusagen im Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge abgegeben bzw.
fortgefiihrt.

In drei von den funf Féllen erfolgt die betriebliche Altersvorsorge uiber den
Durchfuhrungsweg der Unterstutzungskasse. Die Zuwendungen an die Unterstt-
zungskasse zahlen die Arbeitnehmer im Wege der Entgeltumwandlung.

Gegenlber zwei (ehemaligen) Mitarbeitern, Frau Sabine Kempf und Herrn Rein-
hold Klumpp, hat die Schuldnerin unmittelbare Versorgungszusagen (Direktzusa-
gen) abgegeben. Bei der Direktzusage erbringt der Arbeitgeber die Leistungen fur
den Arbeitnehmer aus der betrieblichen Altersversorgung selbst. Frau Kempf hét-
te ohne die Insolvenz nach Renteneintritt gegen Schnigge einen Anspruch auf
Zahlung einer monatlichen Rente in Hohe von EUR 781,97. Der Rentenbeginn
ware im Jahr 2025. Herr Klumpp hétte ohne die Insolvenz nach Renteneintritt ge-
gen Schnigge einen Anspruch auf Zahlung einer monatlichen Rente in Hohe von
EUR 977,71. Der Rentenbeginn ware im Jahr 2024.

Die vorstehenden Rentenanspriiche sind nicht durch eine Riickdeckungsversiche-
rung insolvenzgesichert, sodass der Pensions-Sicherungs-Verein Versicherungs-
verein auf Gegenseitigkeit ("PSVaG") die Anspriiche gegentiber den beiden Ar-
beitnehmern erfiillen masste.
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c)

Mietverhéltnisse/Leasingvertrage

aa)

bb)

Frankfurt am Main

Die Vermieterin der Geschaftsrdume der Schuldnerin in Frankfurt am Main
ist die Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue Rothofstrafle 13-19, 60313
Frankfurt am Main. Die Geschaftsraume werden der Schuldnerin zur Un-
termiete flr einen monatlichen Mietzins in Héhe von EUR 100,00 Uberlas-
sen. Eine Mietsicherheit besteht nicht.

Bereits vor der Insolvenzantragsstellung wechselte die Schuldnerin ihre Bu-
rordume in Frankfurt am Main und gab die langjéhrige Adresse Querstralie
8-10, 60322 Frankfurt am Main auf, da diese flr den laufenden Geschafts-
betrieb Uberdimensioniert waren. Die monatliche Miete belief sich auf

EUR 9.508,89.

Der ehemalige Vermieter der Schuldnerin verflgt tber eine Mietkaution in
Hohe von ca. EUR 27.698,10.

Die Schuldnerin priift derzeit, in welcher Hohe die Mietkaution mit einem
Pfandrecht des ehemaligen Vermieters belastet ist. Letzterer hat die Kaution
vorlaufig einbehalten, da die Nebenkosten noch nicht vollstandig abgerech-
net worden sind, der genaue Zeitpunkt der Beendigung des Mietverhéltnis-
ses streitig ist und der Vermieter eventuell Anspriiche aus einem Kabel-
schaden hat, der bei dem Auszug entstanden ist.

Das Frankfurter Betriebsmobiliar der Schuldnerin wurde Ende September
2018 bei dem Unternehmen KS Biiromobel GmbH, Wiesenstrale 2, 64347
Griesheim, eingelagert ("KS"). Mit KS wurde zwischenzeitlich eine Ver-
gleichsvereinbarung tber die Verwertung des Betriebsmobiliars getroffen
(vgl. B.111.1.a)cc)).

Willich

Wahrend des vorlaufigen Insolvenzverfahrens ist die Schuldnerin zudem
mit ihren weiteren Geschaftsraumen von Willich nach Wilfrath umgezogen.

Die Geschéftsanschrift in Willich lautete Bahnstral3e 27, 47877 Willich. Die
monatliche Miete fir die dortigen Raumlichkeiten betrug EUR 2.218,86.

Die Schuldnerin schloss mit der ehnemaligen Vermieterin eine Aufhebungs-
vereinbarung zum 31.12.2018.
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In dieser Vereinbarung wurde zum einen die vorzeitige Beendigung des
Mietverhéltnisses, zum anderen vereinbart, dass Erstattungsforderungen der
Schuldnerin aus der Nebenkostenabrechnung flr das Jahr 2017 sowie die
Mietkaution in Hohe von EUR 4.000,00 mit ausstehenden Mietzahlungen
der Schuldnerin verrechnet wird.

Als Gegenleistung fir die Benutzung der im Dezember 2018 bezogenen Ge-
schaftsraume in Wulfrath muss die Schuldnerin lediglich die laufenden Ne-
benkosten bezahlen. Eine Mietsicherheit besteht auch hier nicht.

cc) Leasingvertrage

Samtliche bestehenden Leasingvertrage der Schuldnerin konnten beendet
werden bzw. mit Zustimmung der Leasinggeber auf Dritte Ubertragen wer-
den.

d) (Mdgliche) Prozesse

aa) Aktivprozess gegen MSW GmbH, Wirtschaftsprifungsgesellschaft und
Steuerberatungsgesellschaft

Im Mai 2014 begab die zwischenzeitlich insolvente Penell Gesellschaft mit
beschrankter Haftung, Elektrogrohandel, Partner des Handwerks und der
Industrie, Planung Beratung und Verkauf Bahnhofstralie 32 , 64372 Ober-
Ramstadt ("Penell") Inhaberteilschuldverschreibungen in Hohe von insge-
samt EUR 4.921.440,00 Mio. mit einer Laufzeit vom 6. Juni 2014 bis zum
10. Juni 2019 und einer jahrlichen Verzinsung in Hohe von 7,75% (zusam-
men die "Schuldverschreibungen”).

Die Schuldnerin halt von diesen Schuldverschreibungen Inhaberteilschuld-
verschreibungen mit einem Nominalwert in H6he von insgesamt EUR
683.000,00 in ihrem Depot.

Der den Schuldverschreibungen zugrundeliegende Wertpapierprospekt vom
19. Mai 2014 sah vor, dass die Schuldverschreibungen durch eine Ubereig-
nung des Warenlagers der Penell besichert werden. Das Sicherungseigentum
an dem Warenlager wurde dabei nicht von den Inhabern der Schuldver-
schreibungen, sondern von der MSW GmbH, Wirtschaftsprifungsgesell-
schaft und Steuerberatungsgesellschaft ("MSW") als Treuh&nderin fur diese
gehalten.

Mit Klageschrift vom 26. Februar 2016 hat die Schuldnerin die MSW in ih-
rer Funktion als Treuh&nderin vor dem Landgericht Darmstadt (Az. 2 O
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bb)

CcC)

161/16) auf Schadenersatz in Hohe von EUR 575.427,38 nebst Zinsen ver-
klagt.

Die Schuldnerin vertritt die Auffassung, die MSW habe gegeniber den An-
leiheglaubigern ihre Pflichten aus dem Treuhandvertrag — bei dem es sich
um einen Vertrag (mit Schutzwirkung) zugunsten Dritter handelt — verletzt.
Die MSW habe unter anderem die aus der Emission der Schuldverschrei-
bungen erlosten Mittel freigegeben, obwohl die im Treuhandvertrag gere-
gelten Auszahlungsvoraussetzungen erkennbar nicht vorlagen.

Mit Beschluss vom 25. Juli 2016 setzte das Landgericht Darmstadt das Kla-
geverfahren auf Antrag der Parteien aus, um die Ergebnisse aus dem parallel
laufenden staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahren gegen die ehemaligen
Geschaftsfuhrer der Penell abzuwarten. Dieser ist mittlerweile von dem
Landgericht Darmstadt wegen Betruges zu einer Freiheitsstrafe von zwei
Jahren auf Bewahrung verurteilt worden.

Maoglicher Aktivprozess gegen Shard Capital Partners LLP

Im Jahr 2016 war bei der Schuldnerin kurzzeitig ein Insolvenzgrund aufge-
treten.

In diesem Zusammenhang wird auf den unter Abschnitt B.l.3.a)bb) darge-
stellten Sachverhalt Bezug genommen.

Die Schuldnerin vertritt die Auffassung, dass ihr gegen die Shard Capital
Partners LLP mit Sitz in London, GroRbritannien ("Shard Capital™) Scha-
densersatzanspriiche in erheblichem Umfang wegen verspéteter Zahlung zu-
stehen.

In einem Klageentwurf vom 15.12.2017 werden die Schadensersatzanspri-
che der Schuldnerin (inkl. Zinsen) auf mindestens EUR 2,0 Mio. beziffert.
Die Klage wurde von der Schuldnerin bisher primdr aus Kostengriinden
nicht eingereicht. Die gerichtlichen Vorschusskosten fir die erste Instanz
wirden ca. EUR 26.808,00 betragen. Die Schuldnerin hat in der Vergan-
genheit mehrfach erwogen, den Prozess mit Unterstiitzung eines professio-
nellen Prozessfinanzierers zu fuhren.

Moglicher Aktivprozess ProVenture Capital AG

Mitte des Jahres 2018 fiihrte die Schuldnerin erfolglose, finanzwirtschaftli-
che StabilisierungsmaRnahmen (insbesondere Investorensuche) durch. In
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dd)

diesem Zusammenhang wird auf den unter Abschnitt B.11.2 dargestellten
Sachverhalt Bezug genommen.

Die Schuldnerin ist der Auffassung, dass die Geltendmachung von eventuel-
len Schadensersatzanspriichen gegen die ProVenture Capital AG ("ProVen-
ture™) nur duBerst geringe Erfolgsaussichten hat.

Der Grund hierfur ist zum einen die — sofern Uberhaupt ein Schaden ent-
standen ist — nur schwierig zu ermittelnde Schadenshdhe, zum anderen die
Herleitung der Kausalitat des Verhaltens der ProVenture flr einen etwaigen
Schaden. Es kommt hinzu, dass erhebliche Zweifel an der wirtschaftlichen
Leistungsféhigkeit der ProVenture bestehen und dass eine Vollstreckung
gegen die in der Schweiz ansassige ProVenture weitere Unsicherheiten mit
sich bringen wirde.

BaFin-Verfahren

Gegen die Schuldnerin lauft derzeit bei der BaFin ein Ordnungswidrigkei-
tenverfahren. Die BaFin vertritt die Auffassung, die Schuldnerin habe in der
Vergangenheit in ihrer Eigenschaft als Skontrofiihrerin an der Bérse Dus-
seldorf gegen das gesetzliche geregelte Verbot ungedeckter Leerverkéufe
verstoRen. Danach ist es Marktteilnehmern grundsétzlich verboten, Wertpa-
piere zu verkaufen, die sie nicht im Bestand haben. Die BaFin hatte der
Schuldnerin von diesem Verbot allerdings eine Ausnahmegenehmigung er-
teilt. Zwischen der Schuldnerin und der BaFin ist nun streitig, ob bestimmte,
von der Schuldnerin in Bezug auf die Aktie der Solarworld AG getétigte
Leerverkaufe von dieser Ausnahmegenehmigung gedeckt waren oder nicht.

Insgesamt handelt es sich um 600 potentielle VerstoRe. Ein Verstol wird als
selbstandige Ordnungswidrigkeit gewertet und kann mit einem maximalen
BuBgeld in H6he von bis zu EUR 500.000,00 belegt werden. Theoretisch
konnte die BaFin also gegen die Schuldnerin ein BuRgeld in Hohe von ins-
gesamt EUR 300 Mio. verhéngen. Das nach der Kenntnis der Schuldnerin
bisher von der BaFin maximal verhdangte BulRgeld im Falle eines mehrfa-
chen Verstol3es gegen das Verbot ungedeckter Leerverkaufe betrug aller-
dings lediglich EUR 120.000,00.

Die Handelsuberwachung der Borse Diisseldorf hat in ihrer Stellungnahme
an die BaFin kein von den ublichen Téatigkeiten abweichendes Verhalten der
Schuldnerin feststellen kdnnen.
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Eine abschlieRende Beurteilung des Sachverhalts durch die BaFin liegt noch
nicht vor.

Steuerliche Verhéltnisse

Das zustandige Finanzamt fir die Schuldnerin ist das Finanzamt Frankfurt am Main V-
Hochst. Die Steuernummer der Schuldnerin lautet 47 220 43500.

Bis zum 28.02.2019 war die Lieske & Partner Steuerberater Partnerschaftsgesellschaft
mbB, Dusseldorf, die Steuerberaterin der Schuldnerin.

Seit dem 01.03.2019 ist die TCP Goessler Harmsen Steuerberatungsgesellschaft GmbH,
Burchardstr. 19, 20095 Hamburg, die Steuerberaterin der Schuldnerin.

Die Schuldnerin unterliegt der unbeschrankten Korperschaftssteuerpflicht gemaR § 1
Abs. 1 Nr. 1 KStG, der Gewerbesteuerpflicht gemaR § 2 Abs. 1 GewStG und der um-
satzsteuerlichen Regelbesteuerung nach 88 16-18 UStG. Die drei verschiedenen (Jah-
res-)Steuererkl&rungen in diesem Zusammenhang wurden letztmalig fir das Jahr 2016
abgegeben. Insbesondere beztiglich der Korperschaftsteuer 2016, der gesonderten Fest-
stellung des verbleibenden Verlustvortrags zur Korperschaftsteuer auf den 31.12.2016
und des Gewerbesteuermessbetrags 2016 hat das Finanzamt unter dem 23.01.2018 Be-
scheide erlassen.

Finanzwirtschaftliche Verhaltnisse
a)  Unternehmerische Betétigung und wirtschaftliche Entwicklung der Schuldnerin
aa) Tatigkeit der Schuldnerin bis 2016

Die Schuldnerin bietet aktuell Dienstleistungen in den Bereichen Listing,
sog. Initial Public Offering ("IPO™") und Verbriefung an.

Bis zu dem Zeitpunkt der Riickgabe der Erlaubnis fiir das Betreiben von
Bankgeschéften und fur die Durchfiihrung von Finanzdienstleistungen (vgl.
hierzu A.1) untergliederten sich die Geschéaftsbereiche der Schuldnerin wie
folgt:

Das Kerngeschaft der Schuldnerin, der Wertpapierhandel, umfasste insbe-
sondere die Bereiche Eigenhandel, Skontrofiihrung und vorbdrslicher Han-
del (Handel mit Aktien vor einem Borsengang).

Im Rahmen des Eigenhandels fiihrte die Schuldnerin Aktien und Rentenpo-
sitionen in ihrem Handelsbestand. Ein Bestandteil des Eigenhandels war zu-
dem der aulRerborsliche Telefonhandel mit Wertpapieren.
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Ein wesentlicher Bereich des Wertpapierhandels war zudem die Skontrofiih-
rung. Als Skontrofiihrer (oder auch Market Maker) bezeichnet man Kredit-
institute oder Finanzdienstleister, die flr die ihnen zugewiesenen Wertpa-
piere die Vermittlung und den Abschluss von Bérsengeschéften abwickeln
und die Borsenpreise feststellen. Die Schuldnerin war Skontrofuihrerin an
der Borse Dusseldorf, der Borse Frankfurt am Main und der Hanseatischen
Wertpapierborse Hamburg, an der Borse Disseldorf seit dem 01.01.2015 fir
alle dort gehandelten Wertpapiere, inklusive aller Rentenwerte. Zudem war
die Schuldnerin alleiniger Market Maker fiir Fondsanteile an der Borse Lu-
xemburg.

Neben dem klassischen Wertpapierhandel war die Schuldnerin im Bereich
Corporate Finance tétig. Dieser Bereich umfasste insbesondere die umfas-
sende Beratung von Unter-nehmen im Zusammenhang mit (i) der Akquisiti-
on und Durchfuhrung von aul3erborslichen Eigenkapital-, Fremdkapital- und
Mezzaninefinanzierungen, (ii) der Emission von Aktien (inklusive der VVor-
bereitung eines Borsengangs), (iii) der Emission und Aufstockung von An-
leihen sowie (iv) der Strukturierung und Griindung von Fondsgesellschaf-
ten.

Aufgrund schwieriger Marktbedingungen und geanderter aufsichtsrechtli-
cher Vorgaben verzeichnete die Schuldnerin in den vergangenen Jahren
Umsatzriickgénge in ihrem traditionellen Geschéaftsfeld des Wertpapierhan-
dels. So konnten beispielsweise in dem Bereich des vorboérslichen Wertpa-
pierhandels in den letzten Jahren nur noch geringe Umsétze erzielt werden,
da immer weniger Unternehmen einen Bérsengang im Sinne eines IPO
durchfihrten.

Im Bereich der Skontrofiihrung der Aktien an der Borse Dusseldorf fuhrte
die Umstellung der Orderausfiihrungsfihrungsgrundsétze (sog. Best-
Execution) auf der Grundlage der Finanzmarktrichtlinie (MiFID) zudem zu
stark erhdhten Kosten, sodass die Schuldnerin diesbeziiglich keine positiven
Ertrage mehr erzielen konnte. Vor diesem Hintergrund beschloss die
Schuldnerin im Jahr 2016, die Skontroftihrung an der Borse Disseldorf zum
31.12.2016 einzustellen.

Gleichzeitig plante die Schuldnerin, andere Geschéaftsbereiche zu erweitern.
So sollte beispielsweise der auRerborsliche, telefonische Wertpapierhandel
weiter ausgebaut werden. Der Telefonhandel hatte aufgrund des Delisting
vieler Aktiengesellschaften in den vergangenen Jahren immer grofi3ere Be-
deutung erlangt. Um Aktiondren einer nicht mehr bérsennotierten Aktienge-
sellschaft auch weiterhin den Handel mit den Aktien zu ermdglichen, nahm
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bb)

die Schuldnerin diese Aktien in ihren Telefonhandel auf. Um mdoglichst vie-
len Aktionaren den Zugang zu diesem Handelssegment zu er6ffnen, nahm
die Schuldnerin im Jahr 2014 den Direkthandel mit Privatanlegern auf. Auf
der von der Schuldnerin unter der Internetadresse
www.zeichnungsplattform.de eingerichteten Plattform konnten Anleger
nach einer Registrierung, Identifizierung und Hinterlegung erforderlicher
WpHG-Daten Wertpapierorder direkt an die Schuldnerin erteilen.

Dartber hinaus plante die Schuldnerin, den von dem Wertpapierhandel un-
abhangigen Bereich der Corporate Finance Beratung sukzessive zu erwei-
tern und als wesentliches Geschéftsmodell der Schuldnerin zu etablieren.

Eintritt eines Insolvenzgrundes im Jahr 2016 und dauerhafte Folgewirkun-
gen

(i)  Eintritt eines Insolvenzgrundes im Jahr 2016

Allerdings trat im September 2016 fiir wenige Tage und vollig unvor-
hergesehen bei der Schuldnerin ein Insolvenzgrund ein, der erhebli-
che, negative wirtschaftliche Aus- und Folgewirkungen auf das Ge-
schéft der Schuldnerin hatte.

Im Einzelnen:

Die Schuldnerin wickelte im August 2016 zwei groRere Wertpapier-
orders fur einen institutionellen Kunden, die Shard Capital ab. Die
Shard Capital war bereits seit dem 27.02.2013 Kunde bei der Schuld-
nerin.

Die Shard Capital beauftragte die Schuldnerin im August 2016, flr sie
Aktien der Amatheon Agri Holding N.V. (die "Amatheon-Aktien™)
und der RNTS Media N.V. (die "RNTS-Aktien") zu erwerben. Die
Schuldnerin erwarb die Aktien am 18.08.2016 und am 19.08.2016.
Die weitere Abwicklung des Wertpapiergeschéfts, also die Ubertra-
gung der erworbenen Aktien von der Schuldnerin auf die Shard Capi-
tal sollte innerhalb von drei Bankarbeitstagen nach dem Erwerb der
Aktien durch die Schuldnerin erfolgen.

Mit Schreiben vom 18.08.2016 bzw. 19.08.2016 informierte die
Schuldnerin die Shard Capital Gber den Erwerb der georderten Wert-
papiere unter Angabe der Stlickzahl der erworbenen Aktien, des
Stiickpreises, der Kaufsumme und des Abwicklungstags.
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Die Abwicklung von abgeschlossenen Wertpapiergeschaften erfolgt
mittels bestimmter Buchungssysteme wie beispielsweise dem von der
Clearstream International S.A. betriebenem CASCADE-
Buchungssystem. Die flr die Abwicklung erforderlichen Daten, die
Standard Settlement Instructions (die "SSI"), wurden bereits bei der
Aufnahme der Shard Capital als Kundin der Schuldnerin ausgetauscht.
Zur Abwicklung ist es erforderlich, dass beide Parteien des Wertpa-
piergeschafts ihre Abwicklungsbanken anhand der SSI und der fiir das
konkrete Wertpapiergeschéft geltenden Daten — Wertpapierkenn-
nummer, Stuickzahl, Stlickpreis, Kaufsumme, Handelstag, Abwick-
lungstag — zur Ubertragung der Wertpapiere bzw. Zahlung der Kauf-
summe instruieren. Stimmen die Instruktionen tberein, kommt es zu
einem sogenannten "Match" des Wertpapiergeschéafts. Anders als die
Schuldnerin instruierte die Shard Capital ihre Abwicklungsbank je-
doch nicht.

Hintergrund der nicht durchgefiihrten Abwicklung war, dass die Shard
Capital keine Abwicklungsbank benennen konnte, welche bereit war,
dass Wertpapiergeschéft fir sie durchzufuhren. Die Schuldnerin for-
derte die Shard Capital mehrmals zur Abwicklung des Geschéfts auf,
u.a. mit anwaltlichem Schreiben vom 15.09.2016.

Wegen des nicht abgeschlossenen Wertpapiergeschéafts und der daraus
resultierenden Uberziehung des Kreditrahmens sperrte die HSBC
Trinkaus + Burkhardt AG (die "HSBC") die bei ihr gefuhrten Konten
der Schuldnerin. Die HSBC fungierte als Depot- und Abwicklungs-
bank fur die Schuldnerin.

Zudem musste die Schuldnerin ab Mitte September 2016 die Zahlun-
gen an ihre Glaubiger einstellen, weil sie wegen der Verzdgerung der
Abwicklung des Wertpapiergeschéfts nicht tber genligend Liquiditat
verfugte und sie wegen der Sperrung ihrer Konten faktisch zahlungs-
unféhig war.

Erst Ende September konnte die Shard Capital die ABN AMRO Glo-
bal Custody Services N.V. als Abwicklungsbank benennen, die bereit
war, flr sie das Wertpapiergeschaft durchzufiihren. Am 30.09.2016
erfolgte eine erste teilweise Abwicklung. Um 13:04 Uhr wurden sémt-
liche Amatheon-Aktien Ubertragen. Die Shard Capital zahlte im Ge-
genzug EUR 2.001.304,00 fur die Amatheon-Aktien.
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(i)

Die Schuldnerin sah sich allerdings um 14:00 Uhr gezwungen, der
BaFin ihre Zahlungsunfahigkeit anzuzeigen, da sie wegen der noch
immer bestehenden Sperrung ihrer Konten keine Zahlungen an ihre
Glaubiger vornehmen konnte. Zu der Anzeige fihrte letztlich, dass der
fiir die Wertpapierauftrage verauslagte Betrag von EUR 9,1 Mio. so
bedeutend war, dass die HSBC die Eigenmittel der Schuldnerin als Si-
cherheit bis zur Abwicklung der Geschéfte zurtickhielt. Die Schuldne-
rin konnte somit nicht mehr tber ausreichend liquide Mittel frei ver-
fugen.

Um 15:16 Uhr konnte ein weiterer Teil des Wertpapiergeschéfts ab-
gewickelt werden. Mittels der Abwicklungsbanken wurde ein Teil der
RNTS-Aktien von der Schuldnerin auf die Shard Capital Ubertragen.
Die Shard Capital zahlte hierfur EUR 2.996.815,00.

Mit um 15:31 Uhr Ubermittelter E-Mail informierte die Schuldnerin
die BaFin Uber den aktuellen Stand der noch offenen Geschafte. Mit
um 16:15 Uhr tbermittelter E-Mail teilten die Geschaftsfuhrenden Di-
rektoren der BaFin mit, dass die HSBC die Schuldnerin bis zum
04.10.2016 nicht Gber ihre Konten verfugen lassen wird. Aufgrund der
Sperrung ihrer Konten war es der Schuldnerin weiterhin nicht mog-
lich, Zahlungen an ihre Glaubiger vorzunehmen.

Die BaFin stellte daraufhin noch am 30.09.2016 fiir die Schuldnerin
einen Insolvenzantrag bei dem Amtsgericht Disseldorf.

Die Ubertragung der restlichen RNTS-Aktien erfolgte erst am
04.10.2016 in zwei Tranchen. Nach Ubertragung der ersten Tranche
hob die HSBC die Sperrung der bei ihr gefiihrten Konten der Schuld-
nerin wieder auf.

Nachdem die Schuldnerin die BaFin hiertiber informiert hatte, zog
diese den Insolvenzantrag noch am 04.10.2016 zuriick.

Dauerhafte Folgewirkungen der kurzzeitigen Insolvenz

Trotz der nur wenige Tage andauernden Insolvenz der Schuldnerin
hatte diese einen erheblichen betriebswirtschaftlichen Schaden zur
Folge.

Denn aufgrund des Insolvenzereignisses verlor die Schuldnerin am
30.09.2016 nicht nur die Skontrofuihrung an der Borse Dusseldorf (die
man sowieso zum 31.12.2016 beenden wollte), sondern auch die
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Skontrofuihrung an der Hanseatischen Wertpapierbdrse Hamburg.
Dariiber hinaus wurde das Ruhen der Zulassung der Schuldnerin zum
Borsenhandel an der Baden-Wirttembergischen Wertpapierborse, der
Frankfurter Wertpapierborse, der Berliner Borse, der Hanseatischen
Wertpapierbdrse Hamburg und der Bérse Dusseldorf sowie bei Trade-
gateExchange angeordnet.

Wegen der Abwicklungsprobleme weigerte sich auch die HSBC mit
sofortiger Wirkung, weitere Wertpapiergeschéfte fir die Schuldnerin
durchzufuhren und zog gegeniber den Borsen ihre Abwicklungs-
bankerklarung zurtick, sodass die Schuldnerin seit spatestens Novem-
ber 2016 keine Borsengeschafte mehr tatigen konnte. Eine andere
Abwicklungsbank verweigerte wegen der Abwicklungsprobleme mit
der Shard Capital und insbesondere der hierdurch bedingten Insol-
venzantragsstellung die Unterschrift unter den bereits ausverhandelten
Vertragsentwurf.

Da der Schuldnerin somit keine Abwicklungsbank mehr zur Verfi-
gung stand, verlor sie im April 2017 ihre bis dahin ruhenden Borsen-
zulassungen endgultig.

Zugelassen zum Handel war die Schuldnerin seither nicht mehr in
Deutschland, sondern nur noch im Ausland, an der Borse in Luxem-
burg.

Zwar bemihte sich die Schuldnerin im Folgenden, wieder eine tech-
nisch und finanziell tragfahige Geschaftsverbindung zu einer Abwick-
lungsbank aufzubauen, um den kompletten ehemaligen Geschaftsum-
fang bis zum Eintritt der kurzzeitigen Insolvenz am 30.09.2016 wie-
derzuerlangen. Allerdings konnte die Schuldnerin bis zu dem Zeit-
punkt der Riickgabe der Erlaubnisse (siehe oben) keine Abwicklungs-
bank mehr finden. Damit ruhte ein Grof3teil des ehemaligen Geschaf-
tes.

Im Ergebnis flhrten diese Umsténde wirtschaftlich dazu, dass der
durchschnittliche monatliche Rohertrag der Schuldnerin von ca. EUR
154.000,00 (Zeitraum Januar bis September 2016) auf EUR 41.500,00
(Zeitraum Oktober 2016 bis Oktober 2017) sank.

Im Jahr 2016 flhrte dies zu einem Jahresfehlbetrag in Héhe von ca.
EUR 2.233.000,00 (Vorjahr: ca. EUR 399.000,00). Bedingt durch ei-
nen massiven Abbau der eigenen Handelsbestdnde zur Sicherung der
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Liquiditat der Schuldnerin sank zudem die Bilanzsumme von ca. EUR
15.087.000,00 auf ca. EUR 2.419.000,00.

In Zuge dessen verdufRerte die Augur Financial Holding Zwei GmbH
& Co. KG, bis dahin Hauptaktionarin der Schuldnerin, im Dezember
2016 ihre Aktien an der Schuldnerin an Herrn Florian Weber.

b)  Umsatz und Ertrag der letzten drei Jahre

Die Schuldnerin erwirtschaftete in den letzten drei Jahren folgende Umsétze und

Ertrage:
Geschéaftsjahr | Umsatz in EUR Ergebnis in EUR Bilanzsumme in EUR
2017 914.884,38 -2.625.626,19 2.038.028,20
2016 9.517.806,75 -2.231.865,77 2.419.223,91
2015 20.654.640,21 -393.181,39 15.086.975,77

Die Zahlen sind den jeweiligen Jahresabschlissen entnommen.

Der Jahresabschluss der Schuldnerin fiir 2017 wurde bisher nicht testiert.

Krisenursachen und Grinde der aktuellen Insolvenz 2018

Nach dem Wegfall ihres Kerngeschafts (siehe hierzu oben B.1.3.a)bb)) war die Schuld-
nerin zunachst bestrebt, ihre Kosten nachhaltig zu senken und die bereits zuvor begon-
nene Anpassung ihres Geschaftsmodells weiter fortzuentwickeln. Gleichzeitig suchte
die Schuldnerin Investoren fiir eine Beteiligung an der Schuldnerin. Die ergriffenen
MafRnahmen brachten jedoch nicht den gewiinschten Erfolg, was die Schuldnerin letzt-
lich zu Antragsstellung bewegte. Im Einzelnen:

Angestrebte Anpassung des bisherigen Geschéftsmodells der Schuldnerin

Um das Fehlen einer Abwicklungsbank zu kompensieren und ihre Abhangigkeit von
den Umsatz- und Kursentwicklungen an den Wertpapierborsen zu reduzieren, plante die
Schuldnerin, ihr Provisionsgeschaft auszubauen.

Zudem beabsichtigte die Schuldnerin, die folgenden Geschaftsfelder (wie auch teilweise
geschehen) zu erschlie3en:
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Grindung oder Erwerb einer Verbriefungsgesellschaft nach Luxemburger Recht
und Aufbau eines Zertifikategeschéfts (siehe oben unter B.1.1.a)hh)).

Die Verbriefungsgesellschaft emittiert tiber sog. Compartments Wertpapiere (z.B.
Zertifikate oder Schuldverschreibungen), die institutionelle Kunden zeichnen kon-
nen. Der Emissionserlds wird dann in vorher festgelegte Projekte investiert. Fir die
Strukturierung und Begleitung der Emission erhalten die SCM Trust S.A. (vormals:
SCHNIGGE Trust S.A.) und die SCHNIGGE Administration & Service Manage-
ment S.A. eine einmalige sowie eine jahrliche Geblihr.

Eigenemission von Wertpapieren (Zertifikate) durch die Schuldnerin, inklusive der
Durchfiihrung von 6ffentlichen Angeboten, zu deren Zweck ein Basisprospekt er-
stellt wird.

Aktivierung des bestehenden aufsichtsrechtlichen Erlaubnisumfangs in bisher opera-
tiv noch nicht oder nicht bedeutend durchgefiihrten Bereichen. Hier wéren z. B. das
Finanzportfoliogeschéft, Leasinggeschaft oder Factoring Geschaft zu nennen.

Ausbau der von der Gesellschaft betriebenen Zeichnungsplattform, tiber die Anleger
und Investoren Wertpapiere verschiedenster Emittenten zeichnen kdnnen.

Die unter dem Angebot www.zeichnungsplattform.de betriebene Zeichnungsplatt-
form ermdglicht es Anlegern, dort vertriebene Wertpapiere und andere Finanzpro-
dukte standardisiert und nach einem technischen Konzept, welches einer FinTech
Plattform entspricht, zu erwerben. Aufgrund neuer gesetzlicher Regelungen fir den
Vertrieb bestimmter Finanzprodukte einerseits und dem vermehrten Markteintritt
neuer FinTech-Anbieter andererseits, besteht die Mdglichkeit, die Plattform auch
dritten Anbietern gegen Gebuhr zugénglich zu machen.

Prifung und gegebenenfalls VVorbereitung einer Erweiterung der bestehenden Er-
laubnis fir den Betrieb des Einlagen-, Depot- und Kreditgeschéftes.

Grindung oder Beteiligung an einer Gesellschaft, die als in Deutschland oder Lu-
xemburg regulierte Kapitalverwaltungsgesellschaft tatig ist und Fonds auflegen und
verwalten kann.

Umsetzung der sog. Blockchain-Technologie mit daraus folgendem Angebot von
Kryptowihrungen (von der Entwicklung und Auflage von Kryptowahrungen, Uber-
lassung von Handelsmdglichkeiten (Handelsplattformen)), Angebot von “E-
Wallets" oder dem Aufstellen von Geldautomaten und der Durchfiihrung von ICOs
(Initial Coin Offerings).
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Erfolglose finanzwirtschaftliche MaRnahmen (insbesondere Investorensuche)

Um die fur die inhaltliche Anpassung des Geschaftsmodells notwendige Liquiditét zu
generieren, flhrte die Schuldnerin im Januar 2017 eine Kapitalerhéhung um EUR
1.400.892,00 auf EUR 4.202.677,00 durch die Ausgabe neuer Aktien durch.

Die Hauptversammlung der Schuldnerin beschloss am 20.07.2017 zudem, den Verwal-
tungsrat zu erméchtigen, das Grundkapital der Schuldnerin bis zum 19.07.2022 einma-
lig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 2.101.338,00 gegen Bar- und/oder Sach-
einlage durch Ausgabe von bis zu 2.101.338 neuen, auf den Inhaber lautenden Aktien
im Nennbetrag von EUR 1,00 zu erhthen (das "Genehmigtes Kapital 2017/1").

Am 18.09.2017 beschloss der Verwaltungsrat das Genehmigte Kapital 2017/1 voll aus-
zunutzen und eine Barkapitalerhohung im Verhéltnis 2 zu 1 von EUR 4.202.677,00 um
EUR 2.101.388,00 auf EUR 6.304.015,00 durchzufthren.

Die Kapitalerhdhung wurde in Hohe von EUR 1.002.005,00 durchgefiihrt, sodass die
Schuldnerin derzeit ein Grundkapital in Hohe von EUR 5.204.682,00 hat.

Einen Teil dieser Kapitalerhdhung zeichnete die WAOW Entrepreneurship GmbH aus
Berlin. Diese beabsichtigte im Juni 2018, (iber eine Tochtergesellschaft der Krypto AG
als Erwerbergesellschaft (die Krypto AG ist wiederum mit der WAOW Entrepreneu-
rship GmbH verbunden) eine Mehrheitsbeteiligung an der Schuldnerin zu erwerben, um
uber die Schuldnerin das Geschaft mit Kryptowahrungen in Deutschland zu etablieren
(siehe bereits oben B.11.1). Geplant war beispielsweise der Betrieb spezieller Geldauto-
maten flr Kryptowahrungen sowie die Auflage von an Kryptowéhrungen angelehnten
Zertifikaten. Um eine Mehrheitsbeteiligung an der Schuldnerin erwerben zu kénnen,
hatte die Erwerbergesellschaft das Inhaberkontrollverfahren gemaR § 2c KWG, das bei
dem Erwerb einer bedeutenden Beteiligung (ab 10%) an einem Kreditinstitut oder ei-
nem Finanzdienstleister durchzufihren ist, zundchst erfolgreich abschlieen missen.
Das Inhaberkontrollverfahren wurde eingeleitet, konnte aber bis heute nicht abgeschlos-
sen werden.

Um bis zu dem Abschluss des Inhaberkontrollverfahrens die aufsichtsrechtlichen An-

forderungen an die Kapitalausstattung der Schuldnerin sicherzustellen, einigte sich die
Schuldnerin im August 2018 mit einem weiteren Investor, der ProVenture Capital AG
aus der Schweiz, dass dieser kurzfristig eine weitere Kapitalerhéhung der Schuldnerin
zeichnet.

Vor diesem Hintergrund beschloss der Verwaltungsrat der Schuldnerin am
17./18.08.2018, unter teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/1, das
Grundkapital der Schuldnerin von EUR 5.204.682,00 um EUR 500.000,00 auf EUR
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5.704.682,00 durch Ausgabe von 500.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stiickaktien
gegen Bareinlage unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionére zu er-
hohen. Der Ausgabebetrag wurde auf EUR 2,00 je Aktie festgelegt.

Am 17.08.2018 unterzeichnete die ProVenture einen entsprechenden Zeichnungs-
schein, in dem sie sich verpflichtete die 500.000 Aktien im Nennwert von je EUR 1,00
zu einem Ausgabebetrag von je EUR 2,00 zu zeichnen. Obwohl der Zeichnungsbetrag
in Hohe von EUR 1.000.000,00 sofort zur Zahlung fallig war, konnte die Schuldnerin
bis heute keinen Zahlungseingang verzeichnen und die Frist zur Durchfiihrung der Ka-
pitalerhdhung zum 30.10.2018 verstrich ergebnislos.

Folglich war die Schuldnerin im August 2018 nicht mehr in der Lage, die aufsichts-
rechtlichen Anforderungen an die Kapitalausstattung eines Kreditinstituts zu erfullen.
Deswegen entschloss sich die Schuldnerin am 27.08.2018, die Erlaubnis fiir das Betrei-
ben von Bankgeschéaften sowie die Durchfiihrung von Finanzdienstleistungen zuriick zu
geben und das entsprechende erlaubnispflichtige Geschéft (also den Geschéftsbereich
des Wertpapierhandels) mit sofortiger Wirkung einzustellen.

Da die Schuldnerin ber die nicht-erlaubnispflichtigen Geschéfte nur noch einen gerin-
gen Umsatz erwirtschaftete, drohte der Schuldnerin ab dem Zeitpunkt der Einstellung
der erlaubnispflichtigen Geschafte die Zahlungsunféhigkeit im Sinne des § 18 InsO.
Auf Basis der zeitgleich vorgenommenen Liquiditatsplanungen drohte der Schuldnerin
ab dem 31.12.2018 zudem der Eintritt der Zahlungsunfahigkeit nach § 17 InsO. Vor
diesem Hintergrund stellten die geschaftsfiihrenden Direktoren der Schuldnerin zur
Vermeidung weiterer Nachteile flr die Schuldnerin und deren Glaubiger am 11.10.2018
einen Insolvenzantrag.

Zeitraum nach Stellung des Insolvenzantrags und Er6ffnung des Insolvenzverfah-
rens

Malnahmen
a)  Betriebsfortfihrung

Die Schuldnerin fiihrte und fihrt ihren verbleibenden, nicht erlaubnispflichtigen
Geschaftsbereich in reduziertem Umfang im Rahmen des (vorlaufigen) Insol-
venzverfahrens in Eigenverwaltung in Abstimmung mit dem Sachwalter fort.

Im Einzelnen wurden seit Stellung des Insolvenzantrags insbesondere die folgen-
den wesentlichen BetriebsfortfuhrungsmalRnahmen getroffen:
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aa)

bb)

cc)

Bewertung Betriebs- und Geschaftsausstattung

Die Schuldnerin lieR ihre gesamte Betriebs- und Geschéftsausstattung von
der Firma Perlick Industrieauktionen GmbH, Konigstein im Taunus, bewer-
ten. Die Bewertung erfolgte mit Gutachten vom 31.10.2018 (das "Gutach-
ten™) sowohl unter Fortfuhrungs- als auch unter Liquidationsgesichtspunk-
ten. Das Gutachten kommt zu Fortfuhrungswerten in Hohe von insgesamt
EUR 15.235,00 netto und zu Liquidationswerten in Hohe von EUR 7.522,00
netto.

Mietverhaltnis Frankfurt am Main

Hierzu wird vollumféanglich auf die Ausfiihrungen unter B.l.1.c)aa) verwie-
sen.

Sofern die Schuldnerin nach der Rechtskraft des Insolvenzplans Zahlungen
aus dem ehemaligen Mietverhaltnis Frankfurt am Main erhalt, wird sie diese
an CMS zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glau-
biger Uberweisen.

Abschluss Vergleichsvereinbarung mit KS

Mit KS wurde am 04.12.2018 mit Zustimmung des Sachwalters eine Ver-
gleichsvereinbarung tber die Verwertung des bei dieser Ende September
2018 eingelagerten Frankfurter Betriebsmobiliars der Schuldnerin getroffen.
Hiernach ist die KS unter bestimmten VVorgaben zur Verwertung des einge-
lagerten Betriebsmobiliars berechtigt. Im Gegenzug verzichtet die KS ge-
genuber der Schuldnerin auf samtliche ihr aus der Vertragsbeziehung zur
Schuldnerin zustehenden Forderungen und Rechte (z.B. Pfandrechte und
andere Sicherungsrechte). Der Abschluss dieser Vergleichsvereinbarung
war fur die Glaubigergesamtheit vorteilhaft. Die KS hatte gegen die Schuld-
nerin eine durch ein Pfandrecht an den eingelagerten Biromobeln gesicherte
Forderungen in Hohe von EUR 3.026,00 netto. Die bei KS eingelagerten
Betriebsmobel haben nach dem Gutachten einen Liquidationswert in Hohe
von ca. EUR 2.400,00 netto. Sofern KS im Rahmen der VerdauRRerung der
Betriebsmdobel einen Erlos erzielt, der den Betrag in Hohe von

EUR 3.026,00 ubersteigt, ist KS gemal der Vergleichsvereinbarung ver-
pflichtet, diesen Mehrerlds an die Schuldnerin herauszugeben.

Sofern die Herausgabe nach der Rechtskraft des Insolvenzplans erfolgt,
wird sie den Mehrerlds an CMS zwecks einer Nachtragsverteilung an die
guotenberechtigten Glaubiger Gberweisen.
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dd)

ee)

ff)

99)

Mietverhaltnis Willich

Hierzu wird vollumfénglich auf die Ausfiihrungen unter B.1.1.c)bb) verwie-
sen.

Sofern die Schuldnerin nach der Rechtskraft des Insolvenzplans Zahlungen
aus dem ehemaligen Mietverhaltnis Willich erhélt, wird sie diese an CMS
zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger
uberweisen.

Verwertung Betriebs- und Geschaftsausstattung (Betriebsmobiliar) Willich

Die Schuldnerin veréuf3erte mit Zustimmung des Sachwalters alle Betriebs-
maobel in Willich an den Nachmieter und andere Personen und erzielte so
insgesamt einen Betrag in H6he von EUR 4.380,00 brutto.

Leasing

Samtliche bestehende Leasingvertrage der Schuldnerin konnten beendet
werden bzw. mit Zustimmung der Leasinggeber auf Dritte Gbertragen wer-
den.

Ubereinkunft mit HSBC

Im Februar 2019 hatte die Schuldnerin bei der HSBC ein Kontoguthaben in
Hohe von EUR 63.961,81. Die HSBC machte an diesem Kontogthaben ein
AGB-Pfandrecht in H6he von EUR 30.309,98 geltend.

Der verpfandete Betrag diente zur Sicherung der Risiken aus sog. Shortbe-
stdnden auf dem Depotkonto der Schuldnerin bei der HSBC. Shortbestéande
bedeutet, dass die Schuldnerin Wertpapiere verkaufte, die sie selbst nicht in
ihrem Bestand hatte. Bei diesen Wertpapieren handelte es sich um Fondsan-
teile. Da die jeweiligen Fondsgesellschaften keine neuen Anteile mehr aus-
geben, war die Schuldnerin seit geraumer Zeit nicht in der Lage, die noch
offenen Positionen auf ihrem Depotkonto bei der HSBC einzudecken. Die
HSBC haftet den Kaufern der Wertpapiere als ehemalige Abwicklungsbank
der Schuldnerin fiir alle aus den Leerverkdufen entstehenden Schaden.

Am 11.03.2019 konnte die Schuldnerin mit Zustimmung des Sachwalters
mit der HSBC diesbeztiglich eine Einigung erzielen. Die HSBC schloss die
Shortbestédnde gegen eine Einmalzahlung in Hohe von EUR 21.000,00 kehr-
te und den Restbetrag an die Schuldnerin aus. Die Einmalzahlung wurde auf
der Grundlage des aktuellen Kurses der Fondsanteile berechnet.
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V.

AnschlieRend wurden alle noch bestehenden Konten und Depots der
Schuldnerin bei der HSBC geschlossen.

hh)  Weitere Vertragsverhaltnisse

Samtliche tberflissigen und nicht mehr benétigten Vertragsverhéltnisse hat
die Schuldnerin — soweit moglich — gekiindigt oder einvernehmlich mit dem
Vertragspartner beendet.

b)  Investorenprozess
Hierzu wird vollumféanglich auf die Ausfihrungen unter A.111.2 verwiesen.

Ziele des Insolvenzplans und beschreibende Gegeniiberstellung denkbarer Verwer-
tungsalternativen

Durch den vorliegenden Insolvenzplan soll fur die Glaubiger der Schuldnerin eine im
Verhaltnis zur Regelabwicklung erhdhte Befriedigung sowie fiir die Schuldnerin eine
umfassende Sanierung erreicht werden. Wie unter B.1V., B.V.2.d) und B.V.2.d) ersicht-
lich, erfahren die Glaubiger der Schuldnerin bei Annahme des Insolvenzplans eine Bes-
serstellung gegenuiber der Liquidationsquote im Fall der Regelabwicklung ohne Insol-
venzplan.

Bei dem Insolvenzplan handelt es sich um einen den Rechtstrager erhaltenden Insol-
venzplan, d.h. nach Umsetzung der Regelungen des Insolvenzplans bleibt die Schuldne-
rin als juristische Person in der Rechtsform einer SE erhalten.

Liquidation des Schuldnervermdgens gemaf 8§ 38, 187 ff. InsO ohne Insolvenz-
plan

Ohne den Insolvenzplan misste der Geschéftsbetrieb der Schuldnerin stillgelegt und li-
quidiert werden. Es ist davon auszugehen, dass die Stilllegung einen Zeitraum von min-
destens drei Monaten in Anspruch nehmen wirde.

Das Vermdogen der Schuldnerin wird an dieser Stelle auf der Basis von Liquidations-
werten zum Stichtag 10.07.2019 ermittelt. Dabei sind etwaige Fremdrechte an den je-
weiligen Vermodgensgegenstanden auf Aussonderung aus der Insolvenzmasse (Fremdei-
gentum) bzw. auf abgesonderte Befriedigung aus dem Gegenstand (&hnlich einem
Pfandrecht) zu beachten. Diese Rechte dritter Personen sind von den Liquidationswer-
ten der Vermdgensgegenstande in Abzug zu bringen.

Forderungen sind, unabh&ngig von dem oben Besagten, bezuglich ihrer Werthaltigkeit
berichtigt anzusetzen. Kiinftige Forderungen sind nicht zu berticksichtigen.
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Verbindlichkeiten sind grundsétzlich nach 8§88 239 ff. HGB mit dem vollen Wertansatz
zu bertcksichtigen (Vollstandigkeits- oder Vorsichtsprinzip des Handelsrechts).

Im Rahmen des Insolvenzverfahrens entstehende Verbindlichkeiten sind ebenfalls anzu-
setzen, da sie auch bei der Gesamtquote zu berticksichtigen sind.

SchlieRBlich sind die Verfahrenskosten und sonstigen Masseverbindlichkeiten von der
zur Verfugung stehenden Insolvenzmasse vorab in Abzug zu bringen.

Vermdgen im Liquidationsfall
a)  Anlagevermdgen

Das Anlagevermdogen der Schuldnerin setzt sich wie folgt zusammen:

Bezeichnung Liquidationswert EUR

Immaterielle Vermodgensgegenstande 7.500,00
(Markenrechte, Domains, Software, Kundendaten etc.)

Betriebs- und Geschéftsausstattung 3.540,00
Beteiligungen an Tochtergesellschaften 6.500,00
Gesamt 17.540,00

aa) Immaterielle Vermdgensgegenstande

Die Schuldnerin ist Inhaberin diverser Marken. Es handelt sich im Einzel-
nen um:

e Schnigge Guarantee Trading
e Schnigge
e Schnigge Online Trading Center

Eine Bewertung der Markenrechte wurde nicht vorgenommen. Aufgrund
der Tatsache, dass die Schuldnerin in ihren wesentlichen Geschaftsberei-
chen nicht mehr tatig ist, ist davon auszugehen, dass die Markenrechte kei-
nen oder nur einen sehr geringen Liquidationswert besitzen. Bestatigt wird
dies durch die Ergebnisse des oben beschreibenen M&A Prozesses. Dort
hatte Herr Florian Weber als einziger Interessent flr die Rechte an der Mar-
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b)

bb)

cc)

ke "Schnigge" lediglich einen Betrag in H6he von EUR 500,00 geboten, der
dementsprechend fir die Vergleichsrechnung zugrunde gelegt wird.

Ein weiterer Interessent hatte im Rahmen des M&A-Prozesses fur die Do-
main http://www.SCHNIGGE.de sowie die Kundendaten der Zeichnungs-
plattform insgesamt EUR 7.000,00 geboten.

Die Schuldnerin ist schlieBlich Eigentiimerin diverser EDV-
Softwareprogramme und einer Zeichnungsplattform fur die Zeichnung von
Neuemissionen. Im Liquidationsfall ist beiden Positionen kein Wert zuzu-
schreiben. Bei den EDV-Softwareprogrammen handelt es sich um auf den
Wertpapierhandel spezialisierte Produkte, die nur im Falle einer Fortfiihrung
des Geschéftsbetriebs als werthaltig zu bewerten waren. Die Zeichnungs-
plattform ist noch nicht komplett fertig gestellt.

Betriebs- und Geschaftsausstattung

Die verbliebene (siehe zu den VerdulRerungen oben unter I11.1.a)ee) Be-
triebs- und Geschaftsausstatttung (Betriebsmobiliar) hat einen Liquidati-
onswert in Hohe von EUR 3.540,00.

Anteile Tochtergesellschaften

Die Schuldnerin halt alle Anteile an der SCM Trust S.A. (vormals: SCH-
NIGGE Trust S.A.) und der SCHNIGGE Administration & Service Ma-
nagement S.A. (siehe oben unter 1.1.a)hh)).

Herr Florian Weber hat als einziger Bieter im Rahmen des M&A Prozesses
fiir die Anteile an den beiden Tochtergesellschaften einen Gesamtpreis in
Hohe von EUR 6.500,00 geboten. Das Angebot orientierte sich angabege-
malk an dem Liquidationswert, also dem Aktivvermdgen der Tochtergesell-
schaften nach Abzug ihrer Verbindlichkeiten.

Umlaufvermdgen

Das Umlaufvermdgen der Schuldnerin setzt sich wie folgt zusammen:

Bezeichnung Liquidationswert EUR

Wertpapiere 26.816,07

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.031,00
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Forderungen gegeniber verbundenen Unternehmen 6.978,00
sonstige Forderungen 19,71
Guthaben bei Kreditinstituten 122.339,44
Kassenbestand 1,07
Sonderaktiva 1,00
Gesamt 157.186,29
aa) Wertpapiere

bb)

Die Schuldnerin hat den tGberwiegenden Teil ihres Wertpapierbestandes
verduRert. Ein Zahlungseingang in Héhe von EUR 25.400,00 erfolgt kurz-
fristig.

Die verbliebenen Wertpapiere haben einen Wert in Hohe von EUR 1.416,07
(siehe hierzu auch unter C.I1V.6.).

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Die Schuldnerin hat Forderungen aus Listinggebuhren (Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen) gegen mehrere Kunden in Hohe von insgesamt
EUR 32.589,00. Gegenuber den Kunden Median Trust S.A., Viceroy In-
dustrials S.A. und Semper Augusta S.A. bestehen seit 2018 Forderungen in
Hohe von insgesamt EUR 24.500,00. Die Schuldnerin hat diese Kunden be-
reits mehrfach angemahnt und mitlerweile den Erlass von zwei Mahnbe-
scheiden erwirkt. Die Forderungen sind allerdings als wertlos zu bewerten
und damit lediglich mit einem Erinnerungswert von EUR 1,00 anzusetzen,
da das Vermdgen der beiden Kunden im Rahmen eines eines staatsanwaltli-
chen Ermittlungsverfahrens beschlagnahmt worden ist. Ein weiterer Teil der
Forderungen in Hohe von EUR 7.859,00 ist ebenfalls bereits seit dem Jahr
2018 fallig und bereits eingefordert. Da auch hier aufgrund der Uberfallig-
keit Zweifel an der Werthaltigkeit bestehen, werden diese mit ca. 10%, also
mit einem Wert in Hohe von EUR 800,00 angesetzt.
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cc)

dd)

ee)

ff)

99)

Forderungen gegeniiber verbundenen Unternehmen

Gegeniiber den beiden Tochtergesellschaften der Schuldnerin bestehen For-
derungen in H6he von EUR 6.978. Diese sind als werthaltig zu bewerten
und wurden am 10.07.2019 an die Schuldnerin tberwiesen.

Sonstige Forderungen

Im Rahmen der sonstigen Forderungen hat die Schuldnerin Stiickzinsforde-
rungen in Héhe von EUR 20.790,12 aus Anleihen der WGF AG, die sie in
ihrem Bestand hélt. Da Uber das Vermdgen der WGF AG ein Insolvenzver-
fahren erdffnet worden ist und der Insolvenzverwalter Herr Rechtsanwalt
Dr. Biner Bahr derzeit davon ausgeht, dass die Insolvenzglaubiger, wozu
auch die Anleihegléubiger zahlen, mit keiner Insolvenzquote aus dem Insol-
venzverfahren iber rechnen kénnen, werden diese Forderungen ebenfalls
mit einem Erinnerungswert von lediglich EUR 1,00 angesetzt.

Dariiber hinaus bestehen unter sonstige Fordeurngen ein Erstattunganspruch
gegen eine Krankenkasse in Héhe von EUR 15,71 und ein durchlaufender
Posten in Hohe von EUR 3,00. Diese Forderungen werden mit dem vollen
Wert angesetzt.

Es ergeben sich also sonstige Forderungen in Héhe von EUR 19,71.
Guthaben bei Kreditinstituten

Die Schuldnerin hat Guthaben auf den bei diversen Kreditinstituten gefihr-
ten Konten in H6he von insgesamt EUR 122.339,44.

Kassenbestand
Der Kassenbestand der Schuldnerin beléduft sich auf EUR 1,07.
Sonderaktiva

Zu den Sonderaktiva z&hlen potentielle Schadensersatzanspriiche der
Schuldnerin gegen ihre Organe sowie potentielle Anspriiche gegen ihre Ge-
sellschafter bzw. Aktionére und etwaige Anfechtungsanspriiche. Diese An-
spruche waren von dem Sachwalter geltend zu machen.

Der Sachwalter hat Anfechtungsanspriiche gegen die Verwaltungsratsmit-
glieder der Schuldnerin, Herrn Dr. Jirgen Frodermann und Herrn Stefan
Volk, wegen einer verfriihten Zahlung der Verwaltungsratsvergutung fir
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2. (Masse-)Verbindlichkeiten im Liquidationsfall

das Jahr 2018 in Hohe von EUR 16.065,00 und EUR 8.032,50 ermittelt und
jeweils mit Schreiben vom 29.05.2019 geltend gemacht.

Herr Dr. Jurgen Frodermann hat den Betrag in Hohe von EUR 16.065,00
bereits an die Schuldnerin gezahlt, Herr Stefan VVolk ein notariell beglaubig-
tes Schuldanerkenntnis in Héhe von EUR 8.032,50 abgegeben ("Schuldan-
erkenntnis Volk"). Aufgrund der unklaren Einbringlichkeit dieses An-
spruchs wird er mit einem Erinnerungswert von EUR 1,00 angesetzt.

Von dem Vermdgen waren die folgenden Masseverbindlickeiten in Abzug zu bringen:

a)

b)

Verfahrenskosten

Die Verfahrenskosten setzen sich wie folgt zusammen und beruhen auf den An-

gaben des Sachwalters.

Bezeichnung Wert EUR
Gerichtskosten 9.453,00
Vergutung des vorlaufigen Sachwalters 10.220,00
Vergutung des Sachwalters 24.780,00
Gesamt 44.453,00

Sonstige Masseverbindlichkeiten

Zu den sonstigen Masseverbindlichkeiten zahlen insbesondere die Steuer- und
Rechtsberatungskosten der Schuldnerin wahrend der Eigenverwaltung sowie die

Kosten fur die Fortfiihrung des Geschéftsbetriebs.

Bezeichnung Wert EUR
Steuerberatung (geschatzt) 40.800,00
Rechtsberatung (geschétzt) 30.000,00
Akteneinlagerung/-vernichtung 500,00
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Kosten der Betriebsfortfiihrung 39.286,10

Gesamt 110.586,10

Die Schétzung der Steuerberatungskosten orientiert sich an den Steuerberatungs-
kosten der Schuldnerin fur das Jahr 2017 flr die Erstellung des Jahresabschlusses
sowie der notwendigen Steuererklarungen in Hohe von insgesamt EUR 13.600,00.
Ausgehend von einem Liquidationszeitraum von insgesamt drei Jahren
(2018/2019/2020) ergeben sich damit die voraussichtlichen Steuerberatungskosten
in Hohe von insgesamt ca. EUR 40.800,00.

Die Kosten der Betriebsfortfiihrung beinhalten die offenen Masserverbindlichkei-
ten aus der Betriebsfortfiihrung bis einschlieRlich 10.07.20109.

Stilllegungskosten

Sofern der Insolvenzplan nicht angenommen und der Geschéftsbetrieb der
Schuldnerin stillgelegt und liquidiert werden musste, wére von einem Stillle-
gungszeitraum von weiteren drei Monaten auszugehen. Wahrend dieses Zeitraums
wirden die folgenden Stilllegungskosten entstehen, die ebenfalls als Massever-
bindlichkeiten zu bedienen waren:

Bezeichnung Wert EUR
Mietkosten 600,00
Lohnkosten 15.800,00
Gesamt 16.400,00

Bei den Mietkosten handelt es sich fir die Miete fiir die Untermiete bei der Tauris
Capital AG in Hohe von monatlich EUR 100,00 und die Nebenkostenbeteiligung
fur die Bliroraume in Wilfrath.

Die Lohnkosten umfassen die monatlichen Gehalter fur die geschéftsfihrenden
Direktoren, die im Falle einer Stilllegung aufgrund des reduzierten Tatigkeitsum-
fangs gegenuber einer Fortfiihrung weiter zu reduzieren waren.
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Insolvenzforderungen

Da nach Abzug der Masseverbindlichkeiten verbleibende Vermdgen der Schuldnerin
ware unter den Insolvenzglaubigern aufzuteilen.

a)  Festgestellte Insolvenzforderungen

Derzeit sind die folgenden Insolvenzforderungen zur Insolvenztabelle festgestellt:

Glaubiger Forderungsgrund Forderungshdéhe EUR
AIlL Solutions Schulung 589,05
Niklas Breckling Arbeitsentgelt 23.178,91
Bundesagentur flr Arbeit Insolvenzgeld 40.659,02
CMS Rechtsberatung 4.066,64
Deutsche Aktenvernichtung | Dienstleistung 292,74
Jochen Heim Arbeitsentgelt 4.348,71
Indevis Miete Token 214.20
Markus Kappes Arbeitsentgelt 20.177,00
Kinstlersozialkasse Abgaben 221,72
Peter Kusters Dienstleistung 3.570,00
mgm security Dienstleistung 2.677,5
PSVaG Betriebliche Altersver- | 350.000,00
sorgung
Querstrasse Miete 5.390,23
RM GLOBAL Gebé&udereinigung 541,76
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b)

SCN Solutions IT-Dienstleistung 686,50
The Infrastructure IT-Dienstleistung 505,75
The Cluster Company IT-Dienstleistung 27.070,67
Thomson Reuters Warenlieferung 2.157,94
Entschédigungseinrichtung | Jahresbeitrag 2.100,00
der  Wertpapierhandelsun-

ternehmen

SHS Treuhand Dienstleistung 3.406,91
Volkswagen Leasing Leasing 8.121,10
Gesamt 499.982,45

Nachtraglich angemeldete Forderung

Zu den bereits festgestellten Forderungen ist die folgende, nachtraglich angemel-
dete Forderung hinzuzurechnen:

Herr Dr. Jurgen Frodermann hat nach der Anfechtung und Rickzahlung der Ver-
waltungsratsvergutung fir das Jahr 2018 diese nachtraglich zur Insolvenztabelle

angemeldet.

Diese Forderung ist in Hohe von EUR 16.065,00 anzuerkennen.

Gesamtinsolvenzfoderungen

Insgesamt sind deswegen Insolvenzforderungen in H6he von EUR 516.047,45 zu

berticksichtigen.
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Insolvenzquote

Im Ergebnis ergébe sich im Liquidationsfall das folgende Bild:

Position Wert EUR
Summe Insolvenzmasse 174.726,29
Summe Verfahrenskosten 44.453,00
Summe sonstige Masseverbindlichkeiten 110.586,10
Summe Stilllegungskosten 16.400,00
Zwischensumme 3.287,19
Summe Insolvenzforderungen 516.047,45

Im Ergebnis bedeutet dies, dass die quotenberechtigten Insolvenzglaubiger eine Quote

in HOohe von 0,6 % zu erwarten hétten.

Darlegung des angedachten Sanierungskonzepts

Dem unter B.1V. dargestellten Liquidationsszenario steht das angedachte Sanierungs-
konzept des Investors gegeniber, das mittels des vorliegenden Insolvenzplans umge-

setzt werden soll.

Leitbild des sanierten Unternehmens

Im Kern sind zur Umsetzung des Sanierungskonzepts des Investors folgende Schritte er-

forderlich:

a)  Erwerb der Tochtergesellschaften sowie der Alt-Aktien durch Investor

Der Investor hat angeboten, zunachst die Aktien der Schuldnerin an der SCM
Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) sowie der SCHNIGGE Administra-
tion & Service Management S.A. zu erwerben.

AnschlieRend soll der Erwerb der Alt-Aktien an der Schuldnerin erfolgen. Dabei
geht der Investor davon aus, dass insbesondere die folgenden Vermdgenswerte
nicht zugunsten der Gldaubiger verwertet werden, sondern bei der Schuldnerin

verbleiben:
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b)

Samtliche Rechte an der Zeichnungsplattform
www.zeichnungsplattform.de;

Immaterielle Vermdgensgegenstande wie Marken- Namens und/oder Li-
zenzrechte u.a. an "SCHNIGGE", "SCHNIGGE Guarantee Trading" oder
"SCHNIGGE Online Trading Center";

Funktionsfahige IT-Landschaft (samtliche Hardware wie Server, Clients,
Verteiler, Racks; samtliche Software);

Potentielle Anspriche gegen MSW und Shard Capital (siehe hierzu oben
unter B.1.1.d)aa)).

Hingegen verbleiben die folgenden Vermdgenswerte in der Insolvenzmasse und
kdnnen zugunsten der Glaubiger verwertet und im Rahmen der Insolvenzplanquo-
te ausgeschittet werden:

Wertpapierpositionen der Schuldnerin, die bis zur gerichtlichen Bestéti-
gung des Insolvenzplans verdaufRert werden;

Betriebsmobiliar;

Bargeld- und Kontoguthaben der Schuldnerin.

Schritt 1

Das Ziel des Investors ist es, nach der erfolgreichen Umsetzung des Insolvenz-
plans das kiinftige Geschéaftsmodell der Schuldnerin in einem ersten Schritt zu-
néchst auf folgende, erlaubnisfreie Bereiche zu konzentrieren:

Crowd-Funding

Der Investor beabsichtigt das Einbringen von Geschéftsanteilen an einer
deutschen GmbH, die eine Crowd-Funding Plattform betreibt. Die Crowd-
Funding Aktivitaten sollen insbesondere mit den technischen Mdéglichkei-
ten der bestehenden Zeichnungsplattform Synergieeffekte bilden.

Beratung und Vertrieb von auf3erbdrslichen Beteiligun-
gen/Schuldverschreibungen

Der Investor beabsichtigt das Einbringen von Geschéftsanteilen an einer
weiteren deutschen GmbH, die eine BaFin-lizensierte, klassische Ver-
triebsgesellschaft fir aulRerborsliche Beteiligungen und Schuldverschrei-
bungen darstellt.
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e Corporate Finance Beratung flr kleine und mittelstdndische Unternehmen
sowie Crowd-Funding-Emittenten

Der Investor beabsichtigt sein bestehendes Corporate Finance Beratungs-
geschaft unmittelbar bei der Schuldnerin einzubringen und dort auf Basis
der noch vorhandenen Restaktivitaten weiter zu entwickeln.

Schritt 2

Zudem beabsichtigt der Investor in einem zweiten Schritt, kurz- bzw. mittelfristig
die Erteilung einer neuen Erlaubnis zum Betrieb von Bank- und Finanzdienstleis-
tungsgeschaften (ggf. sogar in Form einer Volllizenz) bei der BaFin zu beantra-
gen.

Zusammengefasst beabsichtigt der Investor, aus der Schuldnerin eine kleine, ex-
klusive Investmentbank amerikanischen Zuschnitts zu entwickeln.

MaRnahmen des Insolvenzplans

Zur Umsetzung des Konzepts des Investors ist die Durchfuhrung der folgenden MaR-
nahmen erforderlich:

a)

b)

MaRnahmen auf Glaubigerebene

Die nicht nachrangigen, ungesicherten Glaubiger erhalten auf ihre Forderungen
eine Insolvenzplanquote in Hohe von 2,7 % (siehe unten unter d)).

Auf ihre danach verbleibenden Forderungen verzichten die Insolvenzglaubiger
unwiderruflich. Die Schuldnerin nimmt den Verzicht an.

MaRnahmen auf Schuldnerebene

GemaR der in der Anlage 6 beigefuigten Abtretungsvereinbarung ("Abtretungs-
bereinbarung™) Ubertragt die Schuldnerin ihre Aktien an der SCM Trust S.A.
(vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) und der SCHNIGGE Administration & Service
Management S.A. auf den Investor, aufschiebend bedingt auf den Zeitpunkt der
Rechtskraft des Insolvenzplans.

Mafnahmen auf Aktiondrsebene
aa) Anteilsubertragung

Auf Aktionérsebene ist vorgesehen, dass samtliche Alt-Aktien auf den In-
vestor Ubertragen werden.
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(i)

Keine Erforderlichkeit einer Abfindung an die Alt-Aktionéare

Eine Abfindung in Form einer unmittelbaren Gegenleistung fir die
Aktionare, deren Alt-Aktien zum Zwecke der Ubertragung an den In-
vestor ausgebucht werden ("Alt-Aktionare"), ist nicht vorgesehen
und auch nicht erforderlich.

Denn die Alt-Aktien sind sowohl unter Liquidations- als auch unter
Fortflihrungsgesichtspunkten wertlos.

Die ergibt sich aus den folgenden Umsténden:

Die Zulassigkeit einer Ubertragung von Anteilen an dem Schuldner
durch einen Insolvenzplan ist in § 225a Abs. 3 InsO ausdrticklich ge-
regelt.

Eine Regelung, ob und wenn ja in welcher Hohe den Anteilsinhabern
im Falle einer Entziehung ihrer Anteile durch den Insolvenzplan eine
Abfindung zusteht, findet sich in der Insolvenzordnung hingegen
nicht.

§ 225a Abs. 5 Satz 1 InsO regelt lediglich den Fall eines freiwilligen
Austritts von Anteilsinhabern als Reaktion auf eine gesellschaftsrecht-
liche Planregelung. Aus der Gesetzgebungshistorie des Gesetzes zur
weiteren Erleichterung der Sanierung von Unternehmen ("ESUG")
ergibt sich allerdings, dass der Gesetzgeber auRerhalb dieses Spezial-
falls keine Abfindung an die Anteilsinhaber vorsehen wollte. Denn die
im damaligen Diskussionsentwurf zum ESUG in § 225a Abs. 4 Dis-
KE-ESUG enthaltene Regelung, nach welcher bei einem Eingriff in
die Anteilsrechte der Anteilsinhaber im Insolvenzplan eine angemes-
sene Entschadigung geregelt werden sollte, wurde im Laufe des Ge-
setzgebungsverfahrens ersatzlos gestrichen (Diskussionsentwurf
ESUG, S. 35 (Beilage 1 zu ZIP 28/2010); dazu: Seibt/Bulgrin, ZIP
2017, 353, 356; Simon/Merkelbach, NZG 2012, 121, 124).

Gleichzeitig stellte der Gesetzgeber in der Begriindung des Regie-
rungsentwurfs zum ESUG klar, dass im Falle eines Insolvenzverfah-
rens regelmaRig von einer Wertlosigkeit der Anteile auszugehen ist
(Begr. RegE ESUG, BT-Drucks. 17/5712, S. 32).

Den Schutz der Anteilsinhaber sah der Gesetzgeber Uber deren Einbe-
ziehung in den Minderheitenschutz gemaR 8 251 InsO und das Ostruk-
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tionsverbot gemal 8 245 InsO als gesichert an (Begr. RegE ESUG,
BT-Drucks. 17/5712, S. 34 u. S. 35 am Ende).

1)

()

Liquidationswert der Anteile als Mindestabfindung

Die Einbeziehung der Anteilsinhaber in den Minderheitenschutz
geméR § 251 InsO hat zur Folge, dass diese im Rahmen eines
Insolvenzplans mindestens so gestellt werden mussen, wie sie in
einem Regelinsolvenzverfahren stiinden.

Folglich muss gewahrleistet werden, dass den Anteilsinhabern
in Anwendung des § 199 Satz 2 InsO zumindest der etwaige
Uberschuss nach einer Schlussverteilung an die quotenberech-
tigten Glaubiger in einem fiktiven Regelinsolvenzverfahren zu-
kommt (Briinkmans, ZInsO 2017, 1401, 1402).

Dieser Voraussetzung wird vorliegend genlige getan.

Aus der obigen (siehe oben unter 1V.) Liquidationsrechnung
ergibt sich, dass im Falle einer fiktiven Liquidation des Vermo-
gens der Schuldnerin ein Uberschuss, der an die Alt-Aktionare
ausgeschuttet werden kénnte, nicht zu erwarten ware.

Sofern nach dem Abschluss der Verteilung der potentiellen
Nachtragsverteilungsmasse ein Uberschuss verbleibt, ist CMS
gemal der als Anlage 5 beigefligten Auszahlungsvereinbarung
zudem verpflichtet, diese Restmasse an die Alt-Aktionére aus-
zukehren.

Somit ist gewahrleistet, dass den Alt-Aktionaren nach einer
vollstandigen Befriedigung der quotenberechtigten Glaubiger
ein eventuell verbleibender Uberschuss zuflieRt.

Insolvenzplanspezfischer Fortfihrungswert der Anteile

Umstritten ist dartiber hinaus, ob den Anteilsinhabern im Falle
der Durchftihrung eines Insolvenzplanverfahrens tiber den Li-
quidationswert ihrer Anteile hinaus eine an dem Fortfuhrungs-
wert des schuldnerischen Unternehmens zu bemessende Abfin-
dung zusteht (dagegen: Simon/Merkelbach, NZG 2012, 121,
124 f.; Spahlinger, in: Kibler/Pritting/Bork, Loseblattkommen-
tar zur InsO, Lieferung 03.2019, 8 225a Rn. 104; Spliedt, in: K.
Schmidt, Kommentar zur InsO, 19. Aufl. 2016, § 225a Rn. 8;
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daftir: Briinkmans, ZInsO 2017, 1401, 1402 f.; Eidenmller, in:
Miinchener Kommentar zur InsO, Band 3, 3. Aufl. 2014, § 225a
Rn. 46).

Dieser Meinungsstreit ist vorliegend nicht zu entscheiden, da er
sich im Ergebnis nicht auswirkt. Den Alt-Aktien ist vorliegend

auch unter Zugrundelegung von Fortfihrungswerten kein Wert
beizumessen.

Der (Fortfiihrungs-)Wert eines Unternehmens bestimmt sich ge-
nerell anhand seiner Ertragskraft, also seiner Féhigkeit, finanzi-
elle Uberschiisse fiir die Anteilseigner zu erwirtschaften (IDW S
1i.d.F. 2008, Rn. 4).

Ein insolventes Unternehmen erwirtschaftet grundsatzlich keine
Uberschiisse. Ein Insolvenzplan, der die Restrukturierung des
Unternehmens zum Gegenstand hat, bezweckt zumeinst die mit-
tel- oder langfristige Wiederherstellung der Ertragskraft des Un-
ternehmens.

Deswegen stellt sich zum einen die Frage, zu welchem Zeit-
punkt in einem Insolvenzplanverfahren die Ertragskraft des Un-
ternehmens zu bestimmen ist, das heif3t bis zu welchem Zeit-
punkt die Uberschiisse den bisherigen Anteilsinhabern zustehen
und ab wann sie den neuen Anteilsinhabern zuzurechnen sind.

Zum anderen ist fraglich, in welchem Umfang bei der Ermitt-
lung eines insolvenzplanspezifischen Fortfiihrungswerts eines
Unternehmens das in dem Insolvenzplan enthaltene Sanierungs-
konzept zu beriicksichtigen ist.

Da es bei der Beantwortung dieser Fragen um die Wertvertei-
lung zwischen Alt- und Neugesellschafter geht, ist als Bewer-
tungsstichtag grundsatzlich auf den Zeitpunkt des Eintritts des
neuen Anteilsinhabers abzustellen.

Dies ware vorliegend der Zeitpunkt der Veroffentlichung der
Bezugsmitteilung im Bundesanzeiger (siehe hierzu nachfolgend
unter (iii)).

Aus Griinden der Praktikabilitat ist jedoch bereits auf den Zeit-
punkt der Annahme des Insolvenzplans im Abstimmungstermin
abzustellen (Brunkmans/Harmann, in: Briinkmans/Thole, Hand-
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buch Insolvenzplan, 2017, § 34 Rn. 51 ff.; Briinkmans, ZInsO
2017, 1401, 1403). Denn auch gesetztliche Regelungen fur die
Bemessung von Abfindungen stellen auf die VVerhaltnisse der
Gesellschaft im Zeitpunkt der Beschlussfassung Uber die der
Abfindung zugrunde liegende Malinahme und nicht erst auf den
Zeitpunkt der Wirksamkeit diese Mainahme ab (vgl. § 30 Abs.
1 UmwG, 88 305 Abs. 3 Satz 2, 320b Abs. 1 Satz 5, 327b
AktG).

Im Hinblick auf die Frage, in welchem Umfang das Sanierungs-
konzept des Insolvenzplans bei der Bestimmung des Fortfiih-
rungswerts der Anteile maRgebend ist, ist zu beachten, dass die-
se Malknahmen regelméRig vom neuen Anteilsinhaber initiiert
und finanziert werden und deswegen nicht den alten Anteilsin-
habern zugerechnet werden kénnen. VVor diesem Hintergrund
sind zum Abstimmungstermin nur bereits eingeleitete oder kon-
kretisierte Mallnahmen des Sanierungskonzepts zu berticksichti-
gen (Briinkmans/Harmann, in: Briinkmans/Thole, Handbuch In-
solvenzplan, 2017, § 34 Rn. 59 ff.; Briinkmans, ZInsO 2017,
1401, 1403 f.).

Einigkeit besteht schliellich darin, dass auch der zum Bewer-
tungsstichtag ermittelte Fortfiihrungswert des Unternehmens den
alten Anteilsinhabern erst dann zugrunte kommen kann, wenn
aus diesem zunachst die Insolvenzglaubiger vollstandig befrie-
digt wurden (BGH, Beschluss v. 17.07.2014 — 1X ZB 13/14;
BGHZ 202, 133 Rn. 41 ("Suhrkamp™); Brinkmans/Harmann,
in: Brinkmans/Thole, Handbuch Insolvenzplan, 2017, § 34 Rn.
44: Briunkmans, ZInsO 2017, 1401, 1403; Eidenmdller, in:
Minchener Kommentar zur InsO, Band 3, 3. Aufl. 2014, § 225a
Rn. 46; Schafer/Wustemann, ZIP 2014, 1757, 1762).

Deswegen sind von einem etwaigen Fortfihrungswert stets die
Verbindlichkeiten des Unternehmens abzuziehen (Briinkmans,
ZInsO 2017, 1401, 1403; Eidenmdller, in: Mlinchener Kommen-
tar zur InsO, Band 3, 3. Aufl. 2014, § 225a Rn. 46).

Die Schuldnerin erwirtschaftet seit der Eroffnung des Insol-
venzverfahrens einen durchschnittlichen monatlichen Umsatz in
Ho6he von ca. EUR 4.400,00. Eine Umsatzsteigerung ist erst
nach der operativen und finanziellen Restrukturierung durch den
Investor nach dem rechtskréftigen Abschluss des Insolvenzplan-
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verfahrens zu erwarten und damit fir die Ermittlung des insol-
venzplanspezifischen Fortfihrungswerts nicht zu berticksichti-
gen. Den derzeitigen Umsatzen stehen die oben unter 1V.3. auf-
gelisteten Insolvenzforderungen in H6he von EUR 577.603,15
gegeniiber. Da dieses Forderungen aus den laufenden Ertragen
der Schuldnerin nicht bedient werden kdnnen, kann den Akt-
Aktionéren auch unter Fortflihrungsgesichtspunkten keine Ab-
findung zugestanden werden.

Unbeachtlichkeit des Borsenkurses der Schuldnerin

SchlieBlich ist auch der Borsenkurs der Schuldnerin fiir eine et-
waige Abfindung der Alt-Aktionare unbeachtlich.

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass der
Borsenkurs einer Aktiengesellschaft bei der Berechung einer
Abfindung fiir aulenstehende oder ausgeschiedene Aktionare
nach 88 304, 305, 320b AktG nicht auRer Betracht bleiben darf
(BVerfG, BeschluR vom 27. 04. 1999 — 1 BVR 1613-94; NJW
1999, 3769 ff.).

Allerdings lasst sich den Griinden dieser Entscheidung auch
entnehmen, dass eine an dem Borsenkurs orientierte Barabfin-
dung fur die Altaktionére nicht in Betracht kommt, wenn es da-
fur verfassungsrechtlich beachtliche Grinde gibt. Denn

Art. 14 Abs. 1 GG verlange keine Mindestentschadigung zum
Borsenkurs, sondern zum Verkehrswert der Aktien. Sofern der
Bdrsenkurs nicht den Verkehrswert der Aktie widerspiegele,
kénne die Abfindung deswegen ausnahmsweise auch den Bor-
senkurs der Aktien unterschreiten (BVerfG, NJW 1999, 3769,
3772).

Ein solcher Ausnahmefall liegt nach herrschender Meinung auch
in der Insolvenz einer borsennotierten Aktiengesellschaft vor.

Zwar wirden die Aktien bdorsennotierter Gesellschaften auch
wahrend des Insolvenzverfahrens hdufig noch Kurswerte im
niedrigen einstelligen Cent-Bereich aufweisen. Allerdings sei
dieser Borsenkurs zumeist nur durch einen verbleibenden Spe-
kulationswert zu erkl&ren, der in einer Wette auf die Beteiligung
an einem Sanierungskonzept oder auf den Erhalt einer erhofften
"Lastigkeitspramie" beruht. Dieser Spekulationswert sei nicht

53



(i)

von Art. 14 Abs. 1 GG geschitzt (Briinkmans/Harmann, in:
Brinkmans/Thole, Handbuch Insolvenzplan, 2017, § 34 Rn. 65;
Decher/Voland, ZIP 2013, 103, 111; Spliedt, GmbHR 2012,
462; ders., in: K. Schmidt, Kommentar zur InsO, 19. Aufl. 2016,
8 225a Rn. 8; a.A.: Eidenmdiller, in: Minchener Kommentar zur
InsO, Band 3, 3. Aufl. 2014, § 225a Rn. 47).

Fir die Unbeachtlichkeit des Borsenkurses der Schuldnerin
spricht nach dem Vorstehenden nicht nur die Insolvenz der
Schuldnerin an sich.

Vielmehr ist auch der Umstand zu berticksichtigen, dass sich der
durchschnittliche, gewichtete Bérsenkurs der Aktien der
Schuldnerin in dem Zeitraum vom 1. Mérz 2019 bis zum 31.
Mai 2019 nicht nur im niedrigen einstelligen Bereich bewegte,
sondern lediglich auf einen Wert von 1 Cent pro Aktie und da-
mit auf den kleinstmoglichen Wert belief.

Selbst wenn man fiir die Berechnung einer etwaigen Abfindung
der Alt-Aktioanre den Borsenkurses der Schuldnerin zugrunde
legen wirde, mussten die Verbindlickeiten der Schuldnerin von
dem so ermittelten Unternehmenswert abgezogen werden. Auch
an dieser Stelle gelten die vorstehend unter (2) geschilderten
Grundsatze entsprechend.

Einrdumung eines Bezugsrechts an die Alt-Aktionére

Schliel3lich gewahrt der Insolvenzplan den Alt-Aktionaren Uber die
Barkapitalerhéhung Alt-Aktionare das Recht, sich an der Sanierung
der Gesellschaft zu beteiligen und tiber diese Beteiligung einen Teil
der Alt-Aktien zurtck zu erlagen.

Damit rdumt der Insolvenzplan den Alt-Aktiondren faktisch ein Be-
zugsrecht ein, dass ihnen die Mdglichkeit gewahrt, ihre Beteiligung an
der Schuldnerin (zurtick) zu erhalten und an dem geplanten Sanie-
rungserfolg der Schuldnerin kiinftig zu patizipieren (so im Ergebnis
gefordert von: Simon/Merkelbach, NZG 2012, 121, 125 ff.).

Die Alt-Aktiondre erhalten damit in Bezug auf die kiinftige Beteili-
gung an der Schuldnerin Konditionen, welche denen des Investors
wirtschaftlich entsprechen.
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(iii) Wirksamkeit der Ubertragung

Die Ubertragung der Alt-Aktien wird in dem Zeitpunkt wirksam wer-
den, in dem die als Anlage 4 beigefiigte Mitteilung ("Ubertragungs-
mitteilung™) im Bundesanzeiger ver6ffentlicht wird. Die Ubertra-
gungsmitteilung wird die Schuldnerin unverziiglich nach der Rechts-
kraft des Insolvenzplans im Bundesanzeiger verdffentlichen.

Im Gegenzug fur den Erwerb der Alt-Aktien und den Erwerb der Ak-
tien an der SCM Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.) und
der SCHNIGGE Administration & Service Management S.A. hat sich
der Investor gegenuber der Schuldnerin verpflichtet, den Ausgleichs-
betrag zu zahlen. Der Investor hat den Ausgleichsbetrag auf einem
Notaranderkonto hinterlegt und diesbeztiglich mit der Schuldnerin und
dem Sachwalter die als Anlage 2 beigeftigte Hinterlegungsvereinba-
rung abgeschlossen.

bb) Bereitstellung der Bezugsaktien

cc)

Nach der Ubertragung der Alt-Aktien auf den Investor wird dieser gemaR
der als Anlage 5 beigeftigten Auszahlungsvereinbarung 520.468 Sttick der
auf ihn Ubertragenen Alt-Aktien ("Bezugsaktien™) an die in der als Anlage
5 beigefligten Auszahlungsvereinbarung definierte Abwicklungsstelle tiber-
tragen.

Barkapitalerhhungen

Das Grundkapital der Schuldnerin soll im Wege zweier Barkapitalerhtéhun-
gen von derzeit EUR 5.204.682,00 um insgesamt bis zu EUR 1.520.468,00
auf insgesamt bis zu EUR 6.725.150,00 unter Ausschluss des gesetzlichen
Bezugsrechts der Aktionére der Schuldnerin gegen Ausgabe von insgesamt
bis zu 1.520.468 neuen, auf den Inhaber lautende Stlickaktien mit einem
rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils EUR 1,00 erhoht werden.

(i) Barkapitalerh6hung Investor

Im Rahmen der ersten Barkapitalerhéhung soll das Grundkapital der
Schuldnerin um bis zu EUR 1.000.000,00 unter Ausschluss des ge-
setzlichen Bezugsrechts der Aktionére der Schuldnerin gegen Ausga-
be von bis zu 1.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stiickaktien
mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils EUR
1,00 ("Neue Aktien Investor™) gegen Zahlung einer Einlage in Héhe
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(i)

von EUR 1,00 je Neuer Aktie Investor erhoht werden ("Barkapital-
erhéhung Investor™).

Zur Zeichnung der Barkapitalerhéhung Investor soll nur der Investor
unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionére der
Schuldnerin zugelassen werden.

Zwar steht den Aktionaren einer Aktiengesellschaft geméR

§ 186 AktG grundsétzlich ein Bezugsrecht zu. § 225a Abs. 2 Satz 3
InsO sieht aber ausdriicklich vor, dass im gestaltenden Teil des Insol-
venzplans dieses Bezugsrecht ausgeschlossen werden kann. Eine Aus-
sage dazu, unter welchen Voraussetzungen ein entsprechender Be-
zugsrechtsausschluss moglich ist, wird in dieser VVorschrift nicht gere-
gelt. Die herrschende Auffassung geht davon aus, dass die gesell-
schaftsrechtlichen Regelungen zum Bezugsrechtsausschluss vom In-
solvenzrecht verdrangt werden und der Ausschluss ohne Heranzie-
hung formeller oder materieller Kriterien maéglich ist, insbesondere
keiner sachlichen Rechtfertigung bedarf (Eidenmiller, in: Miinchener
Kommentar zur InsO, Band 3, 3. Aufl. 2014, § 225a Rn. 50; De-
cher/Voland, ZIP 2013, 103, 106 f.; Haas, in: Heidelberger Kommen-
tar zur InsO, 9. Aufl. 2018, § 225a Rn. 35; Thies, in: Hamburger
Kommentar zur InsO, 7. Aufl. 2019, § 225a Rn. 30).

Dem Investor soll eine Bezugsfrist von zwei Wochen eingerdumt
werden ("Bezugsfrist Investor").

Der Beginn und das Ende der Bezugsfrist Investor wird in der als An-
lage 1 beigefugten Mitteilung der Schuldnerin ("Bezugsmitteilung™)
exakt definiert. Die Bezugsmitteilung wird unverziiglich nach der
Ubertragung der Bezugsaktien an die in der als Anlage 5 beigefiigten
Auszahlungsvereinbarung definierte Abwicklungsstelle verdffentlicht.

Barkapitalerhéhung Alt-Aktionére

Im Rahmen der zweiten Barkapitalerhohung soll das Grundkapital der
Schuldnerin um bis zu EUR 520.468,00 unter Ausschluss des gesetz-
lichen Bezugsrechts der Aktiondre der Schuldnerin gegen Ausgabe
von bis zu EUR 520.468 neuen, auf den Inhaber lautende Stiickaktien
mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils EUR
1,00 ("Neue Aktien Alt-Aktionare™) gegen Zahlung einer Einlage in
Hohe von EUR 1,00 zuzuglich eines in die Kapitalriicklage der
Schuldnerin gemaR 8 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB einzuzahlenden Aufgel-
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des in Hohe von EUR 0,02 ("Aufgeld™) je Neuer Aktie Alt-Aktionare
erhoht werden ("Barkapitalerhdhung Alt-Aktionare™).

Zur Zeichnung der Barkapitalerh6hung Alt-Aktionare werden unter
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionare der Schuld-
nerin nur die Alt-Aktionare entsprechend ihrer im Zeitpunkt der Aus-
buchung der Alt-Aktien vorhandenen Beteiligung am Grundkapital
der Schuldnerin im Verhaltnis 10:1 ("Bezugsrechtsverhaltnis") zuge-
lassen.

Den Alt-Aktionaren soll eine Bezugsfrist von zwei Wochen einge-
raumt werden ("Bezugsfrist Alt-Aktionare™). Der Beginn und das
Ende der Bezugsfrist Alt-Aktiondre wird in der Bezugsmitteilung
exakt definiert. Die Bezugsmitteilung wird unverziiglich nach der
Ubertragung der Bezugsaktien an die in der als Anlage 5 beigefiigten
Auszahlungsvereinbarung definierte Abwicklungsstelle veroffentlicht.

Zum wirksamen Bezug der Neuen Aktien Alt-Aktiondre im Rahmen
der Barkapitalerhohung Alt-Aktiondre sollen nur solche Alt-Aktionére
zugelassen werden, die der Schuldnerin innerhalb der Bezugsfrist Alt-
Aktionare die folgenden Dokumente in Schrift-oder Textform zu-
kommen lassen (entscheidend ist der Zugangszeitpunkt bei der
Schuldnerin):

Den vollstandig ausgefiillten Zeichnungsschein, entsprechend
dem Muster nach Anlage 3;

e Im Falle einer Vertretung oder der Zeichnung durch juristische
Personen liickenlose Nachweise Uber die Vertretungsbefugnis
der unterzeichnenden Person(en);

e Kopien von den Ausweisdokumenten der unterzeichnenden
Person(en) und ggf. Vollmachtgeber;

e Bescheinigung der depotfiihrenden Bank des Alt-Aktionars
uber die Ausbuchung der Alt-Aktien.

Soweit das Bezugsverhaltnis dazu fiihrt, dass rechnerische Anspriiche
auf Bruchteile von neuen Aktien entstehen, wird das Bezugsrecht der
Alt-Aktiondre hinsichtlich der entstehenden Spitzenbetrage ausge-
schlossen. Damit wird die Abwicklung der Aktienausgabe erleichtert.
Der Wert von Spitzenbetragen je Alt-Aktionér ist in der Regel gering,
der Aufwand fur die Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugsrechts-
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ausschluss fir Spitzenbetrage dagegen erheblich hoher. Der Aus-
schluss dient daher der Praktikabilitat und der erleichterten Durchfiih-
rung der Aktienausgabe.

Das Aufgeld ist gerechtfertigt, da jeder Alt-Aktionéar flr die Zeich-
nung einer Neuen Aktie Alt-Aktiondr eine Bezugsaktie erhalt. Das
Aufgeld entspricht dem Gegenwert, den der Investor in Form der
Einmalzahlung fur jede Alt-Aktie bezahlt. Das Aufgeld zahlt die
Schuldnerin geméR der als Anlage 5 beigefuigten Auszahlungsverein-
barung an den Investor fur die Bereitstellung der Bezugsaktien aus.

dd) Ubertragung der Bezugsaktien an die Alt-Altionare

ee)

Nach dem Ablauf der Bezugsfrist Investor und der Bezugsfrist Alt-
Aktionére sowie dem Erhalt inhaltlich tGbereinstimmender schriftlicher An-
weisungen der Schuldnerin und des Investors wird CMS die Bezugsaktien
gemal der als Anlage 5 beigefligten Auszahlungsvereinbarung an die Alt-
Aktiondre, welche die Barkapitalerhohung Alt-Aktionére gezeichnet und die
Einlage sowie das Aufgeld eingezahlt haben, Ubertragen. Nicht gezeichnete
Bezugsaktien werden gemal der als Anlage 5 beigefligten Auszahlungsver-
einbarung an den Investor Ubertragen.

Handelbarkeit der Aktien

Der Borsenhandel mit den Aktien der Schuldnerin wird voraussichtlich mit
dem Vollzug der Ubertragung der Alt-Aktien auf den Investor ausgesetzt.
Der Vollzug der Ubertragung der Alt-Aktien ist abgeschlossen, wenn die
Alt-Aktien auf das Depot des Investors umgebucht worden sind.

Die Wiedereinsetzung des Handels ist nach der Eintragung der Barkapital-
erhdhung Investor und der Barkapitalerh6hung Alt-Aktionére in das Han-
delsregister und der Ausgabe der Neuen Aktien an den Investor und die Alt-
Aktionére geplant.
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Insolvenzquote im Fall des Insolvenzplans

Im Vergleich zu dem Liquidationsszenario ergeben sich im Falle des Insolvenz-
plans die folgenden Anderungen:

aa) Vermogen im Falle des Insolvenzplans

Im Falle des Insolvenzplans wirde sich das Vermdgen der Schuldnerin wie
folgt zusammen setzen:

Bezeichnung Wert EUR
Guthaben bei Kreditinstituten 154.947,44
Kassenbestand 1,07
Ausgleichsbetrag 110.000,00
Sonderaktiva 1,00
Gesamt 263.949,51

Die Schuldnerin ist verpflichtet, zu dem Zeitpunkt der Rechtskraft des In-
solvenzplans die bei ihr vorhandenen Guthaben bei Kreditinstituten und
Kassenbestédnde — mit Ausnahme des Riickstellungsbetrags (EUR 1.000,00)
(siehe unten unter C.V11.2.) — innerhalb von fiinf (5) Bankarbeitstagen auf
das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto zu
uberweisen.

Es ist davon auszugehen, dass die Schuldnerin bis zu diesem Zeitpunkt die
Zahlungen aus dem Verkauf der Wertpapiere in Héhe von EUR 25.400,00,
aus dem Verkauf der PCs in Hohe von EUR 230,00 und die Zahlungen von
den Tochtergesellschaften in Hohe von EUR 6.978,00 erhalten hat, sodass
sich das Guthaben bei den Kreditinstituten entsprechend kurzfristig von
EUR 122.339,44 auf EUR 154.947,44 erhoht. Von diesem Betrag ist der
Ruiickstellungsbetrag in Hohe von EUR 1.000,00 abzuziehen.

Darlber hinaus wird zur Verteilung an die quotenberechtigten Glaubiger der
Ausgleichsbetrag auf dem Anderkonto zur Verfligung stehen.
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bb) (Masse-)Verbindlichkeiten

Im Hinblick auf die (Masse-)Verbindlichkeiten ergeben sich bei den sonsti-
gen Masseverbindlichkeiten die folgenden Abweichungen im Vergleich zu
dem Liquidationsszenario:

Bezeichnung Wert EUR
Steuerberatung 10.000,00
Rechtsberatung 130.000,00

Akteneinlagerung/-vernichtung -

Kosten der Betriebsfortfiihrung 65.000,00

Gesamt 205.000,00

Im Hinblick auf die sonstigen Masseverbindlichkeiten ist mit einem erheb-
lich geringeren Aufwand fiir die Steuerberatung zu rechnen, da zahlreiche
Tatigkeiten, wie beispielsweise die Jahresabschlussarbeiten flr das vergan-
gene und das laufende Geschéftsjahr nicht mehr von der Insolvenzmasse,
sondern von der restrukturierten Schuldnerin und dem Investor zu finanzie-
ren sind. Der Steuerberatungsaufwand ist im Insolvenzplanszenario deswe-
gen auf der Grundlage der bisherigen Erfahrungswerte auf EUR 10.000,00
zu schatzen.

Auf der anderen Seite ist im Insolvenzplanverfahren mit gegenuber der Re-
gelinsolvenz erheblich héheren Rechtsberatungskosten zu rechnen, da die
Erstellung und Durchfiihrung des Insolvenzplans einen erhéhten Beratungs-
aufwand verursacht.

Bis Ende Marz 2019 sind fiir die Beratung der Schuldnerin insgesamt
Rechtsberatungskosten in Hohe von EUR 186.067,05 brutto entstanden, von
denen bereits EUR 65.622,43 brutto bezahlt sind.

Die Schuldnerin hat mit CMS unter Zustimmung des Sachwalters geman
der als Anlage 9 beigefligten und noch abzuschlielenden Besserungsabrede
("Besserungsabrede™) vereinbart, dass die Vergutungsanspriche von CMS
auf einen Gesamtbetrag in H6he von EUR 215.000,00 brutto ("Gesamtver-
gutungsanspruch™) begrenzt werden. CMS hat in der Besserungsabrede
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cc)

dd)

zudem unter Einrdumung eines Besserungsrechts auf einen Teil des Ge-
samtvergutungsanspruchs in Hohe von EUR 85.000,000 brutto ("Ver-
zichtsbetrag") verzichtet. Der Verzichtsbetrag lebt in jedem Fall und in der
Hohe wieder auf, in der Betrége aus der Nachtragsverteilungsmasse (siehe
Teil C.VII1.5.2)) auf dem in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) ge-
nannten Anderkonto eingehen.

Vor diesem Hintergrund sind flr die Vergleichsrechnung als Masseverbind-
lichkeiten Rechtsberatungskosten in Hohe von EUR 130.000,00 brutto zu
berticksichtigen.

Die Kosten fir die Akteneinlagerung/-vernichtung entfallen, da diese Auf-
gabe von der restrukturierten Schuldnerin zu Gibernehmen ist.

Die Stilllegungskosten entfallen ebenfalls komplett, da im Insolvenzplan-
szenario der Geschaftsbetrieb der Schuldnerin fortgefiihrt wird.

Die Kosten fir die Betriebsfortfiihrung sind im Insolvenzplanverfahren hin-
gegen hoher einzuschétzen, da im Falle einer Liquidation bestimmte, fur die
Betriebsfortfiihrung notwendige Dienstleistungen, nicht mehr in Anspruch
genommen worden waren. Hierzu zahlen beispielsweise auch die Kosten fiir
eine Abwicklungsbank, welche die Ubertragung der Alt-Aktien umsetzen
wird. Die Schétzung beruht auf der Annahme, dass das Insolvenzplanver-
fahren bis Ende August 2019 abgeschlossen werden kann.

Insolvenzforderungen

Im Hinblick auf die Insolvenzforderungen ergeben sich keine Abweichun-
gen zu dem Liquidationsszenario.

Insolvenzquote

Im Ergebnis ergébe sich im Liquidationsfall das folgende Bild:

Position Wert EUR
Summe Insolvenzmasse 263.949,51
Summe Verfahrenskosten 44.453,00

Summe sonstige Masseverbindlich- | 205.000,00 €
keiten
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VI.

Summe Stilllegungskosten -

Zwischensumme 14.496,51

Summe Insolvenzforderungen 516.047,45

Dies fiihrt zu einer Insolvenzquote in H6he von 2,8 % und damit einer Bes-
serstellung gegentber dem Liquidationsszenario.

Gruppenbildung

Nach § 222 Abs. 1 InsO sind bei der Festlegung der Rechte der Beteiligten im Insol-
venzplan Gruppen zu bilden, soweit Beteiligte mit unterschiedlicher Rechtsstellung be-
troffen sind. Es ist zu unterscheiden zwischen

e den absonderungsberechtigten Glaubigern, wenn durch den Plan in deren Rechte
eingegriffen wird;

e den nicht nachrangigen Insolvenzgléubigern;

e den einzelnen Rangklassen der nachrangigen Insolvenzglaubiger, soweit deren
Forderungen nicht nach § 225 InsO als erlassen gelten sollen;

e den am Schuldner beteiligten Personen, wenn deren Anteils- oder Mitglied-
schaftsrechte in den Plan einbezogen werden.

In diesem Verfahren kommt es zu folgenden Gruppenbildungen:

e Gruppe 1: Nicht nachrangige Insolvenzglaubiger der Schuldnerin

In Gruppe 1 sind alle nicht nachrangigen ungesicherten Insolvenzgléubiger zu-
sammengefasst.

e Gruppe 2: Aktionére
In der Gruppe 2 sind die derzeitigen Aktionére der Schuldnerin zusammenge-
fasst. Der Plan greift in ihre Rechte ein, indem er eine Ubertragung der von
ihnen gehaltenen Aktien an einen Dritten vorsieht.

o Gruppe 3: PSVaG

Einziger Glaubiger dieser Gruppe ist der PSVaG.
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VII.

Von der Mdglichkeit, fir den PSVaG eine eigene Gruppe zu bilden, wird Ge-
brauch gemacht.

Gemall § 9 Abs. 4 S. 1 BetrAVG kann in einem Insolvenzplan, der die Fortfiih-
rung des Unternehmens oder eines Betriebes vorsieht, fir den PSVaG eine be-
sondere Gruppe gebildet werden. Konkret sind in Gruppe 3 die Anspriche auf
betriebliche Altersvorsorgung von Versorgungsempfangern und Versorgungs-
anwartern erfasst, soweit sie Uiber den PSVaG als dem gesetzlichen Tréger der
Insolvenzsicherung der betrieblichen Altersversorgung abgesichert und dem-
geméR nach 8 9 Abs. 2 BetrAVG mit Insolvenzerdffnung auf den PSVaG Uber-
gegangen sind. Soweit eine solche Absicherung nicht gegeben ist, etwa weil der
personliche Anwendungsbereich des § 17 BetrAVG nicht er6ffnet ist, fallen die
Versorgungsanspriiche in die Gruppe 1.

Weitere Gruppen werden nicht gebildet.

Eine Gruppe fir die nachrangigen Insolvenzglaubiger ist entbehrlich, sodass es bei der
gesetzlichen Regelung, dass die Forderungen der nachrangigen Insolvenzglaubiger nach
8 225 Abs. 1 InsO als erlassen gelten, verbleiben soll.

Antrag fur die Abstimmung der Glaubiger und Aktionare
Zur Abstimmung in den Gruppen 1 bis 3 wird folgender Antrag gestelit:

Die Glaubiger / Alt-Aktionare der Schuldnerin stimmen den Regelungen dieses
Insolvenzplans vollumfénglich zu.
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Gestaltender Teil geméan § 221 InsO
Gruppenbildung
Es werden folgende Gruppen gebildet:
e Gruppe 1: Nicht nachrangige Insolvenzglaubiger der Schuldnerin
e Gruppe 2: Aktiondre
e Gruppe 3: PSVaG
Plangestaltungen/Insolvenzplanquote/Nachtragsverteilung
Planregelungen fur die Gruppe 1

Die Gléaubiger der Gruppe 1 erhalten auf ihre von der Schuldnerin und dem Sachwalter
zur Insolvenztabelle festgestellten (d.h. weder von der Schuldnerin noch dem Sachwal-
ter bestrittenen) oder in einem gerichtlichen Verfahren aufgrund einer rechtskraftigen
Hauptsacheentscheidung festgestellten Forderungen eine Insolvenzplanquote in Héhe
von 2,7 %.

Die Insolvenzplanquote ist innerhalb von vier (4) Monaten nach der Rechtskraft der ge-
richtlichen Bestatigung des Insolvenzplans zu zahlen.

Die Zahlung erfolgt durch CMS gemaR der als Anlage 5 beigefligten und zwischen der
Schuldnerin, CMS und dem Sachwalter noch abzuschlieBenden Auszahlungsvereinba-
rung.

Die Schuldnerin und die Glaubiger der Gruppe 1 sind sich einig, dass die Glaubiger der
Gruppe 1 unter der Bedingung der Erfiillung der in diesem Insolvenzplan vorgesehenen
Leistung auf ihre Restforderung unwiderruflich verzichten.

Die Schuldnerin nimmt diesen Verzicht an.
Planregelungen fur die Gruppe 2

Die Alt-Aktionare stimmen der entschadigungslosen Ubertragung der Alt-Aktien auf
den Investor zu.

Planregelungen fir die Gruppe 3

GemaR § 7 Abs. 4 S. 5 BetrAVG soll in einem Insolvenzplan vorgesehen werden, dass
bei einer nachhaltigen Besserung der wirtschaftlichen Lage des Schuldners die von dem
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PSVaG zu erbringenden Leistungen ganz oder zum Teil wieder von dem Schuldner
ubernommen werden.

Vor diesem Hintergrund und der Tatsache, dass die Schuldnerin tber den Insolvenzplan
als Rechtstréger erhalten und nachhaltig restrukturiert werden soll, gilt fur die Gruppe 3
folgende Regelung:

Die Schuldnerin flhrt mit Rickwirkung zu dem Tag der Eréffnung des Insol-
venzverfahrens und mit Rechtskraft der Bestatigung des Insolvenzplans samtli-
che vorinsolvenzlich tiber den Durchfiihrungsweg der Unterstiitzungskasse be-
stehende betriebliche Altersvorsorgung, soweit sie dem gesetzlichen Insolvenz-
schutz nach dem BetrAVG unterliegt, in vollem Umfang unter Aufholung etwa-
iger Beitragsriickstande fort. Mit Eintritt des Sicherungsfalls auf den PSVaG
Ubergegangene Sicherungs- und Vermdgensrechte gehen zum Zeitpunkt der
Rickubertragung sofern vorhanden wieder auf die Schuldnerin Gber.

Die Schuldnerin fiihrt zugunsten zweier Versorgungsanwarter (s.o. unter ) insol-
venzgschutzte, betriebliche Altersversorgung in Form von unmittelbaren Ver-
sorgungszusagen durch.

Die Schuldnerin fihrt mit Rickwirkung zu dem Tag der Eréffnung des Insol-
venzverfahrens und mit Rechtskraft der Bestatigung des Insolvenzplans die un-
mittelbare Versorgungszusage (Direktzusage) zugunsten der Versorgungsanwar-
terin Frau Sabine Kempf, soweit sie dem gesetzlichen Insolvenzschutz nach dem
BetrAVG unterliegt, in vollem Umfang fort. Etwaige aus der Versorgungszusa-
ge zugunsten von Frau Kempf auf den PSVaG mit Eintritt des Sicherungsfalls
Ubergegangene Sicherungs- oder Vermdgensrechte gehen zu dem Zeitpunkt der
Ruckibertragung wieder auf die Schuldnerin tber.

Fur die zugunsten des Versorgungsanwarters Reinhold Klumpp von der Schuld-
nerin erteilte unmittelare Versorgungszusage tritt der PSVaG im Rahmen der
gesetzlichen Regelungen ein.

Der PSVaG erhalt auf seine festgestellte Forderung von 350.000,00 EUR eine
Insolvenzplanquote von 2,7 % und unterfallt im Weiteren den Regelungen fur
die Gruppe 1.

Nachtragsverteilung

Nach Maligabe der Regelungen in C.VIL5. und C.VII.6. kann es unter den dort be-
schriebenen Voraussetzungen zu weiteren Auszahlungen an die Glaubiger der Gruppe 1
sowie die Alt-Aktionare der Gruppe 2 kommen.
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Schuld-, gesellschaftsrechtliche und dingliche Regelungen des Insolvenzplans
Anteilsiibertragung Tochtergesellschaften

Die Schuldnerin tbertrégt ihre Aktien an der SCM Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE
Trust S.A.) und der SCHNIGGE Administration & Service Management S.A. gemal
der Abtretungsvereinbarung (Anlage 6 zum Insolvenzplan) auf den Investor, aufschie-
bend bedingt auf den Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans.

Anteilsiibertragung Schuldnerin
Die Alt-Aktien werden auf den Investor Ubertragen.

Die Ubertragung der Alt-Aktien erfolgt aufschiebend bedingt auf den Zeitpunkt, in dem
die Ubertragungsmitteilung (Anlage 4 zum Insolvenzplan) im Bundesanzeiger verof-
fentlicht wird. Die Ubertragungsmitteilung wird die Schuldnerin unverziiglich nach der
rechtskraftigen Bestatigung des Insolvenzplans im Bundesanzeiger veréffentlichen.

Die Alt-Aktionare stimmen der Ubertragung der Alt-Aktien auf den Investor wie folgt
Zu:

a) Die Ubertragung der Alt-Aktien erfolgt im Wege des Effektengiroverkehrs.

b) Die Alt-Aktien sind in einer oder mehreren Globalurkunden verbrieft, die bei
der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main hinterlegt sind. Der Anpruch
der Alt-Aktionére auf Einzelverbriefung ihrer Anteile ist satzungsgemaR ausge-
schlossen, soweit eine Verbriefung nicht nach den Regeln einer Borse erforder-
lich ist, an der die Aktien zugelassen sind. DemgemaR® sind die Alt-Aktionare
der Schuldnerin an dem von der Clearstream Banking AG gehaltenen Sammel-
bestand an Stiickaktien entsprechend ihrem Anteil als Miteigentiimer nach
Bruchteilen mit einer entsprechenden Depotgutschrift beteiligt.

c) Die Alt-Aktionare treten an den Investor ihre Miteigentumsanteile nach Bruch-
teilen an den bei der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, hinterlegten
Globalurkunden, ihre Herausgabeanspriiche gegen die Clearstream Banking AG,
Frankfurt am Main, in Bezug auf die Alt-Aktien sowie (hilfsweise) ihre Mit-
gliedschaftsrechte aus den Alt-Aktien ab.

d) Der Investor nimmt die vorstehenden Abtretungserkldrungen geman der als An-
lage 11 beigefiigten Annahmeerklarung an.

e) Die Ubertragung der Alt-Aktien auf den Investor erfolgt frei von Rechten Dritter
Die Rechte Dritter an den Alt-Aktien erldschen.
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f) Zum Zweck des Vollzugs der Ubertragung der Alt-Aktien werden die Depot-
banken die Depotbestédnde der Akt-Aktiondre an Alt-Aktien nach der Veroffent-
lichung der Ubertragungsmitteilung (Anlage 4 zum Insolvenzplan) ausbuchen
und auf das Depot des Investors umbuchen.

g) Die Alt-Aktionare erhalten keine Zahlung oder sonstigen unmittelbaren Leistun-
gen aus dem Insolvenzplan.

h) Der Verwaltungsrat der Schuldnerin wird ermachtigt, die weiteren Einzelheiten
der Ubertragung der Alt-Aktien festzusetzen und zu regeln.

Barkapitalerhdhung Investor

Das Grundkapital der Schuldnerin wird um bis zu EUR 1.000.000,00 unter Ausschluss
des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionare der Schuldnerin gegen Ausgabe von bis zu
1.000.000 neuen, auf den Inhaber lautende Stiickaktien mit einem rechnerischen Anteil
am Grundkapital von jeweils EUR 1,00 ("Neue Aktien Investor") gegen Zahlung einer
Einlage in Hohe von EUR 1,00 je Neuer Aktie Investor erhoht ("Barkapitalerhéhung
Investor").

Zur Zeichnung der Barkapitalerhéhung Investor wird der Investor unter Ausschluss des
gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionére der Schuldnerin zugelassen.

Dem Investor wird eine Bezugsfrist von zwei Wochen eingerdumt ("Bezugsfrist Inves-
tor™).

Der Beginn und das Ende der Bezugsfrist Investor wird in der als Anlage 1 beigefligten
Mitteilung der Schuldnerin ("Bezugsmitteilung") exakt definiert. Die Bezugsmitteilung
wird unverziiglich nach der Ubertragung der Bezugsaktien an die in der als Anlage 5
beigefiigten Auszahlungsvereinbarung definierte Abwicklungsstelle verdffentlicht.

Der Verwaltungsrat (siehe Ziffer 11.) wird ermdchtigt, die Fassung des 8§ 4 der Satzung
(Grundkapital / Aktien) entsprechend der Durchfiihrung der Barkapitalerhéhung Inves-
tor anzupassen.

Barkapitalerhohung Alt-Aktionére

Das Grundkapital der Schuldnerin wird um bis zu EUR 520.468,00 unter Ausschluss
des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionére der Schuldnerin gegen Ausgabe von bis zu
EUR 520.468 neuen, auf den Inhaber lautende Stiickaktien mit einem rechnerischen An-
teil am Grundkapital von jeweils EUR 1,00 (“"Neue Aktien Alt-Aktionare™) gegen Zah-
lung einer Einlage in H6he von EUR 1,00 zuziiglich eines in die Kapitalriicklage der
Schuldnerin gemal? § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB einzuzahlenden Aufgeldes in Hohe von
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EUR 0,02 ("Aufgeld") je Neuer Aktie Alt-Aktionare erhoht ("Barkapitalerh6hung
Alt-Aktionare").

Zur Zeichnung der Barkapitalerhohung Alt-Aktionare werden die Alt-Aktionare unter
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktiondre der Schuldnerin entsprechend
ihrer im Zeitpunkt der Ausbuchung der Alt-Aktien vorhandenen Beteiligung am Grund-
kapital der Schuldnerin im Verhéltnis 10:1 ("Bezugsrechtsverhaltnis") zugelassen.

Den Alt-Aktionéren wird eine Bezugsfrist von zwei Wochen eingerdumt ("Bezugsfrist
Alt-Aktionare"). Der Beginn und das Ende der Bezugsfrist Alt-Aktionare wird in der
Bezugsmitteilung exakt definiert. Die Bezugsmitteilung wird unverziglich nach der
Ubertragung der Bezugsaktien an die in der als Anlage 5 beigefiigten Auszahlungsver-
einbarung definierte Abwicklungsstelle verdffentlicht.

Zum wirksamen Bezug der Neuen Aktien Alt-Aktionare im Rahmen der Barkapitaler-
hohung Alt-Aktionédre werden nur solche Alt-Aktionére zugelassen, die der Schuldnerin
innerhalb der Bezugsfrist Alt-Aktionére die folgenden Dokumente in Schrift-oder Text-
form zukommen lassen (entscheidend ist der Zugangszeitpunkt bei der Schuldnerin):

¢ Den vollstandig ausgefullten Zeichnungsschein, entsprechend dem Muster nach
Anlage 3;

e Im Falle einer Vertretung oder der Zeichnung durch juristische Personen llicken-
lose Nachweise Uber die Vertretungsbefugnis der unterzeichnenden Person(en);

e Kopien von den Ausweisdokumenten der unterzeichnenden Person(en) und ggf.
Vollmachtgeber;

e Bescheinigung der depotfiihrenden Bank des Alt-Aktionérs tber die Ausbu-
chung der Alt-Aktien.

Soweit das Bezugsverhdltnis dazu flhrt, dass rechnerische Anspriiche auf Bruchteile
von neuen Aktien entstehen, wird das Bezugsrecht der Alt-Aktionére hinsichtlich der
entstehenden Spitzenbetrage ausgeschlossen. Damit wird die Abwicklung der Aktien-
ausgabe erleichtert. Der Wert von Spitzenbetragen je Alt-Aktiondr ist in der Regel ge-
ring, der Aufwand fir die Ausgabe von Aktien ohne einen Bezugsrechtsausschluss fir
Spitzenbetrage dagegen erheblich héher. Der Ausschluss dient daher der Praktikabilitét
und der erleichterten Durchfiihrung der Aktienausgabe.

Der Verwaltungsrat (siehe Ziffer 11.) wird ermdchtigt, die Fassung des 8 4 der Satzung
(Grundkapital / Aktien) entsprechend der Durchfiihrung der Barkapitalerhéhung Alt-
Aktiondre anzupassen.
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Fortsetzung der Gesellschaft

Die infolge der Er6ffnung des Insolvenzverfahrens tber ihr Vermdgen gemal § 262
Abs. 1 Nr. 3 AktG aufgeldste Schuldnerin wird geméR § 225a Abs. 3 InsO i.V.m. § 274
Abs. 2 Nr. 1 AktG mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens fortgesetzt.

Satzungsénderung

Die Satzung der Schuldnerin wird, bedingt auf den Zeitpunkt der Veroffentlichung der
Ubertragungsmitteilung im Bundesanzeiger, durch die in Anlage 7 beigefiigte Satzung
ersetzt.

Dies beinhaltet insbesondere die folgenden Satzungsénderungen:
a)  Anderung Unternehmensgegenstand

Der satzungsmafige Unternehmensgegenstand der Schuldnerin wird wie folgt neu
gefasst:

"Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Services Listingpartner,
Corporate Finance, Crowd-Funding, Handel mit Kryptow&hrungen und
Verbriefungsgeschéft sowie die erlaubnisfreie Beratung in Bezug auf den
Vertrieb von Kapitalanlagen”

b)  Anderung Firma
Die Firma der Schuldnerin wird geandert in "SCHNIGGE Capital Markets SE".
Amtsniederlegung durch Herrn Jochen Heim als geschaftsfuhrender Direktor

Herr Jochen Heim, wohnhaft in Katzweiler, geb. am 19.01.1972 hat sein Amt als ge-
schaftsfiihrender Direktor mit der als Anlage 8 beigefuigten Erklarung aufschiebend be-
dingt auf den Eintritt der Rechtskraft dieses Insolvenzplans gegeniiber dem Verwal-
tungsrat niedergelegt.

Bestellung zu neuen Geschaftsfihrenden Direktoren

Zu geschaftsfihrenden Direktoren werden, bedingt auf den Zeitpunkt der Veroffentli-
chung der Ubertragungsmitteilung im Bundesanzeiger, bestellt fiir einen Zeitraum bis
zum Ablauf des 30.06.2021:

e Herr Florian Weber, Krefeld, geb. am 21.06.1967;
e Herr Friedrich Graf zu Rantzau, Rastorf, geb. am 23.11.1955.
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10.

11.

12.

Widerruf Prokura
Die im Handelsregister eingetragenen Prokuren zu Gunsten von:

e Herrn Breckling, Niklas, Mulheim an der Ruhr, geb. am 9.02.1976;
e Frau Kempf, Sabine, Maintal, geb. am 12.12.1965;

e Herrn Kappes, Markus Felix, Otzingen, geb. am 02.06.1968;

e Herrn Ingenhag, Petra, Krefeld, geb. am 26.11.1959.

Werden, bedingt auf den Zeitpunkt der Verdffentlichung der Ubertragungsmitteilung im
Bundesanzeiger, vollumféanglich widerrufen.

Abberufung Mitglieder des Verwaltungsrates

Als Mitglieder des Verwaltungsrates werden, bedingt auf den Zeitpunkt der Veroffentli-
chung der Ubertragungsmitteilung im Bundesanzeiger, abbestellt:

e Herr RA Dr. Jurgen Frodermann (Dusseldorf);
e Herr Stefan VVolk (Miinchen);
e Herr Florian Weber (Krefeld).

Bestellung von Mitgliedern des Verwaltungsrates

Zu den Mitgliedern des Verwaltungsrates (der "Neue Verwaltungsrat™) werden, be-
dingt auf den Zeitpunkt der Veroffentlichung der Ubertragungsmitteilung im Bundesan-
zeiger, bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die Uber die Entlastung fur das Ge-
schaftsjahr 2018 beschliel3t, bestellt:

e Herr Jochen Heim, Katzweiler, geb. am 19.01.1972;
e Herr Dr. Wilhelm Hegenbart, Hamburg, geb. am 06.05.1953;
e Herr Friedrich Graf zu Rantzau, Rastorf, geb. am 23.11.1955.

Anderung Satzungssitz

Der Satzungssitz der Schuldnerin wird, bedingt auf den Zeitpunkt der Eintragung der
Barkapitalerhdhung Investor und der Barkapitalerhdhung Alt-Aktionére ins Handelsre-
gister der Schuldnerin, nach Hamburg verlegt.

Die neue Geschéftsanschrift der Schuldnerin lautet ab diesem Zeitpunkt:

Johnsallee 30, 20148 Hamburg.
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IV. Weitere Planregelungen betreffend die Schuldnerin

Die Schuldnerin verpflichtet sich zudem, mit den zum Zeitpunkt der Rechtskraft des In-
solvenzplans vorhandenen Barmitteln sowie mit den nachfolgenden Anspriichen wie
folgt umzugehen:

1. Uberweisung der Barmittel

Die Schuldnerin Gberweist samtliche, zu dem Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenz-
plans bei ihr vorhandenen Bargeld- und Kontoguthaben — mit Ausnahme des Riickstel-
lungsbetrags (siehe unten unter V11.2.) — innerhalb von finf (5) Bankarbeitstagen auf
das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS
zwecks Ausstuttung der Insolvenzplanguote an die quotenberechtigten Glaubiger und
Begleichung von Masseverbindlichkeiten.

Die Tétigkeit von CMS im Zusammenhang mit der Ausschiittung der Insolvenz-
planquote und der Begleichung der Masseverbindlichkeiten ist mit dem im Zusammen-
hang mit der Begleitung des Insolvenzplanverfahrens von der Schuldnerin gezahlten
Honorars abgegolten. Hiervon nicht umfassst sind die im Rahmen der Ausschittung der
Insolvenzplanquote und der Begleichung der Masseverbindlichkeiten anfallenden Kos-
ten (z.B. Kontofiihrungs- und Uberweisungsgebiihren), die CMS anteilig von der jewei-
ligen Auszahlung abziehen darf.

2. Aktivprozess gegen MSW GmbH, Wirtschaftsprufungsgesellschaft und Steuerbera-
tungsgesellschaft

¢ Die Klage zur Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs gegen die MSW
wird weiterverfolgt und es wird innerhalb von drei Monaten nach rechtkréftiger Be-
statigung des Insolvenzplans und der Aufhebung des Insolvenzverfahrens die Wie-
deraufnahme des Verfahrens beantragt.

e Sofern die Entscheidung der ersten Instanz nicht zu einer Verurteilung der MSW zur
Zahlung von mindestens 50% des mit der Klage geltend gemachten Betrags fiihrt,
wird die Schuldnerin gegen die Entscheidung Berufung einlegen.

e Samtliche Zahlungen, welche die Schuldnerin auf den Schadenersatzanspruch gegen
die MSW erhalt, darf sie zu 30% vereinnahmen. Die Ubrigen 70% wird sie zunéchst
zur Deckung der fur die Prozessfuhrung seit der rechtskraftigen Bestatigung des In-
solvenzplans tatsachlich getétigten Aufwendungen verwenden und anschliefend den
verbleibenden Betrag ("Verteilungsmasse MSW") innerhalb von funf (5) Bankar-
beitstagen zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger
auf das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS
uberweisen.
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3.

Madglicher Aktivprozess gegen Shard Capital

e Hinsichtlich eines Schadendersatzanspruchs gegen die Shard Capital wegen verspé-
teter Zahlung im Zusammenhang mit einer im August 2016 beauftragten Aktien-
transaktion ist die Schuldnerin verpflichtet, unter Vorlage eines entsprechenden
Klageentwurfs und dessen Anlagen, bei mindestens drei deutschen Prozessfinanzie-
rungsanbietern ein Angebot flir eine Finanzierung der Geltendmachung von Scha-
densersatzanspriichen gegenuber Shard Capital in maximal moglicher Hohe einzu-
fordern.

e Erklaren sich einer oder mehrere der angefragten Prozessfinanzierungsanbieter be-
reit, eine Prozessfinanzierung zu tbernehmen, so wird die Schuldnerin das aus ihrer
Sicht gunstigste Angebot annehmen und den Anspruch gegen die Shard Capital ge-
richtlich verfolgen, soweit dies von der Prozessfinanzierung gedeckt ist. Samtliche
Zahlungen, welche die Schuldnerin auf ihren Schadensersatzanspruch gegen Shard
Capital erhalt, wird sie zu 20% vereinnahmen und zu 80% ("Verteilungsmasse
Shard Capital Mit Prozessfinanzierung™) innerhalb von funf (5) Bankarbeitsta-
gen zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger auf das
in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS uber-
weisen.

o Erkléart sich keiner der angefragten Prozessfinanzierungsanbieter bereit, eine Pro-
zessfinanzierung zu Gbernehmen, so steht es der Schuldnerin frei, ob, in welcher
Hohe und auf welche Art und Weise sie den Anspruch gegen Shard Capital gericht-
lich verfolgt. Sdmtliche Zahlungen, welche die Schuldnerin auf ihren Schadenser-
satzanspruch gegen Shard Capital erhalt, wird sie zu 70% vereinnahmen und zu
30% ("Verteilungsmasse Shard Capital Ohne Prozessfinanzierung") innerhalb
von funf (5) Bankarbeitstagen zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenbe-
rechtigten Glaubiger auf das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte
Anderkonto von CMS (iberweisen.

e Die Verteilungsmasse Shard Capital Mit Prozessfinanzierung und die Verteilungs-
masse Shard Capital Ohne Prozessfinanzierung werden nachfolgend gemeinsam
auch als die "Verteilungsmasse Shard Capital" bezeichnet.

Zahlungen aus den ehemaligen Mietverhéltnissen Frankfurt am Main und Willich

Die Schuldnerin tberweist etwaige Zahlungen, die ihr nach der Rechtskraft des Insol-
venzplans aus der Abwicklung der ehemaligen Mietverhaltnisse Frankfurt am Main und
Willich noch zuflieRen ("Verteilungsmasse Ehemalige Mietverhéltnisse™), auf das in
der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS zwecks einer
Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger.
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Erlos aus der Vergleichsvereinbarung KS

Die Schuldnerin Gberweist etwaige Erldse, die ihr aus der Vergleichsvereinbarung KS
nach dem Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans zuflieBen ("Verteilungsmasse
KS"), auf das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto von
CMS zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger.

Erlos aus der VerduRerung der Mobileye N.V. Aktien

Die Schuldnerin hat 25 Stlick Aktien an der Mobileye N.V. verauf3ert. Der Zahlungs-
eingang steht noch aus.

Die Schuldnerin Gberweist etwaige Erldse, die ihr aus der VerduRerung der Mobileye
N.V. Aktien nach der Rechtskraft des Insolvenzplans zuflieRen ("Verteilungsmasse
Mobileye Aktien™) innerhalb von flinf (5) Bankarbeitstagen zwecks einer Nachtrags-
verteilung an die quotenberechtigten Glaubiger auf das in der Auszahlungsvereinbarung
(Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS.

Erlos aus der VerduRerung weiterer Aktien und der PCs

Sofern die erwarteten Zahlungseingange aus der VeréulRerung weiterer Aktien in Hohe
von EUR 25.400,00 und/oder aus der Verauf3erung der PCs in Hohe von EUR 230,00
nach der Rechtskraft des Insolvenzplans auf dem Konto der Schuldnerin eingehen,
Uberweist diese diese Erlose ("Verteilungsmasse Aktien und PCs") innerhalb von funf
(5) Bankarbeitstagen zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten
Glaubiger auf das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto
von CMS.

Erlos aus dem Schuldanerkenntnis VVolk

Die Schuldnerin Gberweist etwaige Erlose, die ihr aus dem Schuldanerkenntnis Volk
nach dem Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans zuflieBen ("Verteilungsmasse
Schuldanerkenntnis"), auf das in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte
Anderkonto von CMS zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten
Glaubiger.

Gehaltsanspruche des geschéaftsfiihrenden Direktors Jochen Heim

Wie bereits ausgefiihrt, vertritt die Bundesagentur fir Arbeit in Bezug auf Herrn Heim
die Auffassung, er sei aufgrund seiner Stellung als amtierender geschéftsfiihrender Di-
rektor der Schuldnerin und ehemaliges Mitglied des Verwaltungsrats der Schuldnerin
kein Arbeitnehmer im Sinne des § 165 SGB 111 und damit im Hinblick auf das Insol-
venzgeld nicht anspruchsberechtigt. Die Bundesagentur fiir Arbeit lehnte deswegen den
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VI.

Antrag von Herrn Heim auf Gewahrung von Insolvenzgeld mit Bescheid vom
06.02.2019 und Widerspruchsbescheid vom 12.03.2019 ab.

Sofern die Rechtsauffassung der Bundesagentur fur Arbeit zutrifft, hatte Herr Heim ge-
gen die Schuldnerin einen Anspruch auf Gehaltszahlung fiir den Zeitraum vom
15.10.2018 bis zum 31.12.2018 in Hohe von insgesamt EUR 10.000,00 brutto zuziiglich
der Arbeitgeberanteile zur Renten- und Krankenversicherung in Hohe von insgesamt
EUR 2.235,50. Hierbei wirde es sich um Masseverbindlichkeiten handeln, da die
Schuldnerin die Arbeitsleistung von Herrn Heim wahrend des Eréffnungsverfahrens in
Eingenverwaltung in Anspruch genommen hat. Die Mitarbeit von Herrn Heim als ge-
schéftsfiihrender Direktor war auch erforderlich, um den Geschaftsbetrieb aufrecht er-
halten zu kénnen.

Um einen langwiriges Klageverfahren zu vermeiden, dessen Erfolgsaussichten unge-
wiss sind, stimmen die Glaubiger folgender Regelung zwischen Herrn Heim und der
Schuldnerin zu:

e Die Schuldnerin und Herr Heim vereinbaren, dass es sich bei den Gehaltsan-
sprichen von Herrn Heim flr den Zeitraum von Oktober 2018 bis Dezember
2018 in Hohe von insgesamt EUR 10.000,00 brutto zuziiglich der Arbeitgeber-
anteile zur Renten- und Krankenversicherung in Héhe von insgesamt EUR
2.235,50 um Masseverbindlichkeiten handelt.

e Diese Masseverbindlichkeiten werden nach der Rechtskraft des Insolvenzplans
von dem in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannten Anderkonto
von CMS in voller Hohe beglichen, nachdem die Schuldnerin CMS eine Ab-
rechnung bezlglich der obigen Gehaltsanspriiche zur Verfligung gestellt hat, die
auch die Bankverbindungen der Empfanger der zu zahlenden Steuern, Sozial-
und Krankenversicherungsbeitrage beinhaltet.

Anfechtungs- und Schadensersatzanspruiche

Der Sachwalter wird gemél § 259 Abs. 3 Satz 1 InsO erméchtigt, alle zum Zeitpunkt
der Aufhebung des Insolvenzverfahrens von ihm anhéngig gemachten Rechtsstreite,
welche eine Insolvenzanfechtung zum Gegenstand haben, auch nach der Aufhebung des
Insolvenzverfahrens fortzufihren. Der Erfolg dieser MaRnahmen I&sst sich zu diesem
Zeitpunkt noch nicht einschatzen.

Alle Ertrage aus diesen Rechtsstreiten kehrt der Sachwalter nach Abzug der Kosten
("Verteilungsmasse Anfechtungsansprtiche”) innerhalb von finf (5) Bankarbeitstagen
zwecks einer Nachtragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger auf das in der
Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS aus.
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VII. Allgemeine Regelungen / MaRnahmen

1.

Aufhebung des Insolvenzverfahrens

Das Insolvenzgericht hebt das Insolvenzverfahren gemaR 8 258 Abs. 1 InsO auf, nach-
dem die gerichtliche Bestatigung dieses Insolvenzplans rechtskréftig geworden ist und
die in diesem Insolvenzplan vorgesehenen KapitalmaRnahmen im Handelsregister ein-
getragen worden sind.

Minderheitenschutz gemaf § 251 Abs. 3 InsO

Der in diesem Insolvenzplan erfolgte Vergleich der Befriedigungsmdglichkeiten der
Glaubiger im Falle der Liquidation mit der Befriedigung der Glaubiger im Fall der An-
nahme dieses Insolvenzplans hat gezeigt, dass die Glaubiger durch den Insolvenzplan
deutlich besser gestellt werden als bei der Regelabwicklung (Liquidation).

Dennoch stellt die Schuldnerin aus freien Mitteln (nicht verteilungsfahige Masse und
ohne Auswirkungen auf die Quote) einen Betrag von EUR 1.000,00 ("Ruckstellungs-
betrag") fir den Fall bereit, dass ein Glaubiger nachweist, dass er durch den Insolvenz-
plan voraussichtlich schlechter gestellt wird, als er ohne den Insolvenzplan im Fall der
Regelabwicklung (Liquidation) stiinde.

Insoweit gilt, dass jeder Glaubiger, der einen Antrag nach § 251 Abs. 1 InsO gestellt hat
und einen Anspruch wegen Verletzung des Minderheitenschutzes geméal § 251 Abs. 3
InsO nachweist, durch eine Ausgleichszahlung zu entschédigen ist. Die Entschadigung
gemal § 251 Abs. 3 InsO wird allerdings nur gewahrt, wenn der Glaubiger innerhalb
einer Frist von einem Monat nach der rechtskréftigen Bestatigung des Insolvenzplans
seinen Anspruch auf Zahlung des Ausgleichs durch eine Klage gegen die Schuldnerin
vor Gericht anhangig gemacht hat und dies gegeniiber dem Sachwalter innerhalb einer
weiteren Frist von einer Woche nachweist. Soweit dies nicht erfolgt, kann der Glaubiger
keinen Ausgleichsanspruch wegen Schlechterstellung gemal § 251 Abs. 3 InsO geltend
machen. Frei werdende Betrége der von der Schuldnerin bereitgestellten Summe wer-
den, sofern Sie nicht in Anspruch genommen werden ("Verteilungsmasse Ruckstel-
lung™) von der Schuldnerin innerhalb von funf (5) Bankarbeitstagen zwecks einer Nach-
tragsverteilung an die quotenberechtigten Glaubiger auf das in der Auszahlungsverein-
barung (Anlage 5) genannte Anderkonto von CMS Uberwiesen.

Rechnungslegung

Auf eine Schlussrechnungslegung nach § 66 InsO wird fur das Antragsverfahren geméaf
8 66 Abs. 1 S.1 InsO vollstandig verzichtet.
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Quotenauszahlung

Die Auszahlung der Insolvenzplanquote erfolgt durch CMS aus der Insolvenzmasse.

Nachtragsverteilung

Eine Nachtragsverteilung (88 203, 205 InsO) findet nur nach MalRgabe der nachfolgen-
den Regelungen und entsprechend der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5) statt und
beschrankt sich auf die unter a) aufgefilhrten Vermogensgegenstande. Im Ubrigen ist
eine Nachtragsverteilung ausgeschlossen.

a)

b)

Vermdgensgegenstande

Einer Nachtragsverteilung bleiben vorbehalten die

e Verteilungsmasse MSW;
e Verteilungsmasse Shard Capital;
e Verteilungsmasse Ehemalige Mietverhaltnisse;
e Verteilungsmasse KS;
e Verteilungsmasse Mobileye Aktien;
e Verteilungsmasse Aktien und PCs;
e Verteilungsmasse Schuldanerkenntnis;
e Verteilungsmasse Anfechtungsanspriiche; und
e Verteilungsmasse Ruckstellung.
(zusammen die ""Nachtragverteilungsmasse")

Die Nachtragverteilungsmasse unterliegt unabhangig von der Aufhebung des In-
solvenzverfahrens dem Insolvenzbeschlag.

Eine Nachtragsverteilung erfolgt aus Kostengriinden nur dann, wenn fiir eine Ver-
teilung aus der Nachtragverteilungsmasse Betrage zur Verfligung stehen, die ei-
nen Betrag in Hohe von EUR 5.000,00 Ubersteigen ("Auszahlbare Betrage").
Diese Betragsgrenze gilt nicht, sofern mit keinem weiteren Zufluss aus der Nach-
tragverteilungsmasse mehr zu rechnen ist.

Besserungsanspruch CMS

GemaR 8 1 der (als Anlage 9 dem Insolvenzplan beigefiigten) Besserungsabrede
haben die Schuldnerin und CMS vereinbart, dass die Vergitungsanspriiche von
CMS auf einen Gesamtbetrag in Hohe von EUR 215.000.00 brutto ("Gesamtver-
gutungsanspruch™) begrenzt werden.

GemaR § 2 Abs. 1 der Besserungsabrede hat CMS unter Einrdumung eines Besse-
rungsrechts nach den nachfolgenden Absatzen auf einen Teil des Gesamtvergu-
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d)

tungsanspruchs in Hohe von EUR 85.000,00 brutto (der "Verzichtsbetrag") ver-
zichtet.

GemaR § 2 Abs. 2 der Besserungsabrede lebt der Verzichtsbetrag in jedem Fall
und in der Hohe wieder auf, in der Betrdge aus der Nachtragsverteilungsmasse auf
dem Anderkonto eingehen (nachfolgend jeweils "Ein Besserungsanspruch™).
Ausgenommen hiervon sind Betrage aus der Nachtragsverteilungsmasse Schuld-
anerkenntnis.

GemaR 8§ 2 Abs. 3 der Besserungsabrede ist CMS berechtigt, im Falle des Entste-
hens Eines Besserungsanspruchs den jeweiligen Betrag, vor einer Nachtragsver-

teilung der Nachtragsverteilungsmasse an die quotenberechtigten Glaubiger, aus

der Nachtragsverteilungsmasse zu entnehmen.

Die Glaubiger erklaren hiermit ihre Zustimmung zu dieser Regelung.
Aufwandspauschale und Kosten

Fur die Durchfiihrung einer Nachtragsverteilung steht CMS vorab eine Auf-
wandspauschale in Hohe von 1% des zur Nachtragsverteilung jeweils zur Verfu-
gung stehenden Betrages zu. Zudem ist CMS berechtigt, vorab die im Rahmen der
Nachtragverteilung entstehenden Kosten (z.B. laufende Kontofiihrungs- und
Uberweisungsgebiihren) abzuziehen.

Falligkeit

Eine Nachtragsverteilung erfolgt innerhalb von vier (4) Wochen, nachdem CMS
Auszahlbare Betrége hierfur auf dem in der Auszahlungsvereinbarung (Anlage 5)
genannten Anderkonto zur Verfligung stehen.
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Verfahren

Die Durchfiihrung einer Nachtragsverteilung erfolgt durch CMS an die quotenbe-
rechtigten Glaubiger nach Mal3gabe der vorstehenden Regelungen und der Aus-
zahlungsvereinbarung (Anlage 5).

In der Hohe, in der Auszahlbare Betrage zur Ausschittung an die quotenberech-
tigten Glaubiger zur Verfligung stehen, leben die Forderungen der quotenberech-
tigten Glaubiger gegen die Schuldnerin wieder auf.

Es bedarf keiner gesonderten Anordnung durch das Insolvenzgericht fur die Nach-
tragsverteilung.

Ausschittung der Restmasse an die Alt-Aktionére

Fur den Fall, dass nach der vollstandigen Befriedigung der Forderungen der quoten-
berechtigten Glaubiger gegen die Schuldnerin noch Mittel aus der Nachtragsvertei-
lungsmasse zur Verfligung stehen ("Restmasse™), wird CMS die Restmasse gemal der
als Anlage 5 beigefugten Auszahlungsvereinbarung an die Alt-Aktionére im Verhéltnis
ihrer im Zeitpunkt der Ausbuchung der Alt-Aktien vorhandenen Beteiligung am Grund-
kapital der Schuldnerin auskehren. Eine Verpflichtung zur Auskehr der Restmasse be-
steht erst dann, wenn mit keinem weiteren Zufluss aus der Nachtragsverteilungsmasse

mehr

zu rechnen ist.

Die Auskehr der Restmasse wird wie folgt vorgenommen:

a)

b)

CMS verpflichtet sich, 6ffentlich bekannt zu machen, dass eine Restmasse zur
Auskehr an die Alt-Aktiondre zur Verfugung steht und unter welchen Voraus-
setzungen die Alt-Aktionére die Auskehr von CMS verlangen kénnen. Die 6f-
fentliche Bekanntmachung erfolgt im Wege der Ad-hoc-Mitteilung und im Bun-
desanzeiger. Die Kosten fiir die Verdffentlichungen und die Ausschittung der
Restmasse diirfen der Restmasse vor der Auskehr entnommen werden.

Eine Auskehr der Restmasse erfolgt nur an die Alt-Aktionére, die CMS inner-
halb von zwei Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntmachung im Bundesan-
zeiger eine Bescheinigung der depotfiihrenden Bank des Alt-Aktionérs tber die
Ausbuchung der Alt-Aktien vorlegen sowie eine Kontoverbindung zur Uberwei-
sung des Anteils an der Restmasse mitteilen. Sofern der Anspruch eines Alt-
Aktiondrs auf eine dritte Person Ubergangen ist, hat die dritte Person CMS zu-
dem die Rechtsnachfolge bzgl. des Anspruch des Alt-Aktionars auf Auskehr des
Anteils an der Restmasse nachzuweisen.
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c) Sofern das Ausschittungsverhaltnis dazu fuhrt, dass ein Alt-Aktiondr, der seine
Berechtigung gemal vorstehender Ziffer 6. lit b) nachgewiesen hat, einen An-
spruch auf Ausschuttung der Restmasse in Hohe von weniger als EUR 0,01 hat-
te, ist der Aussschittungsanspruch dieses Alt-Aktionars ausgeschlossen.

d) CMS ist berechtigt, die im Falle der vorstehenden Ziffer 6. lit. ¢) verbleibenden
Spitzenbetrdge der Restmasse nach eigenem Ermessen an eine gemeinnitzige
Organisation zu spenden.

e) CMS ist berechtigt, nach dem Auskehr der Restmasse an die Alt-Aktionére, die
ihre Berechtigung geméR Ziffer 6. lit b) nachgewiesen haben, den verbleibenden
Teil der Restmasse zugunsten der ibrigen Alt-Aktionére 6ffent-lich zu hinterle-
gen.

Ausschlussfristen

Glaubiger, deren angemeldete Forderungen von der Schuldnerin, dem Sachwalter oder
von Glaubigern bestritten wurden, werden bei der Quotenauszahlung weder durch Aus-
zahlung noch durch Riickstellung berticksichtigt, sofern sie nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist von einem Monat nach der Bestandskraft des den Insolvenzplan bestétigen-
den Beschlusses des Amtsgerichts Frankfurt am Main gegenuber dem Sachwalter
nachweisen, dass sie ihren Anspruch im Klagewege weiterverfolgen (88 283 Abs.1, 178
Abs. 1, 180, 184 Abs. 1 InsO).

Weist der Glaubiger nach, dass er seine streitige Forderung im Klagewege weiterver-
folgt, hat der Sachwalter eine Sicherheit in der Form einer Riickstellung in Hohe der
Planquote zu bilden, sofern sich nicht aus einem vorgelegten Finanzplan ergibt, dass die
Erfullung der streitigen Forderung im Falle der Beseitigung des Widerspruchs durch
Feststellungsurteil gewahrleistet ist (8§ 258 Abs. 2 InsO).

Wird die streitige Forderung innerhalb der Ausschlussfrist nicht weiterverfolgt, lasst
dies den Anspruch des betreffenden Glaubigers materiell-rechtlich unberdihrt.

Nicht angemeldete Forderungen

Die Wirkungen des Insolvenzplans gelten auch fir Insolvenzglaubiger, die ihre Forde-
rungen im Insolvenzverfahren nicht angemeldet haben (88 254b, 259b InsQO). Diese
Glaubiger, auch wenn sie bekannt sind, werden bei der Verteilung nicht beriicksichtigt.
Glaubiger, die im Verfahren keine Forderungen angemeldet haben, haben jedoch auch
nach Bestandskraft des den Insolvenzplan bestatigenden Beschlusses des Amtsgerichts
Frankfurt am Main und nachfolgender Aufhebung des Insolvenzverfahrens die Még-
lichkeit, ihre Forderungen vor den ordentlichen Gerichten mit den im Plan fir ver-
gleichbare Forderungen vorgesehenen Beschrdnkungen gegenuber der Schuldnerin gel-
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10.

11.

12.

tend zu machen. Forderungen eines Insolvenzgldubigers, die nicht bis zum Abstim-
mungstermin angemeldet worden sind, verjéhren in einem Jahr nach Félligkeit, friihes-
tens beginnend mit Eintritt der Rechtskraft des den Insolvenzplan bestatigenden Be-
schlusses des Amtsgerichts Frankfurt am Main (8 259b InsO).

Kein Wiederlaufleben
Das Wiederaufleben von Forderungen wird ausgeschlossen, § 255 Abs. 3 InsO.
Vollmacht

Die Schuldnerin wird nach § 221 S. 1 InsO bevollméchtigt, die zur Umsetzung des
Plans notwendigen MaRnahmen zu ergreifen und offensichtliche Fehler des Plans zu be-
richtigen, 8 248a InsO gilt entsprechend.

Antrag auf abweichende Regelung

Es wird beantragt, im Erdrterungs- und Abstimmungstermin tiber folgenden Antrag auf
abweichende Regelung gemal § 1 InsO zu beschlieRen:

Die Glaubiger stimmen den im gestaltenden Teil vorgesehenen abweichenden
Regelungen des Insolvenzplanes zu.

Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung des vorliegenden Insolvenzplans unwirksam sein oder werden,
so berthrt dies die Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen nicht. Die unwirksame Be-
stimmung gilt als durch eine wirksame ersetzt, die inhaltlich dem wirtschaftlich Gewoll-
ten weitestgehend entspricht. Dies gilt auch fiir eine Licke.

80



, den

(RA Daniel Kamke gem. VVollmachten Anlage 10)

, den

(RA Dr. Maximilian Hacker gem. VVollmachten Anlage 10)
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D. Plananlagen

1.  Bezugsmitteilung

2. Hinterlegungsvereinbarung

3. Zeichnungsschein

4.  Entwurf Mitteilung Bundesanzeiger bzgl. "Ubertragung Anteile"
5. Auszahlungsvereinbarung

6.  Abtretungsvereinbarung

7.  Geénderte Satzung

8.  Niederlegungserklarung Jochen Heim
9.  Besserungsabrede

10. Vollmachten

11.  Annahmeerklarung Investor
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Anlage 1

(Bezugsmitteilung)
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SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

Bezugsmitteilung

Die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE vertffentlicht hiermit eine Bezugsmitteilung ent-

sprechend dem am [] rechtskréftig festgestellten Insolvenzplan ("Insolvenzplan™).

Mit Veroffentlichung dieser Bezugsmitteilung gibt die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

Folgendes bekannt:

1.

Unter Bezugnahme auf die unter Ziffer C.111.3 des Insolvenzplans geregelte Barkapitalerho-
hung um bis zu EUR 1.000.000,00 unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktio-
nare der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE gegen Ausgabe von bis zu 1.000.000 neuen,
auf den Inhaber lautende Stiickaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von
jeweils EUR 1,00 ("Neue Aktien Investor") gegen Zahlung einer Einlage in Hohe von
EUR 1,00 je neuer Aktie wird hiermit folgendes festgelegt:

Der Seaside Concepts GmbH (in Zukunft: Capital Markets GmbH), eingetragen im Handelsre-
gister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 133111, Geschéftsanschrift: Rondeel 9, 22301
Hamburg (HRB 133111) wird fir die Zeichnung von bis zu 1.000.000 Neuen Aktien Investor

eine Bezugsfrist von drei Wochen ("Bezugsfrist Investor") eingeraumt.

Die Bezugsfrist Investor beginnt am [¢] und endet am [e].

2.

Unter Bezugnahme auf die unter Ziffer C.I111.4 des Insolvenzplans geregelte Barkapitalerho-
hung um bis zu EUR 520.468,00 unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktio-
nére der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE gegen Ausgabe von bis zu EUR 520.468
neuen, auf den Inhaber lautende Stlickaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital
von jeweils EUR 1,00 ("Neue Aktien Alt-Aktionare™) gegen Zahlung einer Einlage in Hoéhe
von EUR 1,00 zuziglich eines in die Kapitalriicklage der Schuldnerin gemaR 8 272 Abs. 2 Nr.
4 HGB einzuzahlenden Aufgeldes in Hohe von EUR 0,02 ("Aufgeld”) je Neuer Aktie Alt-Ak-

tionére wird hiermit folgendes festgelegt:



Den Alt-Aktionaren (= die Aktionare, deren Aktien zum Zwecke der Ubertragung an die Sea-
side Concepts GmbH ausgebucht wurden) der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE wird
fiir die Zeichnung von bis zu EUR 520.468 Neuen Aktien Alt-Aktiondre eine Bezugsfrist von

zwei Wochen ("Bezugsfrist Alt-Aktionare™) eingeraumt.

Die Bezugsfrist Alt-Aktionére beginnt am [¢] und endet am [¢].

Seite 2



Zum wirksamen Bezug der Neuen Aktien im Rahmen der Barkapitalerhéhung sollen nur solche
Aktionére zugelassen werden, die der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE innerhalb der
Bezugsfrist Alt-Aktionare die folgenden Dokumente in Schrift- oder Textform zukommen las-

sen:

e Den vollstandig ausgefullten Zeichnungsschein, entsprechend dem Muster in Anlage 3
des Insolvenzplans, abrufbar unter [¢];

e Im Falle einer Vertretung oder der Zeichnung durch juristische Personen liickenlose
Nachweise Uber die Vertretungsbefugnis der unterzeichnenden Person(en);

e Kopien von den Ausweisdokumenten der unterzeichnenden Person(en) und ggf. Voll-
machtgeber;

e Bescheinigung der depotfiihrenden Bank des Aktionars der SCHNIGGE Wertpapier-
handelsbank SE, wonach der Aktiondr spatestens seit Beginn der Bezugsfrist Alt-Akti-
ondre mindestens die im Zeichnungsschein genannte Anzahl von Aktien gehalten hat
und die bestatigt, dass diese Aktien mindestens bis zum Ablauf der Bezugsfrist Alt-

Aktiondre gesperrt gehalten werden.

Entscheidend fur die Wahrung der Bezugsfrist Alt-Aktionare ist der Zugangszeitpunkt der vor-
stehenden Unterlagen bei der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE unter folgenden Kon-
taktdaten:

[]

[+]. den []

SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

Seite 3



Anlage 2

(Hinterlegungsvereinbarung)
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Hinterlegungsvereinbarung

zwischen

(1) Seaside Concepts GmbH, Rondeel 9, 22301 Hamburg, eingetragen im Handelsregister
des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 133111

- nachfolgend "Hinterleger" -

(2) Notar Dr. Malte Ivo, Neuer Wall 41, 20354 Hamburg

- nachfolgend "Verwahrer" -

(3) Schnigge Wertpapierhandelsbank SE i. 1., c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue
Rothofstralle 13-19, 60313 Frankfurt am Main, eingetragen im Handelsregister des
Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 108601

- nachfolgend "Schnigge SE" -

(4) Dr. Stephan Laubereau, Trakehner StralRe 7-9, 60487 Frankfurt am Main

- nachfolgend "Sachwalter" -

Die Parteien zu (1) bis (4) nachfolgend auch gemeinsam als die "Parteien” und einzeln als
eine "Partei" bezeichnet.

PRAAMBEL

Am 1. Januar 2019 hat das Amtsgericht — Insolvenzgericht — Frankfurt am Main tiber das
Vermogen der Schnigge SE ein Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung eroffnet (Az: 810
IN 1173/18 SCH).

Der Hinterleger beabsichtigt, im Rahmen eines Insolvenzplans einerseits samtliche ausste-
hende Aktien an der Schnigge SE, insgesamt 5.204.682 auf den Inhaber lautende Stlickak-
tien (nachfolgend "Alt-Aktien"), und andererseits samtliche Geschaftsanteile an der SCM
Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.), Luxemburg, sowie der SCHNIGGE Admi-
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nistration & Service Management S.A., Luxemburg (die "Schnigge Tochtergesellschaf-
ten"), zum Preis in Hohe von zusammen EUR 15.000,00 zu Gbernehmen. Der Hinterleger
wird hierflr eine Einmalzahlung in Hohe von EUR 110.000,00 (die "Einmalzahlung" oder
der "Hinterlegungsbetrag") in die Insolvenzmasse der Schnigge SE zahlen (vgl. Schnigge
Wertpapierhandelsbank SE - Angebot zur Ubernahme der Gesellschaft nebst Tochtergesell-
schaften sowie sdmtlicher Aktiva vom 12. Dezember 2019, nachfolgend "Angebot™ genannt
und beigeftgt als Anlage). Die Einmalzahlung ist zu EUR 95.000,00 auf die Alt-Aktien —
unter Berlicksichtigung der zum Ubertragungszeitpunkt nicht mehr vorhandenen Beteiligun-
gen an den Schnigge Tochtergesellschaften — und zu jeweils EUR 7.500,00 auf die Beteili-
gungen an den Schnigge Tochtergesellschaften zu allokieren.

Die Abwicklungsmodalitaten der Einzahlung der EUR 110.000 und deren Absicherung zu
Gunsten der Insolvenzmasse haben die Parteien bereits am 12./15. April 2019 in einer ersten
Version dieser Hinterlegungsvereinbarung (die "Ursprungsvereinbarung") geregelt. Die
Ursprungsvereinbarung ist aufgrund einer langeren Dauer des Insolvenzverfahrens tber das
Vermogen der Schnigge SE und wegen einiger einvernehmlich vorgenommener Anpassun-
gen am Insolvenzplan nicht mehr aktuell und soll nun durch diese Vereinbarung ersetzt wer-
den.

Im Zuge der Hinterlegungsvereinbarung hat der Hinterleger bereits den Hinterlegungsbetrag
in Hohe von EUR 110.000,00 auf folgendes Notaranderkonto des Verwahrers ("Notarand-
erkonto") eingezahlt:

Kontoinhaber Notar Dr. Malte Ivo

Verwendungszweck | Notaranderkonto Dr. Malte Ivo

wegen: Seaside Concepts GmbH

Kreditinstitut Hamburger Sparkasse AG
IBAN DE68 2005 0550 1002 3188 20
BIC HASPDEHHXXX

Daher vereinbaren die Partein was folgt:
§1
Aufhebung Ursprungsvereinbarung

Die Ursprungsvereinbarung wird hiermit aufgehoben und vollstandig durch diese Vereinba-
rung ersetzt.
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§2
Pflicht zur Hinterlegung

Der Hinterleger bestétigt hiermit fur die Dauer dieser Vereinbarung ausdriicklich die
Rechtsverbindlichkeit des Angebots, mit den Modifikationen, dass

1.  der Hinterleger an die Stelle der Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH
& Co. KG tritt;

2. die geplante Barkapitalerhthung in Hohe von bis zu EUR 1,0 Mio. ersetzt wird
durch zwei Barkapitalerh6hungen, von denen eine in Hohe von bis zu EUR 1,0
Mio. exklusiv dem Hinterleger und eine zweite in Hohe von bis zu EUR 520.568
entsprechend einem gesetzlichen Bezugsrecht den Alt-Aktionadren ("Alt-Aktio-
nare" bedeutet die Aktionare, deren Alt-Aktien zum Zwecke der Ubertragung
an den Hinterleger ausgebucht werden) zum Bezug angeboten werden sollen;

3. die Alt-Aktiondre, die sich an der ihnen zum Bezug angebotenen Kapitalerho-
hung beteiligt haben, fir jede neu gezeichnte Akte eine Alt-Aktie zurtickerhal-
ten; und

4.  die Beteiligungen der Schnigge SE an ihren Tochtergesellschaften im Wege des
Insolvenzplans unmittelbar an den Hinterleger tbertragen werden sollen.

Der Hinterleger bestatigt hiermit die Hinterlegung des Hinterlegungsbetrags auf dem
Notaranderkonto. Fir die Verwendung des Hinterlegungsbetrags gelten nunmehr aus-
schlieRlich die Regelungen dieser Vereinbarung.

83
Verwendung des Hinterlegungsbetrags durch den Verwahrer

Der Verwahrer wird den Hinterlegungsbetrag an den Hinterleger unverziiglich zurtick-
zahlen, sofern nicht bis spéatestens zum 31. Juli 2019 eine Abstimmung uber den In-
solvenzplan der Schnigge SE erfolgt ist bzw. die innerhalb dieser Frist erfolgte Ab-
stimmung dazu fiihrt, dass eine Bestatigung des Insolvenzplans durch das Insolvenz-
gericht rechtlich nicht mehr mdglich ist. Die Ruckzahlung hat auf das folgende Konto
des Hinterlegers zu erfolgen:

Kontoinhaber Seaside Concepts GmbH
Institut Postbank
IBAN DE47 4401 0046 0454 1974 61

Der Verwahrer hat den Hinterlegungsbetrag auch dann an den Hinterleger unverziig-
lich zurtickzuzahlen, wenn eine Riickzahlung nach § 2 (1) ausgeschlossen ist und nicht
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bis spétestens zum 15. September 2019 ein rechtskraftiger Planbestatigungsbeschluss
des Insolvenzgerichts vorliegt.

Sofern eine Riuckzahlung an den Hinterleger nach § 2 (1) und (2) ausgeschlossen ist,
ein rechtskraftiger Planbestatigungsbeschluss vorliegt und der Hinterleger dem Ver-
wahrer schriftlich (Telefax oder PDF-Scan genugt) mitgeteilt hat, dass er die Alt-Ak-
tien der Schnigge SE als Depotgutschrift erhalten hat, ist der Hinterlegungsbetrag
durch den Verwahrer unverziglich auf das folgende Anderkonto der CMS Hasche
Sigle Partnerschaft von Rechtsanwalten und Steuerberatern mbB ("CMS") zu Uber-
weisen, welches von CMS ausschlieRlich zur Bedienung von Masseverbindlichkeiten
der Schnigge SE und zur Verteilung der Insolvenzmasse an die Insolvenzglaubiger der
Schnigge SE gefuhrt wird:

Kontoinhaber CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwélten und
Steuerberatern mbB

Institut Deutsche Bank AG

IBAN DE33 3007 00100201 5048 42

Der Nachweis der in 8 2 (1), (2) und (3) genannten (Rick-) Zahlungsbedingungen hat
durch tbereinstimmende Erklarungen des Hinterlegers und des Sachwalters an den
Verwahrer zu erfolgen, abgesehen von der Bestatigung der Depotgutschrift nach Ab-
satz (3) Satz 1, die allein durch den Hinterleger zu erfolgen hat. Die Erklarungen be-
dirfen der Schrift- oder Textform. Der Hinterleger und der Sachwalter verpflichten
sich, die entsprechenden Erklarungen unverziglich nach Eintritt der jeweiligen
(Ruck-) Zahlungsbedingungen und Kenntniserlangung hiervon gegeniiber dem Ver-
wahrer abzugeben.

Der Hinterleger ist berechtigt die in § 2 (1) und (2) genannten Fristen jederzeit beliebig
durch einseitige Erklarung in Schrift- oder Textform gegentber dem Verwahrer zu
verlangern.

§4
Hinterlegungsbedingung

Die vorliegende Vereinbarung wird unter der Annahme geschlossen, dass der Insol-
venzplan der Schnigge SE - angelehnt an das Angebot — die folgenden Kerninhalte
aufweist:

Der Hinterleger oder eine vom diesem benannte Gesellschaft ist der alleinige Pla-
ninvestor ("Planinvestor").
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Die Alt-Aktien werden allesamt auf den Planinvestor Ubertragen.

Es erfolgen zwei Barkapitalerhohung bei der Schnigge SE, von denen eine in Hohe
von bis zu EUR 1,0 Mio. exklusiv dem Hinterleger und eine zweite in Héhe von
bis zu EUR 520.568 entsprechend einem gesetzlichen Bezugsrecht den Altaktio-
naren zum Bezug angeboten werden sollen.

Die Alt-Aktionéare, die sich an der ihnen zum Bezug angebotenen Kapitalerhéhung
beteiligt haben, erhalten fiir jede neu gezeichnte Akte eine Alt-Aktie zurtick.

Es wird eine Regelung zum Umgang mit den vermeintlichen Anspriichen und
Rechtsstreitigkeiten der Schnigge SE, die derjenigen im Angebot entspricht, im
Insolvenzplan aufgenommen.

Enthalt der beim Insolvenzgericht eingereichte Insolvenzplan die unter § 3 (1) genann-
ten Kerninhalte nicht oder entfallt einer der genannten Punkte nachtraglich ohne vor-
herige Zustimmung des Hinterlegers ("Verletzung der Hinterlegungsvereinba-
rung"), entfallt diese Vereinbarung mit sofortiger Wirkung. In diesem Fall ist der Hin-
terlegungsbetrag nach Aufforderung durch den Hinterleger gegeniiber dem Verwahrer
in Schrift- oder Textform von diesem unverziglich an den Hinterleger auf das unter
8 2 (1) genannte Konto zurtickzuzahlen. Der Hinterleger ist zu diesem Zweck jederzeit
berechtigt, einen Nachweis tber den Inhalt des beim Insolvenzgericht eingereichten
Insolvenzplans und dessen Inhalt durch Herausgabe von Kopien der gesamten Korres-
pondenz zwischen der Schnigge SE und dem Insolvenzgericht zu verlangen. Kann die
Schnigge SE innerhalb von 48 Stunden nach einer entsprechenden Anfrage des Hin-
terlegers in Schrift- oder Textform diesem keine Dokumentation vorlegen, die eine
Verletzung der Hinterlegungsbedingung widerlegt, gilt eine solche als gegeben ("Ver-
mutete Verletzung der Hinterlegungsvereinbarung").

Der Nachweis einer Verletzung der Hinterlegungsvereinbarung bzw. einer Vermuteten
Verletzung der Hinterlegungsvereinbarung gilt als erbracht, wenn ein beim AG Frank-
furt am Main — Insolvenzgericht — bestellter Insolvenzverwalter, den der Hinterleger
frei auswahlen kann ("Planprufer"”), nach zuvor erfolgter Riicksprache mit der Sch-
nigge SE gegenuber dem Verwahrer schriftlich bestatigt hat, dass die VVoraussetzungen
der Verletzung der Hinterlegungsvereinbaurng bzw. der Vermuteten Verletzung der
Hinterlegungsvereinbarung vorliegen, wobei sich die Aussage hinsichtlich des Vorlie-
gens der Voraussetzungen der Vermuteten Verletzung der Hinterlegungsvereinbarung
auf einem von dem Planprifer eigenstdndig in Vertretung des Hinterlegers durchge-
fuhrten Verlangen entsprechend Absatz (2) Satz 3 beruhen muss.

Sofern eine Verletzung der Hinterlegungsvereinbarung oder eine Vermutete Verlet-
zung der Hinterlegungsvereinbarung entsprechend Absatz (3) nachgewiesen wird, ist
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der Hinterleger berechtigt, von der Schnigge SE gegen deren ordnungsgemalien Nach-
weis den Ersatz der durch die Téatigkeit des Planprufers verursachten Kosten bis zu
einer maximalen Héhe von EUR 10.000,00 inkl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer zu
verlangen.

§5
Abschluss der Hinterlegungsvereinbarung

Die Parteien kdnnen diese Hinterlegungsvereinbarung auch durch Austausch von un-
terzeichneten Unterschriftenseiten per Fax oder per elektronischem Anhang (pdf., tif.,
usw.) einer E-Mail abschlie3en. In diesem Falle werden sie die unterschriebenen Un-
terschriftenseiten an CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwalten und Steu-
erberatern mbB, Herrn Rechtsanwalt Dr. Maximilian Hacker E-Mail: maximilian.ha-
cker@cms-hs.com, Fax: +49 (0)211 4934 123 (der "Empfanger") tbermitteln. Die
Hinterlegungsvereinbarung gilt als geschlossen, sobald dem Empfanger die von allen
Parteien unterzeichneten Unterschriftenseiten zugegangen sind. MaRgeblich ist der
Zeitpunkt des Zugangs der letzten noch fehlenden Unterschriftenseite(n). Der Emp-
fanger teilt den Parteien den Zeitpunkt des Abschlusses der Hinterlegungsvereinba-
rung unverziglich mit und Ubermittelt den Parteien die von allen Parteien unterzeich-
nete Hinterlegungsvereinbarung per elektronischem Anhang (pdf., tif., usw.) einer E-
Mail.

Nur fur die Zwecke dieses § 4 benennen die Parteien den Empfanger als Empfangs-
vertreter und gestatten diesem, die unterschriebenen Unterschriftenseiten fur alle Par-
teien entgegenzunehmen. Dem Empfanger obliegen dariiber hinaus keine weiteren
Pflichten in seiner Eigenschaft als Empféanger. Insbesondere darf der Empfanger die
Ubereinstimmung der ihm telekommunikativ Gbermittelten unterzeichneten Unter-
schriftenseiten mit den Originaldokumente, die Echtheit aller Unterschriften auf den
Originalunterschriftsseiten sowie die Unterschriftsberechtigung der Unterzeichner an-
nehmen.

§6
Schlussbestimmungen

Die Kosten dieser Vereinbarung und ihrer Durchfiihrung tragt der Hinterleger. Im Ub-
rigen tragt jede Partei die bei ihr anfallenden Kosten selbst, soweit in dieser Vereinba-
rung nichts Abweichendes bestimmt ist.

Anderungen und Ergénzungen dieser Vereinbarung bediirfen, soweit in dieser Verein-
barung nichts Abweichendes bestimmt ist, zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die
elektronische Form (§ 126a BGB) und die Textform (§ 126b BGB) sind fiir Anderun-
gen und Erganzungen nach Satz 1 ausgeschlossen. Dies gilt auch fiir eine Anderung
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dieser Schriftformklausel. Mindliche oder schriftliche Nebenabreden wurden nicht
getroffen.

Die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser
Vereinbarung lasst die Wirksamkeit der Gbrigen Regelungen dieser Vereinbarung un-
beruhrt. Dasselbe gilt fir den Fall, dass diese Vereinbarung eine an sich notwendige
Regelung nicht enthalt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Rege-
lung oder zur Ausfiillung der Regelungslucke tritt die gesetzlich zul&ssige und durch-
fuhrbare Regelung, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen, undurchfiihrbaren oder
fehlenden Regelung nach der Vorstellung der Parteien wirtschaftlich am ndchsten
kommt. Der Rechtsgedanke des 8 139 BGB findet — auch im Sinne einer Beweislast-
regel — keine Anwendung.

Fur Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung ist ausschliel3lich das Landgericht Frankfurt
am Main zustandig.
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, den , den
(Hinterleger) (Verwahrer)
durch: Dr. Wilhelm Hegenbart
, den , den

(Schnigge SE)

durch: Herrn Florian Weber
Herrn Jochen Heim

(Sachwalter)
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Angebot

DR. HEGENBART & PARTNER GMBH & CO. KG, RONDEEL 9, D-22301 HAMBURG

SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
Herr Florian Weber

Herr Jochen Heim

c/o Tauris Capital AG

Goetheplatz | Neue RothofstraBe 13-19
60313 Frankfurt am Main

Kopie an
CMS Hasche Sigle

Daniel Kamke
Breite StraBe 3
40213 Dusseldorf

SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE 12. Dezember 2019
Angebot zur Ubernahme der Gesellschaft nebst
Tochtergesellschaften sowie samtlicher Aktiva

Sehr geehrte Herren,

Uber das Vermdgen der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE,

ISIN DEOOOAOEKK20 ist am 11.10.2018 das vorlaufige Insolvenzverfahren als
Schutzschirmverfahren eingeleitet worden. Am 15.10.2018 hat das Amtsgericht
Frankfurt am Main die Er6ffnung des Schutzschirmverfahrens angeordnet und damit
der vorlaufigen Sanierung in Eigenverwaltung zugestimmt. Die Aktie der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE notiert im regulierten Markt der Bérse Disseldorf.
Dariiber hinaus ist die Aktie im Freiverkehr der Bérsen in Berlin und Stuttgart gelistet.
Insgesamt hat die Gesellschaft Stlck 5.204.682 Aktien emittiert.

Wir gehen davon aus, dass die Aktiva der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
sich wie folgt darstellen

Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co. KG
Rondeel 9, 22301 Hamburg
Email : Kontakt@dr-hegenbart-partner.com; www.dr-hegenbart-partner.com
USt-IdNr. : DE 131639850;
Bankverbindung: Deutsche Bank; IBAN: DE83 2007 0024 0231 6313 00; BIC DEUTDEDBHAM



Angebot

Tochtergesellschaften
100% Beteiligung an der SCHNIGGE Trust SA, Luxemburg

100% Beteiligung an der SCHNIGGE Administration & Service Management
SA, Luxemburg

Rechte

Samtliche Rechte an der Zeichnungsplattform "www.zeichnungsplattform.de"
(etwa 1.500 registrierte Nutzer)

Immaterielle  Vermdgensgegenstdnde wie Marken- Namens und/oder
Lizenzrechte u.a. an "SCHNIGGE", "SCHNIGGE Guarantee Trading" oder
"SCHNIGGE Online Trading Center" wie im Rahmen der Due Diligence
Prifung dargestellt

Betriebs- und Geschéaftsausstattung

Funktionsfahige IT-Landschaft (samtliche Hardware wie Server, Clients,
Verteiler, Racks; samtliche Software) wie derzeit am Standort in Willich
vorhanden

Potentielle Schadensersatzanspriiche

Ca. EUR 575.000,00 gegen die MSW GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft
und Steuerberatungsgesellschaft

Ca. EUR 2,1 Mio. gegen die Shard Capital Partners Ltd.

Verbliebene Handelsbestande, soweit diese nicht wahrend des
Insolvenzverfahrens liquidiert wurden

Zudem gehen wir davon aus, dass der Geschéaftsbetrieb der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE bis zum Abschluss des Insolvenzverfahrens
aufrechterhalten wird und dass in diesem Zusammenhang bestehende
Kundenbeziehungen, Kundendaten erhalten werden sowie sich bietende sinnvolle
Geschéaftsabschlussmdglichkeiten wie das uns im Due Diligence Prozess vorgestellte

Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co. KG
Rondeel 9, 22301 Hamburg
Email : Kontakt@dr-hegenbart-partner.com; www.dr-hegenbart-partner.com
USt-IdNr. : DE 131639850;
Bankverbindung: Deutsche Bank; IBAN: DE83 2007 0024 0231 6313 00; BIC DEUTDEDBHAM


http://www.zeichnungsplattform.de/

Angebot

Iran-Zertifikat verfolgt werden. Bargeldbestande oder Kontoguthaben der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE sind von unserem Angebot nicht erfasst.

SchlieBlich erwarten wir, dass weder ein Umzug noch die Entsorgung von
Blromdbeln erforderlich wird.

In diesem Zusammenhang bestétigen wir unser Ubernahmeinteresse als konkretes
Angebot wie folgt:

Wir bieten hiermit im Namen der Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co.
KG an, die samtlichen gegenwartigen Aktien der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE im Wege eines Insolvenzplans zu Gbernehmen. Vor
diesem Hintergrund verpflichten wir uns, als Gegenleistung fiir die Ubernahme der
Aktien eine Einmalzahlung in Hhe von

EUR 110.000,00 (Euro Einhundertzehntausend)

zugunsten der Insolvenzmasse der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE auf eine
vom Sachwalter der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE zu benennende
Bankverbindung zu zahlen. Diese Zahlung ist féllig, sobald der Insolvenzplan in dem
Insolvenzverfahren Gber das Vermdgen der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
rechtskraftig bestatigt ist.

Diese Einmalzahlung werden wir aus der Dr. Hegenbart Unternehmensberatung
GmbH & Co. KG leisten. Die Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co. KG
erwirbt die Gesellschaft zusammen mit einer Investorengruppe, die auch fiir die
beabsichtige Barkapitalerh6hung bereit steht. Von dem hier angebotenen Kaufpreis
entfallen im Innenverhéaltnis auf jede Partei nicht mehr als EUR 30.000. Sollte es
dennoch eines Kapitalnachweises bedlrfen, so werden wir dem zustdndigen
Amtsgericht gerne auf Nachfrage einen solchen prasentieren.

Unser vorstehendes Angebot stellen wir unter die aufschiebende Bedingung, dass
der Insolvenzplan mit den folgenden Kern-Inhalten rechtskraftig bestatigt wird:

1. Samtliche der aktuell bestehenden 5.204.682 Aktien der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE werden an den Planinvestor Ubertragen.

Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co. KG
Rondeel 9, 22301 Hamburg
Email : Kontakt@dr-hegenbart-partner.com; www.dr-hegenbart-partner.com
USt-IdNr. : DE 131639850;
Bankverbindung: Deutsche Bank; IBAN: DE83 2007 0024 0231 6313 00; BIC DEUTDEDBHAM



Angebot

Es wird eine Barkapitalerh6hung um bis zu EUR 1,0 Mio. durch Ausgabe von bis zu
EUR 1,0 Mio. neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien, die jeweils mit
EUR 1,00 rechnerisch am Grundkapital beteiligt sind und gegen Zahlung einer
Einlage von EUR 1,00 je Aktie ausgegeben werden (die
"Barkapitalerh6hung").

Bis zu 300.000 der im Wege der Barkapitalerhéhung neu zu schaffenden Aktien
werden zunéachst fir eine Bezugsfrist von zwei Wochen den Aktionaren der
SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE, von denen die Aktien nach Ziffer 1 auf
den Planinvestor Ubertragen wurden, und, soweit diese von ihrem Bezugsrecht
innerhalb der Bezugsfrist keinen Gebrauch machen, fir eine Bezugsfrist von
einer weiteren Woche dem Planinvestor zum Bezug angeboten.

Die dUbrigen bis zu 700.000 der im Wege der Barkapitalerhbhung neu zu schaffenden
Aktien werden fir eine Bezugsfrist von drei Wochen dem Planinvestor zum
Bezug angeboten.

Samtliche Insolvenzforderungen gegen die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
werden erlassen.

Die Borsennotiz der Gesellschaft bleibt aufrechterhalten.

Die Firma der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE wird mit rechtskraftiger
Bestatigung des Insolvenzplans geandert in "SCHNIGGE Capital Markets SE".

Der Unternehmensgegenstand der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE wird mit
rechtskraftiger Bestatigung des Insolvenzplans geandert in "Erbringung von
Dienstleistungen in den Bereichen Services Listingpartner, Corporate Finance,
Crowd-Funding, Handel mit Kryptowahrungen und Verbriefungsgeschéaft sowie
die erlaubnisfreie Beratung in Bezug auf den Vertrieb von Kapitalanlagen".

Der Sitz der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE wird nach Durchfihrung der
Barkapitalerh6hung nach Hamburg verlegt.

Die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE wird im Insolvenzplan verpflichtet, mit
ihren folgenden vermeintlichen Ansprichen wie folgt umzugehen:

Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co. KG
Rondeel 9, 22301 Hamburg
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MSW

Die Klage zur Geltendmachung eines Schadensersatzanspruchs gegen
die MSW GmbH Wirtschaftspriifungsgesellschaft und
Steuerberatungsgesellschaft, Az. 2 O 161/16 des Landgerichts
Darmstadt wird weiterverfolgt und es wird innerhalb von drei
Monaten nach rechtkréaftiger Bestatigung des Insolvenzplans die
Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt.

Sofern die Entscheidung der ersten Instanz nicht zu einer Verurteilung der
MSW GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft und
Steuerberatungsgesellschaft zur Zahlung von mindestens 50% des
mit der Klage geltend gemachten Betrags fuhrt, wird die SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE gegen die Entscheidung Berufung
einlegen.

Samtliche Zahlungen, welche die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
auf den Schadenersatzanspruch gegen die MSW GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft und Steuerberatungsgesellschaft
erhalt, darf sie zu 30% vereinnahmen und wird sie zu den Ubrigen
70% zundachst zur Deckung der fur die Prozessflihrung seit der
rechtskraftigen Bestatigung des Insolvenzplans tatsachlich getatigten
Aufwendungen verwenden und anschlieBBend den verbleibenden
Betrag an den Sachwalter zur Nachtragsverteilung ausschutten.

Shard Capital

Hinsichtlich eines Schadendersatzanspruchs gegen die Shard Capital
Partners LLP mit Sitz in London, GroBbritannien, wegen verspateter
Zahlung im Zusammenhang mit einer im August 2016 beauftragen
Aktientransaktion ist die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
verpflichtet, unter Vorlage eines entsprechenden Klageentwurfs und
dessen Anlagen, bei mindestens drei deutschen
Prozessfinanzierungsanbietern ein Angebot flr eine Finanzierung
der Geltendmachung von Schadensersatzanspriichen gegeniber
Shard Capital Partners LLP in maximal mdglicher Hohe einzufordern.

Dr. Hegenbart Unternehmensberatung GmbH & Co. KG
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Erklaren sich einer oder mehrere der angefragten
Prozessfinanzierungsanbieter bereit, eine Prozessfinanzierung zu
tbernehmen, so wird die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
das aus ihrer Sicht giinstigste Angebot annehmen und den Anspruch
gegen die Shard Capital LLP gerichtlich verfolgen, soweit dies von
der Prozessfinanzierung gedeckt ist. SAmtliche Zahlungen, welche
die SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE auf ihren
Schadensersatzanspruch gegen die Shard Capital Partners LLP
erhalt, wird sie zu 20% vereinnahmen und zu 80% an den
Sachwalter zur Nachtragsverteilung ausschatten.

Erklart sich keiner der angefragten Prozessfinanzierungsanbieter bereit,
eine Prozessfinanzierung zu Gbernehmen, so steht es der
SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE frei, ob, in welcher H6he
und auf welche Art und Weise sie den Anspruch gegen die Shard
Capital LLP gerichtlich verfolgt. Samtliche Zahlungen, welche die
SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE auf ihren
Schadensersatzanspruch gegen die Shard Capital Partners LLP
erhalt, wird sie zu 70% vereinnahmen und zu 30% an den
Sachwalter zur Nachtragsverteilung ausschitten.

Herr Jochen Heim wird spatestens mit rechtskraftiger Bestatigung des
Insolvenzplans als geschéaftsfihrender Direktor der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE abberufen oder legt zu spéatestens diesem
Zeitpunkt sein Amt nieder.

Herr Florian Weber steht der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE bei
rechtskraftiger Bestatigung des Insolvenzplans weiterhin als geschaftsfihrender
Direktor und Mitglied des Verwaltungsrates zur Verfligung.

Wir behalten uns vor, die Person des Planinvestors aufgrund interner struktureller
Uberlegungen, die derzeit noch nicht abgeschlossen sind, kurzfristig zu andern.

Uns ist bekannt, dass die Gesellschaft derzeit keine erlaubnispflichtigen Geschéfte
mehr tatigen darf und entsprechende Lizenzen neu zu beantragen sind.
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Unternehmensberatung

Angebot Zﬁ Dr. Hegenbart & Partner

Wir nehmen hiermit thr vorstehendes Angebot an und sichern lhnen Exklusivitat fir
den weiteren Investorenprozess im Insolvenzverfahren Uber das Vermdgen der
SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE bis zum Ablauf des 28.02. 2019 zu.

Ort, Datum Ort, Datum
Florian Weber Jochen Heim
Geschéftsfiihrender Direktor Geschéaftsfiihrender Direktor

Im Einvernehmen:

:gw A2.4. A3

Ort, Datum

an Laubereau
in seiner Eigenschaft als Sachwalter
Uber das Vermégen der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

iel Institute

maritimes cluster
/'\(L{dﬂeiﬂsﬂh‘ﬁﬂd Q M T
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Zeichnungsschein

zur Kapitalerh6hung der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

Ich nehme Bezug auf den am [¢] rechtskraftig festgestellten Insolvenzplan der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE und die unter Ziffer C.111.4. des Insolvenzplans ("Insolvenzplans™)
geregelte Barkapitalerhhung um bis zu EUR 520.468,00 unter Ausschluss des gesetzlichen
Bezugsrechts der Aktiondre gegen Ausgabe von bis zu EUR 520.468 neuen, auf den Inhaber
lautende Stuckaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils EUR 1,00
("Neue Aktien Alt-Aktionare™) gegen Zahlung einer Einlage in Héhe von EUR 1,00 zuziglich
eines in die Kapitalriicklage der Schuldnerin gemafil 8 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB einzuzahlenden
Aufgeldes in Hohe von EUR 0,02 ("Aufgeld”) je Neuer Aktie Alt-Aktionare.

Hiermit zeichne ich bis zu maximal [¢] der Neuen Aktien und verpflichte mich bedingungslos
zur Leistung von EUR 1,02 je Neuer Aktie Alt-Aktionére auf folgendes Konto der Schnigge
Wertpapierhandelsbank SE:

[Kontodaten Schnigge Wertpapierhandelsbank SE]

Sofern mir im Rahmen der durchzufiihrenden Zuteilung der Neuen Aktien eine geringere
Stlickzahl als die maximal gezeichnete Stuickzahl zugeteilt wird, so gilt meine Zeichnung auch

diesbezuglich als verbindlich.

Diese Zeichnung erfolgt unter Bezugnahme auf die mir bekannten Statuten der SCHNIGGE
Wertpapierhandelsbank SE und des Insolvenzplans.

Der vorliegende Zeichnungsschein ist bis zum [¢] verbindlich.

[Name des Zeichners]

vertreten durch



Name: []
Position []

Datum: []

Seite 2



Anlage 4

(Ubertragungsmitteilung)

86



SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

Ubertragung von 5.204.682 Stiickaktien der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE

GemaR Ziffer C.111.2. des seit dem [¢] rechtkréftigen Insolvenzplans der SCHNIGGE Wertpa-
pierhandelsbank SE ("Schnigge™) wird im Zeitpunkt der Verdffentlichung dieser Mitteilung
die Ubertragung samtlicher Aktien der Schnigge (derzeit 5.204.682 Stiickaktien) auf die Sea-
side Concepts GmbH (in Zukunft: Capital Markets GmbH), eingetragen im Handelsregister
des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 133111, Geschéftsanschrift: Rondeel 9, 22301 Ham-
burg (HRB 133111) wirksam.

Ab diesem Zeitpunkt ist die Seaside Concepts GmbH alleiniger Inhaber sémtlicher Aktien der

Schnigge.

[]. den [*]
SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
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Auszahlungsvereinbarung

zwischen

1)

@)

3)

4)

Schnigge Wertpapierhandelsbank SE i. 1., c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue
Rothofstrale 13-19, 60313 Frankfurt am Main

- nachfolgend "Schuldnerin” -

CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwalten und Steuerberatern mbB, Brei-
te Str. 3, 40213 Dusseldorf

- nachfolgend "CMS" -

Dr. Stephan Laubereau, Trakehner StraRe 7-9, 60487 Frankfurt am Main

- nachfolgend "Sachwalter" -

Seaside Concepts GmbH, Rondeel 9, 22301 Hamburg, eingetragen im Handelsregis-
ter des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 133111

- nachfolgend "Investor" -

Die Parteien zu (1) bis (4) nachfolgend auch gemeinsam als die "Parteien” und einzeln als
eine "Partei" bezeichnet.

PRAAMBEL

(A) Am 1. Januar 2019 hat das Amtsgericht — Insolvenzgericht — Frankfurt am Main tber

(B)

(©)

das Vermdgen der Schuldnerin ein Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung eréffnet
(Az: 810 IN 1173/18 SCH).

Der Investor beabsichtigt, die Aktien bzw. eine Aktienmehrheit an der Schuldnerin
sowie die Aktien an den Tochtergesellschaften der Schuldnerin im Rahmen eines In-
solvenzplans zu Ubernehmen. Zu diesem Zweck wird ein Insolvenzplanverfahren
durchgefinhrt.

Im Gegenzug fur den Erwerb der Aktien an den Tochtergesellschaften und der Ak-
tien an der Schuldnerin hat sich der Investor gegenuber der Schuldnerin verpflichtet,
eine Einmalzahlung in H6he von EUR 110.000,00 an die Insolvenzmasse zu leisten
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(D)

(E)

(F)

(G)

("Ausgleichsbetrag"). Der Investor hat den Ausgleichsbetrag auf einem Notarander-
konto hinterlegt und diesbezuglich mit der Schuldnerin, dem Sachwalter und dem
Notar Dr. Malte Ivo aus Hamburg ("Notar") eine Hinterlegungsvereinbarung ("Hin-
terlegungsvereinbarung") abgeschlossen.

Der Insolvenzplan sieht vor, dass CMS nach der Rechtskraft des Insolvenzplans die
Insolvenzplanquote ausschuttet, zu diesem Zeitpunkt bestehende Masseverbindlich-
keiten begleicht und etwaige Nachtragsverteilungen vornimmt.

Nachtragsverteilungen werden erforderlich, wenn die Schuldnerin bzw. der Sachwal-
ter nach der Rechtskraft des Insolvenzplans Zahlungen auf die folgenden, massezu-
gehdrigen Anspriche erhalten:

e Schadensersatzanspriiche gegen die MSW GmbH, Wirtschaftsprifungsge-
sellschaft und Steuerberatungsgesellschaft;

e Schadensersatzanspriiche gegen die Shard Capital Partners LLP;

e Anspriiche aus der Abwicklung der ehemaligen Mietverhéltnisse Frankfurt
am Main und Willich;

e Anspriiche aus der Vergleichsvereinbarung mit der KS Buromobel GmbH,;

e Zahlungsanspriiche aus der VerdauRerung der Mobileye N.V. Aktien;

e Zahlungsanspriiche aus der VerdaulRerung weiterer Aktien und PCs;

e Zahlungsanspriiche aus dem Schuldanerkenntnis von Herrn Stefan Volk;

e Anfechtungsanspriiche, die der Sachwalter im Rahmen seiner Befugnisse
geltend gemacht hat.

Gleiches gilt, wenn die Schuldnerin gemall dem Insolvenzplan gebildete Riickstel-
lungen aufldst.

Die Erlose aus den vorstehend aufgefiihrten Anspriichen und Ruckstellungen werden
nachfolgend zusammen die "Nachtragsverteilungsmasse™ genannt.

Fur die Ausschiuttung der Insolvenzplanquote und der Nachtragsverteilungsmasse
sowie die Begleichung der Masseverbindlichkeiten hat CMS zugunsten der Insol-
venz- und Massegldubiger der Schuldnerin das folgende Anderkonto ("Anderkon-
to") eingerichtet:

Kontoinhaber CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwélten und
Steuerberatern mbB

Institut Deutsche Bank AG

IBAN DE33 3007 00100201 5048 42

Der Notar hat den Auszahlungsbetrag unter den Voraussetzungen des 8§ 3 Abs. (3)
der Hinterlegungsvereinbarung auf das Anderkonto zu zahlen.
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(H) Die Schuldnerin und CMS haben mit Zustimmung des Sachwalters bezlglich der

(M

Q)

Vergutungsanspriche von CMS aus den Mandats- und Vergultungsvereinbarungen
jeweils vom 19.12.2018/27.12.2018/16.01.2019 ("Mandats- und Vergutungsver-
einbarungen”) eine Besserungsabrede ("Besserungsabrede™) abgeschlossen.

Gemal} § 1 der Besserungsabrede haben die Schuldnerin und CMS vereinbart, dass
die unter den Mandats- und Vergitungsvereinbarung entstandenen und noch entste-
henden Vergutungsanspriiche von CMS auf einen Gesamtbetrag in HOhe von
EUR 215.000,00 brutto ("Gesamtvergutungsanspruch™) begrenzt werden. Gemal 8
2 Abs. 1 der Besserungsabrede hat CMS unter Einrdumung eines Besserungsrechts
nach den nachfolgenden Absétzen auf einen Teil des Gesamtvergitungsanspruchs in
Hoéhe von EUR 85.000,00 brutto ("Verzichtsbetrag™) verzichtet. Gemall § 2 Abs. 2
der Besserungsabrede lebt der Verzichtsbetrag in jedem Fall und in der Hohe wieder
auf, in der Betrdge aus der Nachtragsverteilungsmasse auf dem Anderkonto eingehen
(nachfolgend jeweils "Ein Besserungsanspruch™). Ausgenommen hiervon sind Be-
trage aus dem Schuldanerkenntnis von Herrn Stefan Volk. GemaR § 2 Abs. 3 der
Besserungsabrede ist CMS berechtigt, im Falle des Entstehens Eines Besserungsan-
spruchs den jeweiligen Betrag aus der Nachtragsverteilungsmasse zu entnehmen.

Zudem sieht der Insolvenzplan vor, dass die Aktionére, deren Aktien ("Alt-Aktien™)
zur Ubertragung an den Investor ausgebucht werden ("Alt-Aktionare"), die Mog-
lichkeit erhalten, wie unter der Einrdumung eines gesetzlichen Bezugsrechts sich im
Rahmen einer Barkapitalerhéhung wieder an der Schuldnerin zu beteiligen. Im Rah-
men dieser Barkapitalerhthung sollen die Alt-Aktiondre, die sich an ihr beteiligen, je
neu gezeichneter Aktie eine Alt-Aktie zuriickerhalten. Um die Ruckibertragung ei-
ner ausreichenden Anzahl der Alt-Aktien zu ermdglichen, ist der Investor bereit,
10% der Alt-Aktien ("Bezugsaktien”) an eine von der Schuldnerin zu benennende
Abwicklungsstelle zu Gbertragen ("Abwicklungsstelle"):

Die Schuldnerin wird dem Investor die Bereitstellung der Bezugsaktien verguten.

Vor diesem Hintergrund vereinbaren die Parteien was folgt:

1)

l.
Abwicklung Insolvenzmasse

81
Pflichten der Schuldnerin und des Sachwalters

Die Schuldnerin verpflichtet sich, sdmtliche, zu dem Zeitpunkt der Rechtskraft des
Insolvenzplans bei ihr vorhandenen Bargeld- und Kontoguthaben ("Verteilungsmas-
se") innerhalb von funf (5) Bankarbeitstagen auf das Anderkonto zu tberweisen.
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(2)

3)

(4)

1)

(2)

(3)

(4)

Die Schuldnerin und der Sachwalter verpflichten sich, etwaige Zufliisse aus der
Nachtragsverteilungsmasse innerhalb von flnf (5) Bankarbeitstagen auf das Ander-
konto zu Gberweisen.

Die Schuldnerin verpflichtet sich, CMS innerhalb von einem (1) Monat nach der
Rechtskraft des Insolvenzplans eine Aufstellung der zu dem Zeitpunkt der Rechts-
kraft des Insolvenzplans noch nicht beglichenen Masseverbindlichkeiten ("Offene
Masseverbindlichkeiten™) nebst Name, Anschrift und Kontoverbindung des jewei-
ligen Glaubigers zukommen zu lassen.

Der Sachwalter verpflichtet sich, CMS innerhalb von einem (1) Monat nach der
Rechtskraft des Insolvenzplans eine Aufstellung mit den zu erwartenden Verfahrens-
kosten ("Offene Verfahrenskosten™) zukommen zu lassen.

8§82
Pflichten CMS Insolvenzmasse

Die Schuldnerin weist CMS an, die Verteilungsmasse und den Ausgleichsbetrag in
folgender Rangfolge zu verwenden:

a)  Bildung einer Rickstellung in der Hohe der Offenen Verfahrenskosten und
Auflésung und Auszahlung dieser Ruckstellung nach der rechtskréftigen Fest-
setzung der Verfahrenskosten durch das Amtsgericht Frankfurt am Main — In-
solvenzgericht.

b)  Begleichung der Offenen Masseverbindlichkeiten.

¢)  Ausschittung des nach der Bildung der Ruckstellung fiir die Verfahrenskosten
und Begleichung der Offenen Masseverbindlichkeiten gemaf3 § 2 (1) a) und b)
verbleibenden Betrags (“Insolvenzplanquote™) an die quotenberechtigten
Glaubiger. Die Ausschuttung der Insolvenzplanguote hat innerhalb von vier (4)
Monaten nach der Rechtskraft des Insolvenzplans zu erfolgen.

Die Schuldnerin weist CMS an, die Nachtragsverteilungsmasse bis zur vollstandigen
Befriedigung der Forderungen der quotenberechtigten Glaubiger gegen die Schuld-
nerin an die quotenberechtigten Glaubiger auszuschtten.

Vor der Ausschittung der Nachtragsverteilungsmasse an die quotenberechtigten
Glaubiger ist CMS berechtigt, im Falle des Entstehens Eines Besserungsanspruchs
den jeweiligen Betrag aus der Nachtragsverteilungsmasse zu entnehmen.

Eine Nachtragsverteilung erfolgt aus Kostengriinden nur dann, wenn fir eine Ver-
teilung aus der Nachtragverteilungsmasse Betrdge zur Verfugung stehen, die einen
Betrag in Hohe von EUR 5.000,00 Ubersteigen ("Auszahlbare Betrage™). Diese Be-
tragsgrenze gilt nicht, sofern mit keinem weiteren Zufluss aus der Nachtragsver-
teilungsmasse mehr zu rechnen ist.
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()

(6)

7)

(8)

Eine Nachtragsverteilung hat innerhalb von vier (4) Wochen zu erfolgen, nachdem
CMS Auszahlbare Betrdge auf dem Anderkonto zur Verfligung stehen.

In der Hohe, in der Auszahlbare Betrage zur Ausschittung an die quotenberechtigten
Glaubiger zur Verfligung stehen, leben die Forderungen der quotenberechtigten
Glaubiger gegen die Schuldnerin wieder auf.

Fur den Fall, dass nach der vollstandigen Befriedigung der Forderungen der quoten-
berechtigten Glaubiger gegen die Schuldnerin noch Mittel aus der Nachtragsvertei-
lungsmasse zur Verfligung stehen ("Restmasse"), weist die Schuldnerin CMS bereits
jetzt an, die Restmasse an die Alt-Aktiondre im Verhaltnis ihrer im Zeitpunkt der
Ausbuchung der Alt-Aktien vorhandenen Beteiligung am Grundkapital der Schuld-
nerin ("Ausschittungsverthéltnis™) auszukehren. Eine Verpflichtung zur Auskehr
der Restmasse besteht erst dann, wenn mit keinem weiteren Zufluss aus der Nach-
tragsverteilungsmasse mehr zu rechnen ist.

Die Auskehr der Restmasse wird wie folgt vorgenommen:

a)  CMS verpflichtet sich, 6ffentlich bekannt zu machen, dass eine Restmasse zur
Auskehr an die Alt-Aktiondre zur Verfligung steht und unter welchen Voraus-
setzungen die Alt-Aktionare die Auskehr von CMS verlangen kénnen. Die 0f-
fentliche Bekanntmachung erfolgt im Wege der Ad-hoc-Mitteilung und im
Bundesanzeiger. Die Kosten fur die Veroffentlichungen und die Ausschittung
der Restmasse durfen der Restmasse vor der Auskehr entnommen werden.

b)  Eine Auskehr der Restmasse erfolgt nur an die Alt-Aktiondare, die CMS inner-
halb von zwei Monaten nach der ¢ffentlichen Bekanntmachung im Bundesan-
zeiger eine Bescheinigung der depotfiihrenden Bank des Alt-Aktionars tber die
Ausbuchung der Alt-Aktien vorlegen sowie eine Kontoverbindung zur Uber-
weisung des Anteils an der Restmasse mitteilen. Sofern der Anspruch eines
Alt-Aktionérs auf eine dritte Person (bergangen ist, hat die dritte Person CMS
zudem die Rechtsnachfolge bzgl. des Anspruch des Alt-Aktionérs auf Auskehr
des Anteils an der Restmasse nachzuweisen.

c)  Sofern das Ausschittungsverhaltnis dazu flhrt, dass ein Alt-Aktiondr, der seine
Berechtigung gemal? vorstehendem § 2 (8) lit. b) nachgewiesen hat, einen An-
spruch auf Ausschittung der Restmasse in Hohe von weniger als EUR 0,01
hatte, ist der Aussschittungsanspruch dieses Alt-Aktiondrs ausgeschlossen.

d) CMS ist berechtigt, die im Falle des vorstehenden § 2 (8) lit. c) verbleibenden
Spitzenbetrdge der Restmasse nach eigenem Ermessen an eine gemeinnitzige
Organisation zu spenden.

e)  CMS ist im Ubrigen berechtigt, nach dem Auskehr der Restmasse an die Alt-
Aktionére, die ihre Berechtigung gemél vorstehendem § 2 (8) lit. b) nachge-



c'M's/

Law . Tax

1)

@)

1)

@)

wiesen haben, den verbleibenden Teil der Restmasse zugunsten der ubrigen
Alt-Aktiondre offentlich zu hinterlegen.

1.
Abwicklung Bezugsaktien

83
Bereitstellung Bezugsaktien

Der Investor verpflichtet sich gegenuber der Schuldnerin, ihr, unmittelbar nachdem
er 100% der Alt-Aktien erhalten hat, die Bezugsaktien in der Art und Weise zur
Durchfiihrung der geplanten Barkapitalerhéhung mit Bezugsrecht der Alt-Aktiondre
zur Verfiigung zu stellen, dass er die Bezugsaktien an die Abwicklungsstelle tber-
tragt.

Im Gegenzug verpflichtet sich die Schuldnerin, flr jede Bezugsaktie, die im Rahmen
der Abwicklung nicht wieder an den Investor zurlickzulibertragen ist, einen Kauf-
preis von EUR 0,02 an den Investor zu zahlen. Der Kaufpreis nach Satz 1 ist inner-
halb von zehn (10) Bankarbeitstagen (Frankfurt am Main) nach Ablauf der Einzah-
lungsfrist fiir die Einlagen und das Agio im Rahmen der Barkapitalerhdhung mit Be-
zugsrecht der Alt-Aktionére auf ein vom Investor zu benennendes Bankkonto zu zah-
len.

1.
Allgemeines

84
Kosten

Die Tétigkeit von CMS im Rahmen der Verwendung der Verteilungsmasse und des
Ausgleichsbetrags ist mit dem im Zusammenhang mit der Begleitung des Insolvenz-
planverfahrens von der Schuldnerin an CMS gezahlten Honorars abgegolten. Hier-
von nicht umfasst sind die im Rahmen der Ausschittung der Insolvenzplanquote und
der Begleichung der Offenen Masseverbindlichkeiten anfallenden Kosten (z.B.
Uberweisungsgebiihren), die CMS jeweils als Masseverbindlichkeit behandeln und
aus der Verteilungsmasse einbehalten darf.

Fur die Durchfuhrung einer Nachtragsverteilung steht CMS vorab eine Auf-
wandspauschale in H6he von 1% des zur Nachtragsverteilung jeweils zur Ver-
flgung stehenden Betrages zu. Zudem ist CMS berechtigt, vorab die im Rahmen der
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1)

@)

3)

Nachtragverteilung entstenenden Kosten (z.B. laufende Kontofiihrungs- und Uber-
weisungsgebuhren) ersetzt zu bekommen. Diese Betrdge darf CMS jeweils aus der
Nachtragsverteilungsmasse einbehalten.
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Schlussbestimmungen

Anderungen und Erganzungen dieser Vereinbarung bediirfen, soweit in dieser Ver-
einbarung nichts Abweichendes bestimmt ist, zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
Die elektronische Form (§ 126a BGB) und die Textform (§ 126b BGB) sind fiir An-
derungen und Erganzungen nach Satz 1 ausgeschlossen. Dies gilt auch fiir eine An-
derung dieser Schriftformklausel. Mindliche oder schriftliche Nebenabreden wurden
nicht getroffen.

Die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser
Vereinbarung lasst die Wirksamkeit der brigen Regelungen dieser Vereinbarung
unberuhrt. Dasselbe gilt fir den Fall, dass diese Vereinbarung eine an sich notwendi-
ge Regelung nicht enth&lt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren
Regelung oder zur Ausfillung der Regelungsliicke tritt die gesetzlich zuldssige und
durchfuhrbare Regelung, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen, undurchfiihrba-
ren oder fehlenden Regelung nach der Vorstellung der Parteien wirtschaftlich am
néchsten kommt. Der Rechtsgedanke des § 139 BGB findet — auch im Sinne einer
Beweislastregel — keine Anwendung.

Fur Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung ist ausschlie3lich das Landgericht Dissel-
dorf zustandig.
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, den , den
(Schuldnerin) (CMS)

, den , den
(Sachwalter) (Investor)
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und

SEASIDE CONCEPTS GMBH

C'M’S’ Hasche Sigle

Rechtsanwilte Steuerberater
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AKTIENABTRETUNGSVERTRAG

zwischen

(1) Schnigge Wertpapierhandelsbank SE i.l., c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz |
Neue Rothofstralle 13-19, 60313 Frankfurt am Main, eingetragen im Handelsregister
des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 108601

- nachfolgend "Schnigge SE" -

und

(2) Seaside Concepts GmbH (zukinftig: Seaside Capital Markets GmbH), Rondeel
9, 22391 Hamburg, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter
HRB 133111

- nachfolgend "Investor" -

tiber die Ubertragung der von der Schnigge SE gehaltenen Aktien an

der SCM Trust S.A. (vormals: SCHNIGGE Trust S.A.), 38, Grand Rue, L - 6630 Was-
serbillig, eingetragen im Luxemburger Handels- und Gesellschaftsregister (Registre de
Commerce et des Sociétés) unter B214461

sowie

der SCHNIGGE ADMINISTRATION & SERVICE MANAGEMENT S.A. 38,
Grand-Rue, L - 6630 Wasserbillig, eingetragen im Luxemburger Handels- und Gesell-
schaftsregister (Registre de Commerce et des Sociétés) unter B225188

VORBEMERKUNG

(A) Am 1. Januar 2019 hat das Amtsgericht — Insolvenzgericht — Frankfurt am Main tber
das Vermogen der Schnigge SE ein Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung erdffnet
(Az: 810 IN 1173/18 SCH).

(B) Die Schnigge SE hélt alle Aktien an der SCM Trust S.A. (nachfolgend als "SCM
Trust” bezeichnet), einer als Aktiengesellschaft ausgestalteten Verbriefungsgesell-
schaft nach dem Luxemburger Gesetz vom 22. Mérz 2004. Die Schnigge SE erwarb



(©)

(D)

(E)

(F)

(G)

(H)

die SCM Trust mit Anteilskaufvertrag vom 09.05.2017 vollstandig. Das Grundkapi-
tal der SCM Trust betrdgt EUR 30.000,- und ist bisher in Hohe von EUR 7.500,- ein-
gezahlt worden. Das Grundkapital ist eingeteilt in 300 Aktien mit einem Nennwert
von EUR 100,- je Aktie. Es handelt sich um Namensaktien, die nicht in Inhaberak-
tien umgewandelt werden kénnen. Ein Register der Namensaktien wird am Gesell-
schaftssitz geflihrt. Die Aktien sind nicht verbrieft.

Zudem hélt die Schnigge SE alle Aktien an der SCHNIGGE ADMINISTRATION &
SERVICE MANAGEMENT S.A. (nachfolgend als "SCHNIGGE Administration
& Service Management™ bezeichnet), einer Aktiengesellschaft nach Luxemburger
Recht. Die SCHNIGGE Administration & Service Management S.A. wurde am 9.
Mai 2018 von der Schnigge SE gegriindet. Das Stammkapital der SCHNIGGE Ad-
ministration & Service Management betragt EUR 30.000,- und ist bisher in Hohe
von EUR 7.500,00 eingezahlt worden. Das Stammkapital ist eingeteilt in 30.000 Ak-
tien mit einem Nennwert von EUR 1,- je Aktie.

Der Investor beabsichtigt, die Aktien an der Schnigge SE sowie die Aktien an der
SCM Trust und der SCHNIGGE Administration & Service Management im Rahmen
eines Insolvenzplans ("Insolvenzplan™) zu tbernehmen. Zu diesem Zweck wird ein
Insolvenzplanverfahren durchgefuhrt. Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans ist un-
ter Ziffer C.111.1 die Ubertragung der Aktien an der SCM Trust S.A. sowie der
SCHNIGGE Administration & Service Management aufschiebend bedingt auf den
Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans auf den Investor vorgesehen.

Etwaig nicht voll geleistete oder zurtickgewéhrte Einlagen auf die Aktien der SCM
Trust und der SCHNIGGE Administration & Service Management hat der Investor
in die beiden Gesellschaften einzulegen. Der Investor hat diesbezlglich keinen Re-
gressanspruch gegen die Schnigge SE.

Im Gegenzug fiir den Erwerb der Aktien an der Schuldnerin und der Aktien an der
SCM Trust und der SCHNIGGE Administration & Service Management hat sich der
Investor gegeniiber der Schuldnerin verpflichtet, eine Einmalzahlung in HOhe von
EUR 110.000,00 an die Insolvenzmasse zu leisten.

Der Investor hat den Ausgleichsbetrag auf einem Notaranderkonto hinterlegt und
diesbeziglich mit der Schuldnerin, dem Sachwalter und dem Notar Dr. Malte Ivo aus
Hamburg ("Notar™) eine Hinterlegungsvereinbarung ("Hinterlegungsvereinba-
rung") abgeschlossen.

Der Insolvenzplan sieht vor, dass die CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechts-
anwalten und Steuerberatern mbB nach der Rechtskraft des Insolvenzplans die Insol-
venzplanquote ausschuttet, zu diesem Zeitpunkt bestehende Masseverbindlichkeiten
begleicht und etwaige Nachtragsverteilungen vornimmt. Fur die Ausschittung der
Insolvenzplanquote und der Nachtragsverteilungsmasse sowie die Begleichung der
Masseverbindlichkeiten hat CMS zugunsten der Insolvenz- und Masseglaubiger der
Schuldnerin ein Anderkonto (das "Anderkonto") eingerichtet. Der Notar hat den



Auszahlungsbetrag geméal? § 3 Abs. (3) der Hinterlegungsvereinbarung auf das An-
derkonto zu zahlen.

()  Die Abtretung der Aktien an der SCM Trust sowie der SCHNIGGE Administration
& Service Management an den Investor sollen in diesem Vertrag geregelt werden.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien was folgt:

§1
Abtretung

(1) Die Schnigge SE tritt die von ihr gehaltenen Aktien an der SCM Trust sowie der
SCHNIGGE Administration & Service Management aufschiebend bedingt auf den
Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans an den Investor ab.

(2) Der Investor nimmt die Abtretung der Aktien hiermit an.

(3) Die Ubertragung der Aktien wird durch die Eintragung einer schriftlichen Ubertra-
gungserklarung in das Aktienregister der jeweiligen Aktiengesellschaft, die von der
Schnigge SE und dem Investor oder hierzu ordnungsgemaR bevollméchtigten Perso-
nen datiert und unterzeichnet sein muss, wirksam. Die Eintragung der Ubertragung
der Aktien wird von einem oder mehreren Mitgliedern des Verwaltungsrats der je-
weiligen Aktiengesellschaft unterzeichnet.

(4) Der auf die in § 1 Absatz (1) genannten Aktien entfallende Gewinn fir das laufende
Geschaftsjahr steht dem Investor zu.

8§82
Vertraulichkeit

Die Parteien verpflichten sich, die Inhalte dieses Vertrages und die Tatsache seiner Exis-
tenz strikt vertraulich zu behandeln, es sei denn eine Partei ist zur Bekanntmachung auf-
grund Gesetzes oder Rechtsvorschriften, insbesondere Borsenvorschriften, verpflichtet.
Jede Partei haftet der anderen Partei gegentber fur jeden Schaden der in Verbindung mit
einer Verletzung dieser Verpflichtung zur Vertraulichkeit entsteht.

83
Kosten

Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, sind alle Kosten, Auslagen und Ge-
bihren, Abgaben und Steuern, die einer Partei im Zusammenhang mit der Vorbereitung,
Verhandlung, Unterzeichnung und Durchflihrung dieses Vertrages und der darin vorgese-
henen Rechtsgeschafte entstehen, einschlieBlich samtlicher Beratungskosten, von dieser
Partei zu tragen.
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(4)

()

84
Sonstige Bestimmungen

Die Regelung zur Ubertragung der Aktien unter § 1 Absatz (3) stellt zugleich das
unter Art. 6 der Satzung der SCHNIGGE Administration & Service Management in
Bezug genommene “shareholders' agreement” fur den Fall der Schnigge SE als Al-
leingesellschafter dar. Hierliber besteht zwischen der Schnigge SE und dem Investor
Einigkeit.

Dieser Vertrag regelt das Vertragsverhaltnis zwischen den Parteien im Hinblick auf
den Vertragsgegenstand vollumfanglich und ersetzt alle friiheren Vereinbarungen.
Nebenabreden bestehen nicht.

Die Anlagen zu diesem Vertrag sind wesentlicher Bestandteil des Vertrages. Im Falle
von Abweichungen zwischen einer Anlage und einer Regelung dieses Vertrages geht
die Regelung dieses Vertrages vor.

Die Uberschriften in diesem Vertrag dienen lediglich der Ubersichtlichkeit und be-
rihren die Vertragsauslegung nicht.

Anderungen und Erganzungen dieses Vertrages bediirfen zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform. Dies gilt auch fir eine Anderung dieser Schriftformklausel. Mindliche
oder schriftliche Nebenabreden wurden nicht getroffen.

§ 5 Gerichtsstand

Die dingliche Abtretung der Aktien der SCM Trust und Ubertragung der SCHNIGGE Ad-
ministration & Service Management unterliegen dem Recht des GroRherzogtums Luxem-
burg. Alle sonstigen Regelungen dieses Vertrags unterliegen dem Recht der Bundesrepub-
lik Deutschland. AusschlieRlicher Gerichtsstand fur alle Streitigkeiten tber Rechte und
Pflichten aus diesem Vertrag einschliellich seiner Wirksamkeit ist, soweit gesetzlich zu-
lassig, Hamburg.

1)

86
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig oder
unwirksam oder undurchfiihrbar sein oder werden, so wird dadurch die Wirksamkeit
der Ubrigen Bestimmungen nicht berthrt. Die Parteien verpflichten sich in einem
solchen Fall, anstelle der nichtigen oder unwirksamen oder undurchfiihrbaren Be-
stimmung eine dieser Bestimmung rechtlich und wirtschaftlich am né&chsten kom-
mende gultige, wirksame und durchfuhrbare Regelung zu treffen, die sie vernilinf-
tigerweise vereinbart hétten, wenn sie beim Abschluss dieses Vertrages die Nichtig-



keit oder Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit der betreffenden Regelung be-
dacht hétten.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise auslegungs-
oder ergénzungsbedurftig sein, so hat die Auslegung oder Erganzung in der Weise zu
erfolgen, dass dem Geist, Inhalt und Zweck dieses Vertrages bestmdglich gerecht
wird. Es sollen dabei diejenigen Regelungen gelten, die die Parteien verninftiger-
weise vereinbart hatten, wenn sie beim Abschluss dieses Vertrages die Auslegungs-
oder Erganzungsbedirftigkeit der betreffenden Regelung bedacht hatten.

(3) Sollte dieser Vertrag eine Regelungsliicke aufweisen, so gilt Absatz (2) entspre-

chend.
, den , den
(Schnigge Wertpapierhandelsbank SE i.1.) (Seaside Concepts GmbH
- Schnigge SE - durch Dr. Wilhelm Hegenbart)

- Investor -
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Satzung
der

SCHNIGGE Capital Markets SE

81
Firma/Sitz/Dauer

Die Gesellschaft ist eine Europdische Aktiengesellschaft (Societas Europaea) und
fahrt die Firma

SCHNIGGE Capital Markets SE.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Frankfurt am Main
Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Das Geschéftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist:

Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Services Listingpartner, Corporate
Finance, Crowd-Funding, Handel mit Kryptowahrungen und Verbriefungsgeschéft so-
wie die erlaubnisfreie Beratung in Bezug auf den Vertrieb von Kapitalanlagen.

Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschafte zu tatigen, Maltnahmen durchzufiihren
und sonstige Handlungen vorzunehmen, welche zur Erreichung des Gesellschafts-
zwecks unmittelbar oder mittelbar erforderlich, geeignet oder dienlich erscheinen. Sie
ist insbesondere berechtigt, gleichartige oder dahnliche Unternehmen zu errichten, zu
erwerben, zu verwalten und sich an solchen zu beteiligen bzw. solche Beteiligungen
zu veréulern, insbesondere auch Beteiligungsgeschaft durchzufihren. Sie ist ferner
berechtigt, Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errichten.
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§3
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit vom Gesetz
nicht eine andere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist.

Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft konnen auch
im Wege der Datenferntibertragung (insbesondere per E-Mail) Ubermittelt werden.

§4
Grundkapital / Aktien

Das Grundkapital der Gesellschaft betrdgt EUR 5.204.682,00 (in Worten: Euro funf
Millionen zweihundertviertausendsechshundertzweiundachtzig) und ist eingeteilt in
5.204.682 Stickaktien. Von dem Grundkapital der Gesellschaft ist ein Betrag in Hohe
von EUR 2.801.785,00 durch Formwechsel der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG
in eine Europdische Aktiengesellschaft (SE) im Wege der Verschmelzung der ATDT
SCHNIGGE Trading AG, Wien, Osterreich, auf die Schnigge Wertpapierhandelsbank
AG erbracht.

Im Zuge einer friheren Umwandlung ist von dem Grundkapital der Gesellschaft ein
Betrag in Hohe von DM 1.500.000,00, entsprechend EUR 818.064,00, durch Form-
wechsel des bisherigen Rechtstragers des Vermogens und der Verbindlichkeiten der
Gesellschaft, der Borsenmakler Schnigge & Partner GmbH mit Sitz in Disseldorf, er-
bracht.

Die Aktien lauten auf den Inhaber.

Form und Inhalt der Aktienurkunden, Zwischenscheine, Gewinnanteils- und Erneue-
rungsscheine werden vom Verwaltungsrat bestimmt.

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, mehrere Aktienrechte in einer Urkunde (Globalur-
kunde) zusammenzufassen. Der Anspruch der Aktionére auf Verbriefung ihrer Aktien
ist ausgeschlossen, soweit eine Verbriefung nicht nach den Regeln einer Borse erfor-
derlich ist, an der die Aktien zugelassen sind.

Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung abweichend von
§ 60 Abs. 2 AktG festgelegt werden.

Der Verwaltungsrat ist erméchtigt, bis zum 19. Juli 2022 das Grundkapital der Gesell-
schaft einmal oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 1.099.333 durch Ausgabe von
bis zu 1.099.333 neuen Stiickaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhdhen (Das
Genehmigte Kapital betragt nach teilweiser Inanspruchnahme in Hohe von EUR
1.002.005 durch Ausgabe von 1.002.005 neuen Aktien noch EUR 1.099.333,00). Den



Aktionéren ist das Bezugsrecht einzurdumen. Der Verwaltungsrat ist jedoch ermach-
tigt, das Bezugsrecht der Aktionére auszuschlieBen. Ein Bezugsrechtsausschluss ist
jedoch nur in folgenden Féllen zul&ssig:

o bei Kapitalerhéhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere im Zusammenhang
mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder
Wirtschaftsgutern;

o soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen
oder Optionsrechten ein Bezugsrecht in dem Umfang einzurdumen, wie es
ihnen nach Austibung des Wandlungsrechts bzw. Optionsrechts bzw. nach Er-
fillung ihrer Wandlungspflicht als Aktiondr zustehen wiirden;

o fiir Spitzenbetrége;

o wenn die Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Borsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet, und der Nennwert der Kapitalerh6hung
insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht Uberschreitet. Auf diese Begrenzung
sind Aktien anzurechnen, die aufgrund anderer Erméchtigungen in unmittelba-
rer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Bezugs-
rechtsausschluss veréulRert oder ausgegeben wurden.

Uber die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhéhung, den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der Verwaltungsrat. Der
Verwaltungsrat ist ermachtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017 oder nach Ablauf der Ermachtigungsfrist
anzupassen.
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Monistisches System

Die Gesellschaft hat eine monistische Unternehmensfiihrungs- und -kontrollstruktur mit ei-
nem Verwaltungsrat als Verwaltungsorgan.

1)
@)

§6
Zusammensetzung und Amtszeit des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat besteht aus finf Mitgliedern.

Die Verwaltungsratsmitglieder, die nicht gleichzeitig geschaftsfiihrende Direktoren
der Gesellschaft sind (die "Nichtgeschaftsfihrenden Verwaltungsratsmitglieder"),
mussen immer die Mehrheit der Verwaltungsratsmitglieder stellen.
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Die Verwaltungsratsmitglieder werden von der Hauptversammlung bestellt, soweit
sich nicht aus der Vereinbarung nach dem SE-Beteiligungsgesetz (iber die Arbeitneh-
merbeteiligung etwas anderes ergibt.

Das Amt eines jeden Verwaltungsratsmitglieds endet mit der Beendigung der Haupt-
versammlung, die tber ihre Entlastung flr das vierte Geschaftsjahr nach dem Beginn
der Amtszeit beschliel3t (das Geschaftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht
mitgerechnet) und spatestens sechs Jahre nach der Bestellung des jeweiligen Verwal-
tungsratsmitglieds. Verwaltungsratsmitglieder konnen (mehrfach) wiederbestellt wer-
den. Scheidet ein von der Hauptversammlung gewahltes Verwaltungsratsmitglied vor-
zeitig aus seinem Amt aus und riickt kein Ersatzmitglied nach § 6 (5) nach, erfolgt die
Wahl eines Nachfolgers fiir den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds, so-
fern die Hauptversammlung keine langere Amtszeit fir dieses Mitglied beschlief3t.

Die Hauptversammlung ist berechtigt, fir die von ihr gewéhlten Mitglieder des Ver-
waltungsrats Ersatzmitglieder zu bestellen. Die Ersatzmitglieder werden nach einer bei
der Wahl festzulegenden Reihenfolge Verwaltungsratsmitglied, wenn von der Haupt-
versammlung bestellte Mitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit aus dem Verwaltungsrat
ausscheiden und die Hauptversammlung nicht vor dem Ausscheiden einen Nachfolger
gewahlt hat, soweit sich nicht aus der Vereinbarung nach dem SE-Beteiligungsgesetz
uber die Arbeitnehmerbeteiligung etwas anderes ergibt. Das Amt des Ersatzmitglieds
endet mit der Beendigung der Hauptversammlung, die einen Nachfolger bestellt, spéa-
testens mit Ablauf der Amtszeit des weggefallenen Verwaltungsratsmitglieds.

Jedes Mitglied des Verwaltungsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt ohne
wichtigen Grund unter Einhaltung einer einmonatigen Frist durch eine an die ge-
schaftsfiihrenden Direktoren zu richtende schriftliche Erklarung niederlegen. Mit Zu-
stimmung der geschéftsfiihrenden Direktoren kann von der Einhaltung dieser Frist ab-
gesehen werden. Bei VVorliegen eines wichtigen Grundes ist die Niederlegung jederzeit
maoglich.

Die Verwaltungsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an ei-
nen Wahlvorschlag gewahlt worden sind, kdnnen aufgrund eines Beschlusses der
Hauptversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen
abberufen werden.
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Vorsitz im Verwaltungsrat

Der Verwaltungsrat wahlt in seiner ersten Sitzung nach jeder ordentlichen Hauptver-
sammlung, in der die Verwaltungsratsmitglieder neu gewéhlt wurden, aus seiner Mitte
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter fiir die Zeit bis zum Abschluss der ersten
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Verwaltungsratssitzung nach der ordentlichen Hauptversammlung, in der Verwal-
tungsratsmitglieder neu gewéhlt werden.

Scheiden der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus ihrem
Amt aus, so hat der Verwaltungsrat unverziglich fiir die restliche Amtszeit des Aus-
geschiedenen einen Nachfolger aus seinen Reihen zu bestimmen.

Erklarungen und Veroffentlichungen namens des Verwaltungsrates erfolgen durch den
Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist zur Entgegennahme von Erklarungen Dritter an den
Verwaltungsrat befugt.

§8
Aufgaben des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat handelt nach Mal3gabe geltenden Rechts, dieser Satzung und sei-
ner Geschéftsordnung.

Der Verwaltungsrat kann sich selbst eine Geschaftsordnung geben und Ausschisse
bilden.

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, Anderungen und Erganzungen der Satzung, die nur
die Fassung, d.h. deren sprachliche Form betreffen, zu beschlieRen.

Der Verwaltungsrat Gberwacht die geschaftsfiihrenden Direktoren und kann den ge-
schaftsfiihrenden Direktoren eine Geschéftsordnung geben.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben fir alle vertraulichen VVorgange, die ihnen
durch die Téatigkeit im Verwaltungsrat bekannt geworden sind — auch nach Ablauf ih-
rer Amtszeit — Stillschweigen zu bewahren.

Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten die im Rahmen ihrer Tatigkeit angefalle-
nen angemessenen Auslagen erstattet. Daneben kann die Hauptversammlung fur Ver-
waltungsratsmitglieder, die nicht geschaftsfiihrende Direktoren sind, eine feste, nach
Ablauf des Geschaftsjahres zahlbare Vergutung und deren Hohe festlegen. Verwal-
tungsratsmitglieder, die nur wéhrend eines Teils eines Geschaftsjahres dem Verwal-
tungsrat angehort haben, erhalten fiir jeden angefangenen Monat ihrer Tatigkeit ein
Zwolftel der von der Hauptversammlung fiir das Geschéftsjahr festgelegten Vergu-
tung. Darlber hinaus erhalten Verwaltungsratsmitglieder, die nicht geschéaftsfiihrende
Direktoren sind, jeweils ein Sitzungsgeld in Hohe von EUR 1.500,00 fur die Teil-
nahme an einer Sitzung des Verwaltungsrats. Aullerdem erhalt jedes Mitglied eines
Verwaltungsratsausschusses, das nicht geschéftsfiihrender Direktor ist, ein Sitzungs-
geld in H6he von EUR 1.500,00 fur die Teilnahme an einer Sitzung des betreffenden
Ausschusses des Verwaltungsrats. Das Sitzungsgeld ist zahlbar nach Ablauf des Ge-
schaftsjahres. Verwaltungsratsmitglieder, die zugleich geschéaftsfihrende Direktoren
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sind, erhalten Gber ihren Dienstvertrag hinaus keine weitere Vergitung. Jedes Verwal-
tungsratsmitglied erhélt eventuell auf den Auslagenersatz bzw. die VVerwaltungsrats-
vergutung anfallende Umsatzsteuer, soweit das Verwaltungsratsmitglied berechtigt ist,
der Gesellschaft die Umsatzsteuer gesondert in Rechnung zu stellen und dieses Recht
ausubt.

Die Gesellschaft kann zu Gunsten der Verwaltungsratsmitglieder eine Haftpflichtver-
sicherung abschliel3en, welche die gesetzliche Haftung aus der VVerwaltungsratstatig-
keit abdeckt.

89
Einberufung und Beschlussfassung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat ist mindestens alle drei Monate einzuberufen. Im Ubrigen gelten
fiir die Einberufung die gesetzlichen Vorschriften.

Soweit zwingende gesetzliche Vorschriften oder diese Satzung nichts anderes vorse-
hen, werden Beschliisse des Verwaltungsrats mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst. Stimmenthaltungen z&hlen nicht zu den abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit zahlt die Stimme des Vorsitzenden oder, wenn dieser abwesend ist, die
Stimme des stellvertretenden Vorsitzenden, doppelt. Im Ubrigen richtet sich die Be-
schlussfassung des Verwaltungsrats nach den gesetzlichen Vorschriften.

Der Verwaltungsrat ist beschlussfahig, wenn die Halfte seiner Mitglieder, aus denen
er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt
auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme
enthalt. Abwesende Mitglieder kénnen an Abstimmungen des Verwaltungsrats
dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Mitglieder des Verwaltungsrats schriftliche
Stimmabgaben Uberreichen lassen. Das gilt auch fur die Abgabe der Erganzungs-
stimme gemal § 35 Abs. 3 SEAG.

§10
Bestellung der geschéaftsfiihrenden Direktoren

Der Verwaltungsrat kann ein oder mehrere Mitglieder des Verwaltungsrats und andere
Personen zu geschéftsfuhrenden Direktoren bestellen, soweit die Mehrheit des Ver-
waltungsrats weiterhin aus Nichtgeschaftsfihrenden Verwaltungsratsmitgliedern be-
steht. Die Gesellschaft hat mindestens zwei geschéftsfiihrende Direktoren. Dariiber
hinaus wird die Zahl der geschéftsfuhrenden Direktoren vom Verwaltungsrat be-
stimmt.



(2)

1)

(2)

Der Verwaltungsrat kann auch stellvertretende geschaftsfiihrende Direktoren bestel-
len.

8§11
Geschaftsfihrung

Die geschéftsfuhrenden Direktoren fuhren die Geschafte der Gesellschaft. Sie haben
dabei insbesondere das geltende Recht, diese Satzung und die Geschaftsordnung fur
die geschaftsfiihrenden Direktoren einzuhalten.

Die geschaftsfiihrenden Direktoren kdnnen sich eine Geschéaftsordnung geben, sofern
der Verwaltungsrat keine Geschéftsordnung erlésst.

§12
Zustimmungsbedurftige Geschéfte

Die geschéftsfuhrenden Direktoren diirfen die folgenden Malinahmen und Geschafte nur mit
vorheriger Zustimmung des Verwaltungsrats ausfuihren:

1)

(2)

1)

@)

a)  Malinahmen nach dem Umwandlungsgesetz;

b)  Abschluss, Anderung oder Aufhebung von Unternehmensvertragen (88 291 f.
AktG).

§13
Vertretung

Die Gesellschaft wird durch zwei geschéftsfihrende Direktoren oder durch einen ge-
schaftsfiihrenden Direktor in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten.

Der Verwaltungsrat kann einzelnen oder allen geschéftsfihrenden Direktoren Einzel-
vertretungsbefugnis erteilen und einzelne oder sémtliche geschaftsfiihrende Direkto-
ren von dem Verbot der Mehrvertretung (8181 Alt. 2 BGB) befreien. § 41 Abs. 5
SEAG bleibt unberdihrt.

8§14
Hauptversammlung

Die ordentliche Hauptversammlung findet in den ersten sechs Monaten nach Schluss
des Geschéftsjahres statt.

Die ordentliche Hauptversammlung beschlie3t insbesondere tiber die Verwendung des
Bilanzgewinns, tber die Wahl des Abschlussprufers, tber die Entlastung von



3)

4)

1)
@)

1)

@)

1)

Verwaltungsrat und der geschéftsfihrenden Direktoren sowie iber die Wahl der Ver-
treter im Verwaltungsrat und in den vom Gesetz vorgesehenen Féallen tber die Fest-
stellung des Jahresabschlusses.

Eine aullerordentliche Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn das Wohl der Ge-
sellschaft es erfordert.

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem deutschen Bor-
senplatz statt.

8§15
Einberufung der Hauptversammlung

Fur die Einberufung der Hauptversammlung gelten die gesetzlichen Regelungen.

Mitteilungen der Gesellschaft nach § 125 Abs. 2 AktG werden unter Beachtung der
bestehenden gesetzlichen Vorschriften ausschlieBlich im Wege der elektronischen
Kommunikation vorgenommen. Gleiches gilt fiir die Ubermittlung von Mitteilungen
der Gesellschaft an die Aktionére der Gesellschaft durch Kreditinstitute gem. § 125
Abs. 1 AktG.

§ 16
Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Auslbung des Stimmrechts sind
nur diejenigen Aktiondre berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimmten
Frist vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft oder einer in der Einladung zur
Hauptversammlung bezeichneten Stelle anmelden.

Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausiibung des
Stimmrechts ist durch einen in Textform erstellten Nachweis des Anteilsbesitzes durch
das depotfuhrende Institut nachzuweisen. Dieser besondere Nachweis des Anteilsbe-
sitzes kann in deutscher oder englischer Sprache erfolgen, hat sich auf den gesetzlich
bestimmten Zeitpunkt vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesell-
schaft unter der in der Einladungsbekanntmachung hierfur mitgeteilten Adresse vor
Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor der Hauptversammlung zugehen.

8§17
Stimmrecht der Aktionare

Jede Stuckaktie gewéhrt eine Stimme.



(2)

1)

(2)

3)

1)

Das Stimmrecht kann durch Bevollméchtigte ausgeubt werden. Die Erteilung der Voll-
macht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmé&chtigung gegenuber der Gesell-
schaft bedirfen der Textform (§ 126b BGB). Die Ubermittlung des Nachweises der
Bevollmachtigung kann auch per E-Mail oder tber einen anderen von der Gesellschaft
naher zu bestimmenden elektronischen Weg erfolgen. § 135 AktG bleibt unberihrt.

§18
Vorsitz, Beschlussfassung und weitere Rechte
der Aktionare in der Hauptversammlung

Der Verwaltungsrat wahlt den Vorsitzenden der Hauptversammlung. Fur den Fall der
Verhinderung des Vorsitzenden der Hauptversammlung wahlt der Verwaltungsrat ei-
nen Stellvertreter. Der Vorsitzende oder im Fall der Verhinderung des Vorsitzenden
der Stellvertreter leiten die Versammlung ("Versammlungsleiter™). Der Versamm-
lungsleiter bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstande der Tagesordnung ver-
handelt werden sowie die Art, Form und Reihenfolge der Abstimmung. Der Versamm-
lungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktiondre zeitlich angemessen be-
schrénken; er kann insbesondere zu Beginn der Hauptversammlung oder wahrend ih-
res Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen fur den gesamten Hauptversamm-
lungsverlauf, fur die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie die
Rede- oder Fragebeitrége der einzelnen Redner festsetzen.

Die Hauptversammlung fasst ihre Beschliisse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
gultigen Stimmen, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt. Dabei
gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Sofern das Gesetz aufer der Stimmen-
mehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, ist, sofern das Gesetz nicht zwingend wei-
tergehende Erfordernisse aufstellt, aulRer der Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine
Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals erforderlich.

Bei Wahlen gelten die Bewerber als gewahlt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei
gleicher Stimmenzahl entscheidet das durch den Versammlungsleiter gezogene Los.

819
Jahresabschluss

Die geschéftsfuhrenden Direktoren haben in den ersten drei Monaten des Geschafts-
jahres fur das vergangene Geschéftsjahr den Jahresabschluss mit Anhang sowie den
Lagebericht aufzustellen und unverziglich dem von der Hauptversammlung gewahl-
ten Abschlussprifer und dem Verwaltungsrat vorzulegen. Die geschaftsfiihrenden Di-
rektoren haben dem Verwaltungsrat zudem einen Vorschlag fir Verwendung des Bi-
lanzgewinns vorzulegen.



(2) Der Verwaltungsrat stellt den Jahresabschluss fest, sofern er die Feststellung nicht der
Hauptversammlung Uberlasst oder das Gesetz eine abweichende Regelung trifft.

§20
Abwicklung

Nach Auflésung der Gesellschaft besorgen die geschéftsfihrenden Direktoren die Abwick-
lung. Die Hauptversammlung kann durch Beschluss andere Personen als Abwickler bestel-
len.

8§21
Ubernahme von Griindungskosten

(1) Die Gesellschaft ist durch Formwechsel der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG im
Wege der Verschmelzung der ATDT Schnigge Trading AG, Wien, Osterreich, auf die
Schnigge Wertpapierhandelsbank AG entstanden. Die Gesellschaft trégt die Kosten in
Bezug auf die Verschmelzung der ATDT Schnigge Trading AG auf Schnigge Wert-
papierhandelsbank AG (Notar-, Gerichts-, Veroffentlichungskosten, Kosten der
Rechts- und Steuerberatung) bis zu einem Hochstbetrag von EUR 300.000,00.

(2) Die Schnigge Wertpapierhandelsbank AG hat die bei der Griindung anfallenden Steu-
ern und Gebdiihren bis zu einem Gesamtbetrag von DM 60.000,00 getragen.

§22
Vorteile

(1) Unabhéngig von den gesetzlichen Zustandigkeiten des Verwaltungsrats der Gesell-
schaft ist davon auszugehen, dass die bisherigen Vorstandsmitglieder der Schnigge
Wertpapierhandelsbank AG zu geschaftsfiihrenden Direktoren der Gesellschaft be-
stellt werden. Die Mitglieder des VVorstands der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG
sind Florian Weber und Martin Liedtke.

(2) Die bisherigen Mitglieder des Aufsichtsrats der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG,
Dr. Siegfried Jaschinski und Dr. Jirgen Frodermann, werden Mitglieder im ersten Ver-
waltungsrat der Gesellschaft. Zudem werden die Mitglieder des Vorstands der Sch-
nigge Wertpapierhandelsbank AG, Florian Weber und Martin Liedtke, ebenfalls Mit-
glieder im ersten Verwaltungsrat der Gesellschaft. Weiter wird Andreas Benninger
statt des bisherigen Aufsichtsratsmitglieds Glinther Skrzypek Mitglied des ersten Ver-
waltungsrats.



8§23
Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder sollte sich in
dieser Regelung eine Lucke herausstellen, so sind die Beteiligten verpflichtet, insoweit eine
angemessene Regelung zu beschlieBen, die im Rahmen des rechtlich Mdglichen dem am
nachsten kommt, was die VertragsschlieRenden gewollt haben oder, hatten sie den Punkt
bedacht, gewollt haben wirden.
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Jochen Heim, Hebelstrasse 50, 67734 Katzweiler

An den Vorsitzenden des Verwaltungsrates
Der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE
Herrn. Dr. Jiirgen Frodermann

Breite Strasse 3
40213 Diisseldorf

Katzweiler, den 01. April 2019

Amtsniederlegung geschiftsfiihrender Direktor
Sehr geehrter Herr Dr. Frodermann,

im Sinne des bei Gericht einzureichenden Insolvenzplanes und im Sinne einer erfolgreich
durchzufiihrenden Restrukturierung der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE méchte
ich hiermit dem Verwaltungsrat der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE folgendes
erklaren:

Ich lege mit dem Ablauf des Tages, an dem die Rechtskraft des noch einzureichenden
Insolvenzplanes der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE eintritt, mein Amt als
geschaftsfiihrender Direktor nieder.

Bis zu diesem Zeitpunkt stehe ich der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE als
geschéftsfiihrender Direktor zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen,

Jochen Heim

Niederlegung erhalten und akzeptiert:

Dr. Jirgen Frodermann
-Vorsitzender des Verwaltungsrates der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE-
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Besserungsabrede

zwischen

1)

@)

Schnigge Wertpapierhandelsbank SE i. 1., c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue
Rothofstrale 13-19, 60313 Frankfurt am Main

- nachfolgend "Schuldnerin” -

CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwalten und Steuerberatern mbB, Brei-
te Str. 3, 40213 Dusseldorf

- nachfolgend "CMS" -

mit Zustimmung von

3)

Dr. Stephan Laubereau, Trakehner StraRe 7-9, 60487 Frankfurt am Main

- nachfolgend "Sachwalter" -

Die Parteien zu (1) und (2) nachfolgend auch gemeinsam als die "Parteien” und einzeln
als eine "Partei" bezeichnet.

PRAAMBEL

(A)

(B)

(©)

(D)

Am 11.10.2018 stellte die Schuldnerin bei dem Amtsgericht — Insolvenzgericht —
Frankfurt am Main einen Antrag auf Er6ffnung eines (vorlaufigen) Insolvenzverfah-
rens in Eigenverwaltung geméal § 270b InsO (sog. Schutzschirmverfahren).

Mit Beschluss vom 15.10.2018 (Az.: 810 IN 1173/18 SCH) ordnete das Insolvenzge-
richt die vorlaufige Eigenverwaltung als Schutzschirmverfahren an.

Mit Beschluss vom 24.10.2018 bestellte das Insolvenzgericht den Sachwalter zum
vorlaufigen Sachwalter.

Mit Mandats- und Vergltungsvereinbarungen jeweils vom
19.12.2018/27.12.2018/16.01.2019 (die "Mandats- und Vergitungsvereinbarun-
gen") beauftragte die Schuldnerin CMS, sie im Rahmen des Schutzschirmverfahrens
und der Eigenverwaltung in Fragen des Insolvenzrechts anwaltlich zu beraten und zu
vertreten sowie im Rahmen des Schutzschirmverfahrens und der Eigenverwaltung in
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(E)

(F)

(G)

(H)

(M

Bezug auf die rechtliche Umsetzung eines Investorenprozesses sowie der Erstellung
und Umsetzung eines Insolvenzplans anwaltlich zu beraten und zu vertreten.

Mit Beschluss vom 01.01.2019 ertffnete das Amtsgericht — Insolvenzgericht —
Frankfurt am Main das Insolvenzverfahren tber das Vermdgen der Schuldnerin in
Eigenverwaltung und bestellte den Sachwalter zum Sachwalter.

Die Aktien an der Schuldnerin sowie die Aktien an den Tochtergeselschaften der
Schuldnerin sollen im Rahmen eines Insolvenzplans auf einen Investor tbertragen
werden. Zu diesem Zweck wird ein Insolvenzplanverfahren ("Insolvenzplanverfah-
ren") durchgefuhrt. CMS erstellt derzeit den Insolvenzplan (“Insolvenzplan®).

Der Insolvenzplan sieht vor, dass CMS nach der Rechtskraft des Insolvenzplans die
Insolvenzplanquote ausschuttet, zu diesem Zeitpunkt bestehende Masseverbindlich-
keiten begleicht und etwaige Nachtragsverteilungen vornimmt.

Nachtragsverteilungen werden erforderlich, wenn die Schuldnerin bzw. der Sachwal-
ter nach der Rechtskraft des Insolvenzplans Zahlungen auf die folgenden, massezu-
gehdrigen Anspriche erhalten:

e Schadensersatzanspriiche gegen die MSW GmbH, Wirtschaftsprifungsge-
sellschaft und Steuerberatungsgesellschaft;

e Schadensersatzanspriiche gegen die Shard Capital Partners LLP;

e Anspriiche aus der Abwicklung der ehemaligen Mietverhéltnisse Frankfurt
am Main und Willich;

e Anspriiche aus der Vergleichsvereinbarung mit der KS Buromobel GmbH,;

e Zahlungsanspriiche aus der VerauRerung der Mobileye N.V. Aktien;

e Zahlungsanspriiche aus der VerauflRerung weiterer Aktien und PCs;

e Zahlungsanspriiche aus dem Schuldanerkenntnis von Herrn Stefan Volk;

e Schadensersatzanspriiche oder Anfechtungsanspriiche, die der Sachwalter
im Rahmen seiner Befugnisse geltend gemacht hat.

Gleiches gilt, wenn die Schuldnerin gemal? dem Insolvenzplan gebildete Riickstel-
lungen auflost.

Die Erlose aus den vorstehend aufgefiihrten Anspriichen und Ruckstellungen werden
nachfolgend zusammen die "Nachtragsverteilungsmasse™ genannt.

Fur die Ausschittung der Insolvenzplanquote und der Nachtragsverteilungsmasse
sowie die Begleichung der Masseverbindlichkeiten hat CMS zugunsten der Insol-
venz- und Masseglaubiger der Schuldnerin das folgende Anderkonto (das "Ander-
konto™) eingerichtet und mit der Schuldnerin und dem Sachwalter die als Anlage 5
dem Insolvenzplan beigefiigte Auszahlungsvereinbarung abgeschlossen:

Kontoinhaber CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwélten und
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Steuerberatern mbB

Institut Deutsche Bank AG

IBAN DE33 3007 00100201 5048 42

Im Rahmen der rechtlichen Beratung unter den Mandats- und Vergutungsvereinba-
rungen sind bis Ende Méarz 2019 Rechtsberatungskosten in HOhe von insgesamt
EUR 186.067,05 brutto entstanden, von denen bereits EUR 65.622,43 brutto bezahlt
sind.

Um den Abschluss des Insolvenzplanverfahrens sicherzustellen, vereinbaren die Parteien

was folgt:
§1
Gesamtvergutungsanspruch
(1) Die Parteien vereinbaren, dass die unter den Mandats- und Vergultungsvereinbarun-

1)

(2)

3)

D)

gen enstandenen und noch entstehenden Vergutungsanspriiche von CMS auf einen
Gesamtbetrag in Hohe von EUR 215.000.00 brutto ("Gesamtvergitungsanspruch™)
begrenzt werden.

§2
Verzicht und Besserungsrecht

CMS verzichtet hiermit unter Einrdumung eines Besserungsrechts nach den nachfol-
genden Absétzen auf einen Teil des Gesamtvergltungsanspruchs in Hoéhe von
EUR 85.000,00 brutto (der "Verzichtsbetrag™).

Der Verzichtsbetrag lebt in jedem Fall und in der Hohe wieder auf, in der Betrage
aus der Nachtragsverteilungsmasse auf dem Anderkonto eingehen (nachfolgend je-
weils "Ein Besserungsanspruch™). Ausgenommen hiervon sind Betrdge aus dem
Schuldanerkenntnis von Herrn Stefan Volk.

CMS ist berechtigt, im Falle des Entstehens Eines Besserungsanspruchs den jeweili-
gen Betrag aus der Nachtragsverteilungsmasse zu entnehmen.

§3
Schlussbestimmungen

Anderungen und Ergédnzungen dieser Vereinbarung bediirfen, soweit in dieser Ver-
einbarung nichts Abweichendes bestimmt ist, zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
Die elektronische Form (§ 126a BGB) und die Textform (§ 126b BGB) sind fiir An-
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@)

3)

derungen und Erganzungen nach Satz 1 ausgeschlossen. Dies gilt auch fiir eine An-
derung dieser Schriftformklausel. Mundliche oder schriftliche Nebenabreden wurden
nicht getroffen.

Die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser
Vereinbarung lasst die Wirksamkeit der tbrigen Regelungen dieser Vereinbarung
unberuhrt. Dasselbe gilt fir den Fall, dass diese Vereinbarung eine an sich notwendi-
ge Regelung nicht enth&lt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren
Regelung oder zur Ausfillung der Regelungsliicke tritt die gesetzlich zulassige und
durchfuhrbare Regelung, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen, undurchfiihrba-
ren oder fehlenden Regelung nach der Vorstellung der Parteien wirtschaftlich am
nachsten kommt. Der Rechtsgedanke des § 139 BGB findet — auch im Sinne einer
Beweislastregel — keine Anwendung.

Fur Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung ist ausschlielich das Landgericht Dissel-
dorf zustandig.
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Vollmacht

In Sachen

SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE 1.1, .
/o Tauris Capital AG, Goethe latz | Neue RothofstraBe 13-19, 60313 Frankfurt am Main

("Vollmachtgeber”)

gegen

el R e

wegen

Vertretung in dem Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung (Az. 810 IN 1173/18 SCH),

- sbesondere Ausarbeitung und Vorlage eines Insolvenzplans gem, §8§ 217 ff. InsO,

wird hiermit den Rechtsanwalten der Anwaltssozietat

C'M’S’ Hasche Sigle

Partnerschaft von Rechtsanwilten und Steuerberatern mbB .
- Berlin. Diisseldorf, Frankfurt (Main), Hamburg, Koln, Leipzig, Miinchen. Stuttgart, Briissel, Moskau, Shanghai

insbesondere
Herrn RA Daniel Kamke

Herrn RA Dr. Maximilian Hacker
- jeweils emnzeln -
("Bevollmachtigte”)

unbeschrinkte Vollmacht erteilt. den Vollmachtgeber gerichtlich und auB8ergerichtlich gegeniiber jedermann, insbeson-
dere gegeniiber staatlichen Gerichten, Schiedsgerichten und Behorden sowie Organen der Europaischen Union, und
swar in allen Instanzen. zu vertreten. Die Bevollmichtigten sind unter anderem zur Abgabe von Willenserklarungen.
auch einseitigen wie beispielsweise Kiindigungs-, Anfechtungs-, Aufrechnungs- und Widerrufserklarungen, berechugt.
Diese Vollmacht umfasst die Einlegung, die Zuriicknahme sowie die Beschrankung von Rechtsbehelfen aller Art und
den Verzicht auf dieselben. Die Vollmacht erstreckt sich auf Neben- und Folgeverfahren aller Art, insbesondere Arrest,
einstweilige Verfiigung, Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung, sowie Insolvenzverfahren und Familiensachen. Die
Vollmacht umfasst dariiber hinaus den Abschluss von Vergleichen und die Erklarung von Verzicht und Anerkenntnis

sowie die Begriindung und Aufhebung von Vertragsverhaltnissen.
Die Bevollmichtigten sind berechtigt, Untervollmacht zu erteilen.

Die Bevollmichtigten sind berechtigt, Gegenstiande und Vermogenswerte aller Art fir den Vollmachtgeber in Empfang
zu nchmen sowie Akteneinsicht zu nehmen.

Die Bevollmachtigten sind zur Vornahme und zum Empfang von Zustellungen aller Art und in samtlichen Verfahrens-
arten berechtigt.

Etwaige Kostenerstattungsanspriiche werden mit Vollmachtserteilung an die Bevollméchtigten abgetreten.

Durch Erteilun - dieser Vollmacht werden die in dieser Sache von den Bevollmichtigten bereits vorgenommenen Hand-
lungen genehmigt.

Inhalt und Wirksamkeit der Vollmacht unterliegen deutschem Recht.

g Unterft 5
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Vollmacht

In Sachen

SCHNIGGE Wertpapierhandelshank SE il.,
¢/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue Rothofstrafie 13-19, 60313 Frankfurt am Main

("Vollmachigeber™)

gegen

i
of o

wiogen

Vertretung in dem Insolvenzverfihren in Eigenverwaltung (Az. 810 IN 1173/18 SCH),
insbesondere Ausarbeitung und Virlage eines Insolvenzplans gem. §§ 217 fF, InsO),

wird hiermit den Rechtsanwilten der Anwaltssozietit

C'M’S’ Hasche Sigle

Partnerschaft von Rechtsanwilten und Steuerberatern mbB
in Berlin, Diisseldorf, Frankfurt (Main), Hamburg, K&ln, Leipzig, Miinchen, Stuttgart, Briissel, Moskau, Shanghai

insbesondere
Herm RA Daniel Kamke

Herm RA Dr. Maximilian Hacker

- jeweils einzeln -
("Bevollmachtigte")

unbeschrankte Vollmacht erteilt, den Vollmachtgeber gerichtlich und auBergerichtlich gegeniiber jedermann, insbeson-
dere gegeniiber staatlichen Gerichten, Schiedsgerichten und Behdrden sowie Organen der Europiischen Union, und
zwar in allen Instanzen, zu vertreten. Die Bevollmichtigten sind unter anderem zur Abgabe von Willenserklirungen,
auch cinseitigen wie beispielsweise Kiindigungs-, Anfechtungs-, Aufrechnungs- und Widerrufserklarungen, berechtigt.
Diese Vollmacht umfasst die Einlegung, dic Zuriicknahme sowie die Beschrinkung von Rechtsbehelfen aller Art und
den Verzicht auf dieselben. Die Vollmacht erstreckt sich auf Neben- und Folgeverfahren aller Art, insbesondere Arrest,
einstweilige Verfiigung, Kostenfestsetzung, Zwangsvollstreckung, sowie Insolvenzverfahren und Familiensachen. Die
Vollmacht umfasst dariiber hinaus den Abschluss von Vergleichen und die Erklirung von Verzicht und Anerkenntnis
sowie die Begriindung und Aufthebung von Verragsverhaltnissen.

Die Bevollmichtigten sind berechtigt, Untervollmacht zu erteilen.

Die Bevollmichtigten sind berechtigt, Gegenstinde und Vermdgenswerte aller Art fiir den Vaollmachtgeher in Empfang
zu nehmen sowie Akteneinsicht zu nehmen.

Die Bevollmichtigten sind zur Vornahme und zum Empfang von Zustellungen aller Art und in simtlichen Verfahrens-
arten berechtigt.

Erwaige Kostenerstattungsanspriiche werden mit Vollmachtserteilung an die Bevollmichtigten abgetreten.

Durch Erteilung dieser Vollmacht werden die in dieser Sache von den Bevollmachtigten bereils vorgenommenen Hand-
lungen genchmigt.

Inhalt und Wirksamkeit der Vollmacht unterliegen deutschem Recht.

I/JJTLQ[EA L e

Ort Datum
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Annahmeerklarung Investor

Ziffer C.111.2 c) des Insolvenzplans der SCHNIGGE Wertpapierhandelsbank SE i. I.
("Schuldnerin™), c/o Tauris Capital AG, Goetheplatz | Neue Rothofstralle 13-19, 60313

Frankfurt am Main, lautet wie folgt:

Die Alt-Aktionare treten an den Investor ihre Miteigentumsanteile
nach Bruchteilen an den bei der Clearstream Banking AG, Frankfurt
am Main, hinterlegten Globalurkunden, ihre Herausgabeanspriiche
gegen die Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, in Bezug auf
die Alt-Aktien sowie (hilfsweise) ihre Mitgliedschaftsrechte aus den
Alt-Aktien ab.

Hiermit nimmt die Seaside Concepts GmbH ("Investor™), Rondeel 9, 22301 Hamburg, ein-
getragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hamburg unter HRB 133111, die vorstehende
Abtretungserklarung der Alt-Aktionare (die Aktiondre, deren Alt-Aktien [5.204.682 auf den

Inhaber lautende Stiickaktien der Schuldnerin] zum Zwecke der Ubertragung an den Investor

ausgebucht werden) an.

, den

(Investor)
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	I.  Abwicklung Insolvenzmasse
	§ 1  Pflichten der Schuldnerin und des Sachwalters
	(1) Die Schuldnerin verpflichtet sich, sämtliche, zu dem Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans bei ihr vorhandenen Bargeld- und Kontoguthaben ("Verteilungsmasse") innerhalb von fünf (5) Bankarbeitstagen auf das Anderkonto zu überweisen.
	(2) Die Schuldnerin und der Sachwalter verpflichten sich, etwaige Zuflüsse aus der Nachtragsverteilungsmasse innerhalb von fünf (5) Bankarbeitstagen auf das Anderkonto zu überweisen.
	(3) Die Schuldnerin verpflichtet sich, CMS innerhalb von einem (1) Monat nach der Rechtskraft des Insolvenzplans eine Aufstellung der zu dem Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans noch nicht beglichenen Masseverbindlichkeiten ("Offene Masseverbi...
	(4) Der Sachwalter verpflichtet sich, CMS innerhalb von einem (1) Monat nach der Rechtskraft des Insolvenzplans eine Aufstellung mit den zu erwartenden Verfahrenskosten ("Offene Verfahrenskosten") zukommen zu lassen.

	§ 2  Pflichten CMS Insolvenzmasse
	(1) Die Schuldnerin weist CMS an, die Verteilungsmasse und den Ausgleichsbetrag in folgender Rangfolge zu verwenden:
	a) Bildung einer Rückstellung in der Höhe der Offenen Verfahrenskosten und Auflösung und Auszahlung dieser Rückstellung nach der rechtskräftigen Festsetzung der Verfahrenskosten durch das Amtsgericht Frankfurt am Main – Insolvenzgericht.
	b) Begleichung der Offenen Masseverbindlichkeiten.
	c) Ausschüttung des nach der Bildung der Rückstellung für die Verfahrenskosten und Begleichung der Offenen Masseverbindlichkeiten gemäß § 2 (1) a) und b) verbleibenden Betrags ("Insolvenzplanquote") an die quotenberechtigten Gläubiger. Die Ausschüttun...

	(2) Die Schuldnerin weist CMS an, die Nachtragsverteilungsmasse bis zur vollständigen Befriedigung der Forderungen der quotenberechtigten Gläubiger gegen die Schuldnerin an die quotenberechtigten Gläubiger auszuschütten.
	(3) Vor der Ausschüttung der Nachtragsverteilungsmasse an die quotenberechtigten Gläubiger ist CMS berechtigt, im Falle des Entstehens Eines Besserungsanspruchs den jeweiligen Betrag aus der Nachtragsverteilungsmasse zu entnehmen.
	(4) Eine Nachtragsverteilung erfolgt aus Kostengründen nur dann, wenn für eine Ver-teilung aus der Nachtragverteilungsmasse Beträge zur Verfügung stehen, die einen Betrag in Höhe von EUR 5.000,00 übersteigen ("Auszahlbare Beträge"). Diese Betragsgrenz...
	(5) Eine Nachtragsverteilung hat innerhalb von vier (4) Wochen zu erfolgen, nachdem CMS Auszahlbare Beträge auf dem Anderkonto zur Verfügung stehen.
	(6) In der Höhe, in der Auszahlbare Beträge zur Ausschüttung an die quotenberechtigten Gläubiger zur Verfügung stehen, leben die Forderungen der quotenberechtigten Gläubiger gegen die Schuldnerin wieder auf.
	(7) Für den Fall, dass nach der vollständigen Befriedigung der Forderungen der quotenberechtigten Gläubiger gegen die Schuldnerin noch Mittel aus der Nachtragsverteilungsmasse zur Verfügung stehen ("Restmasse"), weist die Schuldnerin CMS bereits jetzt...
	(8) Die Auskehr der Restmasse wird wie folgt vorgenommen:
	a) CMS verpflichtet sich, öffentlich bekannt zu machen, dass eine Restmasse zur Auskehr an die Alt-Aktionäre zur Verfügung steht und unter welchen Voraussetzungen die Alt-Aktionäre die Auskehr von CMS verlangen können. Die öffentliche Bekanntmachung e...
	b) Eine Auskehr der Restmasse erfolgt nur an die Alt-Aktionäre, die CMS innerhalb von zwei Monaten nach der öffentlichen Bekanntmachung im Bundesanzeiger eine Bescheinigung der depotführenden Bank des Alt-Aktionärs über die Ausbuchung der Alt-Aktien v...
	c) Sofern das Ausschüttungsverhältnis dazu führt, dass ein Alt-Aktionär, der seine Berechtigung gemäß vorstehendem § 2 (8) lit. b) nachgewiesen hat, einen Anspruch auf Ausschüttung der Restmasse in Höhe von weniger als EUR 0,01 hätte, ist der Aussschü...
	d) CMS ist berechtigt, die im Falle des vorstehenden § 2 (8) lit. c) verbleibenden Spitzenbeträge der Restmasse nach eigenem Ermessen an eine gemeinnützige Organisation zu spenden.
	e) CMS ist im Übrigen berechtigt, nach dem Auskehr der Restmasse an die Alt-Aktionäre, die ihre Berechtigung gemäß vorstehendem § 2 (8) lit. b) nachgewiesen haben, den verbleibenden Teil der Restmasse zugunsten der übrigen Alt-Aktionäre öffentlich zu ...



	II.  Abwicklung Bezugsaktien
	§ 3  Bereitstellung Bezugsaktien
	(1) Der Investor verpflichtet sich gegenüber der Schuldnerin, ihr, unmittelbar nachdem er 100% der Alt-Aktien erhalten hat, die Bezugsaktien in der Art und Weise zur Durchführung der geplanten Barkapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Alt-Aktionäre zur V...
	(2) Im Gegenzug verpflichtet sich die Schuldnerin, für jede Bezugsaktie, die im Rahmen der Abwicklung nicht wieder an den Investor zurückzuübertragen ist, einen Kaufpreis von EUR 0,02 an den Investor zu zahlen. Der Kaufpreis nach Satz 1 ist innerhalb ...


	III.  Allgemeines
	§ 4  Kosten
	(1) Die Tätigkeit von CMS im Rahmen der Verwendung der Verteilungsmasse und des Ausgleichsbetrags ist mit dem im Zusammenhang mit der Begleitung des Insolvenzplanverfahrens von der Schuldnerin an CMS gezahlten Honorars abgegolten. Hiervon nicht umfass...
	(2) Für die Durchführung einer Nachtragsverteilung steht CMS vorab eine Auf-wandspauschale in Höhe von 1% des zur Nachtragsverteilung jeweils zur Ver-fügung stehenden Betrages zu. Zudem ist CMS berechtigt, vorab die im Rahmen der Nachtragverteilung en...

	§ 5  Schlussbestimmungen
	(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen, soweit in dieser Vereinbarung nichts Abweichendes bestimmt ist, zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die elektronische Form (§ 126a BGB) und die Textform (§ 126b BGB) sind für Änderungen un...
	(2) Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser Vereinbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser Vereinbarung unberührt. Dasselbe gilt für den Fall, dass diese Vereinbarung eine an sich notwendige Re...
	(3) Für Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung ist ausschließlich das Landgericht Düsseldorf zuständig.
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	§ 1  Abtretung
	(1) Die Schnigge SE tritt die von ihr gehaltenen Aktien an der SCM Trust sowie der SCHNIGGE Administration & Service Management aufschiebend bedingt auf den Zeitpunkt der Rechtskraft des Insolvenzplans an den Investor ab.
	(2) Der Investor nimmt die Abtretung der Aktien hiermit an.
	(3) Die Übertragung der Aktien wird durch die Eintragung einer schriftlichen Übertragungserklärung in das Aktienregister der jeweiligen Aktiengesellschaft, die von der Schnigge SE und dem Investor oder hierzu ordnungsgemäß bevollmächtigten Personen da...
	(4) Der auf die in § 1 Absatz (1) genannten Aktien entfallende Gewinn für das laufende Geschäftsjahr steht dem Investor zu.

	§ 2  Vertraulichkeit
	Die Parteien verpflichten sich, die Inhalte dieses Vertrages und die Tatsache seiner Existenz strikt vertraulich zu behandeln, es sei denn eine Partei ist zur Bekanntmachung aufgrund Gesetzes oder Rechtsvorschriften, insbesondere Börsenvorschriften, v...

	§ 3  Kosten
	§ 4  Sonstige Bestimmungen
	(1) Die Regelung zur Übertragung der Aktien unter § 1 Absatz (3) stellt zugleich das unter Art. 6 der Satzung der SCHNIGGE Administration & Service Management in Bezug genommene "shareholders' agreement" für den Fall der Schnigge SE als Alleingesellsc...
	(2) Dieser Vertrag regelt das Vertragsverhältnis zwischen den Parteien im Hinblick auf den Vertragsgegenstand vollumfänglich und ersetzt alle früheren Vereinbarungen. Nebenabreden bestehen nicht.
	(3) Die Anlagen zu diesem Vertrag sind wesentlicher Bestandteil des Vertrages. Im Falle von Abweichungen zwischen einer Anlage und einer Regelung dieses Vertrages geht die Regelung dieses Vertrages vor.
	(4) Die Überschriften in diesem Vertrag dienen lediglich der Übersichtlichkeit und berühren die Vertragsauslegung nicht.
	(5) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für eine Änderung dieser Schriftformklausel. Mündliche oder schriftliche Nebenabreden wurden nicht getroffen.

	§ 5 Gerichtsstand
	§ 6  Salvatorische Klausel
	(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig oder unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich in einem solchen...
	(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise auslegungs- oder ergänzungsbedürftig sein, so hat die Auslegung oder Ergänzung in der Weise zu erfolgen, dass dem Geist, Inhalt und Zweck dieses Vertrages bestmöglich gerecht wird....
	(3) Sollte dieser Vertrag eine Regelungslücke aufweisen, so gilt Absatz (2) entsprechend.
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	§ 1  Firma/Sitz/Dauer
	(1) Die Gesellschaft ist eine Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea) und führt die Firma
	(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Frankfurt am Main
	(3) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.
	(4) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

	§ 2  Gegenstand des Unternehmens
	(1) Gegenstand des Unternehmens ist:
	Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Services Listingpartner, Corporate Finance, Crowd-Funding, Handel mit Kryptowährungen und Verbriefungsgeschäft sowie die erlaubnisfreie Beratung in Bezug auf den Vertrieb von Kapitalanlagen.
	(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte zu tätigen, Maßnahmen durchzuführen und sonstige Handlungen vorzunehmen, welche zur Erreichung des Gesellschaftszwecks unmittelbar oder mittelbar erforderlich, geeignet oder dienlich erscheinen. Sie ...

	§ 3  Bekanntmachungen
	(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit vom Gesetz nicht eine andere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist.
	(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können auch im Wege der Datenfernübertragung (insbesondere per E-Mail) übermittelt werden.

	§ 4  Grundkapital / Aktien
	(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 5.204.682,00 (in Worten: Euro fünf Millionen zweihundertviertausendsechshundertzweiundachtzig) und ist eingeteilt in 5.204.682 Stückaktien. Von dem Grundkapital der Gesellschaft ist ein Betrag in Höhe ...
	(2) Im Zuge einer früheren Umwandlung ist von dem Grundkapital der Gesellschaft ein Betrag in Höhe von DM 1.500.000,00, entsprechend EUR 818.064,00, durch Formwechsel des bisherigen Rechtsträgers des Vermögens und der Verbindlichkeiten der Gesellschaf...
	(3) Die Aktien lauten auf den Inhaber.
	(4) Form und Inhalt der Aktienurkunden, Zwischenscheine, Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine werden vom Verwaltungsrat bestimmt.
	(5) Der Verwaltungsrat ist berechtigt, mehrere Aktienrechte in einer Urkunde (Globalurkunde) zusammenzufassen. Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien ist ausgeschlossen, soweit eine Verbriefung nicht nach den Regeln einer Börse erfor...
	(6) Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festgelegt werden.
	(7) Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bis zum 19. Juli 2022 das Grundkapital der Gesellschaft einmal oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 1.099.333 durch Ausgabe von bis zu 1.099.333 neuen Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (Das Ge...

	§ 5  Monistisches System
	§ 6  Zusammensetzung und Amtszeit des Verwaltungsrats
	(1) Der Verwaltungsrat besteht aus fünf Mitgliedern.
	(2) Die Verwaltungsratsmitglieder, die nicht gleichzeitig geschäftsführende Direktoren der Gesellschaft sind (die "Nichtgeschäftsführenden Verwaltungsratsmitglieder"), müssen immer die Mehrheit der Verwaltungsratsmitglieder stellen.
	(3) Die Verwaltungsratsmitglieder werden von der Hauptversammlung bestellt, soweit sich nicht aus der Vereinbarung nach dem SE-Beteiligungsgesetz über die Arbeitnehmerbeteiligung etwas anderes ergibt.
	(4) Das Amt eines jeden Verwaltungsratsmitglieds endet mit der Beendigung der Hauptversammlung, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt (das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht m...
	(5) Die Hauptversammlung ist berechtigt, für die von ihr gewählten Mitglieder des Verwaltungsrats Ersatzmitglieder zu bestellen. Die Ersatzmitglieder werden nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge Verwaltungsratsmitglied, wenn von der Haup...
	(6) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt ohne wichtigen Grund unter Einhaltung einer einmonatigen Frist durch eine an die geschäftsführenden Direktoren zu richtende schriftliche Erklärung niederlegen. Mit Zustimmun...
	(7) Die Verwaltungsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt worden sind, können aufgrund eines Beschlusses der Hauptversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen abberufen werden.

	§ 7  Vorsitz im Verwaltungsrat
	(1) Der Verwaltungsrat wählt in seiner ersten Sitzung nach jeder ordentlichen Hauptversammlung, in der die Verwaltungsratsmitglieder neu gewählt wurden, aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die Zeit bis zum Abschluss der e...
	(2) Scheiden der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus ihrem Amt aus, so hat der Verwaltungsrat unverzüglich für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen einen Nachfolger aus seinen Reihen zu bestimmen.
	(3) Erklärungen und Veröffentlichungen namens des Verwaltungsrates erfolgen durch den Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist zur Entgegennahme von Erklärungen Dritter an den Verwaltungsrat befugt.

	§ 8  Aufgaben des Verwaltungsrats
	(1) Der Verwaltungsrat handelt nach Maßgabe geltenden Rechts, dieser Satzung und seiner Geschäftsordnung.
	(2) Der Verwaltungsrat kann sich selbst eine Geschäftsordnung geben und Ausschüsse bilden.
	(3) Der Verwaltungsrat ist berechtigt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung, die nur die Fassung, d.h. deren sprachliche Form betreffen, zu beschließen.
	(4) Der Verwaltungsrat überwacht die geschäftsführenden Direktoren und kann den geschäftsführenden Direktoren eine Geschäftsordnung geben.
	(5) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben für alle vertraulichen Vorgänge, die ihnen durch die Tätigkeit im Verwaltungsrat bekannt geworden sind – auch nach Ablauf ihrer Amtszeit – Stillschweigen zu bewahren.
	(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten die im Rahmen ihrer Tätigkeit angefallenen angemessenen Auslagen erstattet. Daneben kann die Hauptversammlung für Verwaltungsratsmitglieder, die nicht geschäftsführende Direktoren sind, eine feste, nach ...
	(7) Die Gesellschaft kann zu Gunsten der Verwaltungsratsmitglieder eine Haftpflichtversicherung abschließen, welche die gesetzliche Haftung aus der Verwaltungsratstätigkeit abdeckt.

	§ 9  Einberufung und Beschlussfassung des Verwaltungsrats
	(1) Der Verwaltungsrat ist mindestens alle drei Monate einzuberufen. Im Übrigen gelten für die Einberufung die gesetzlichen Vorschriften.
	(2) Soweit zwingende gesetzliche Vorschriften oder diese Satzung nichts anderes vorsehen, werden Beschlüsse des Verwaltungsrats mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen zählen nicht zu den abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengl...
	(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stim...

	§ 10  Bestellung der geschäftsführenden Direktoren
	(1) Der Verwaltungsrat kann ein oder mehrere Mitglieder des Verwaltungsrats und andere Personen zu geschäftsführenden Direktoren bestellen, soweit die Mehrheit des Verwaltungsrats weiterhin aus Nichtgeschäftsführenden Verwaltungsratsmitgliedern besteh...
	(2) Der Verwaltungsrat kann auch stellvertretende geschäftsführende Direktoren bestellen.

	§ 11  Geschäftsführung
	(1) Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte der Gesellschaft. Sie haben dabei insbesondere das geltende Recht, diese Satzung und die Geschäftsordnung für die geschäftsführenden Direktoren einzuhalten.
	(2) Die geschäftsführenden Direktoren können sich eine Geschäftsordnung geben, sofern der Verwaltungsrat keine Geschäftsordnung erlässt.

	§ 12  Zustimmungsbedürftige Geschäfte
	a) Maßnahmen nach dem Umwandlungsgesetz;
	b) Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Unternehmensverträgen (§§ 291 f. AktG).

	§ 13  Vertretung
	(1) Die Gesellschaft wird durch zwei geschäftsführende Direktoren oder durch einen geschäftsführenden Direktor in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten.
	(2) Der Verwaltungsrat kann einzelnen oder allen geschäftsführenden Direktoren Einzelvertretungsbefugnis erteilen und einzelne oder sämtliche geschäftsführende Direktoren von dem Verbot der Mehrvertretung (§181 Alt. 2 BGB) befreien. § 41 Abs. 5 SEAG b...

	§ 14  Hauptversammlung
	(1) Die ordentliche Hauptversammlung findet in den ersten sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt.
	(2) Die ordentliche Hauptversammlung beschließt insbesondere über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers, über die Entlastung von Verwaltungsrat und der geschäftsführenden Direktoren sowie über die Wahl der Vertreter im V...
	(3) Eine außerordentliche Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert.
	(4) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem deutschen Börsenplatz statt.

	§ 15  Einberufung der Hauptversammlung
	(1) Für die Einberufung der Hauptversammlung gelten die gesetzlichen Regelungen.
	(2) Mitteilungen der Gesellschaft nach § 125 Abs. 2 AktG werden unter Beachtung der bestehenden gesetzlichen Vorschriften ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation vorgenommen. Gleiches gilt für die Übermittlung von Mitteilungen der Gese...

	§ 16  Teilnahme an der Hauptversammlung
	(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft oder einer in der Einladung zur Haup...
	(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist durch einen in Textform erstellten Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut nachzuweisen. Dieser besondere Nachweis des Anteilsbesitze...

	§ 17  Stimmrecht der Aktionäre
	(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.
	(2) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Die Übermittlung des Nachweises der Bevollmäc...

	§ 18  Vorsitz, Beschlussfassung und weitere Rechte der Aktionäre in der Hauptversammlung
	(1) Der Verwaltungsrat wählt den Vorsitzenden der Hauptversammlung. Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden der Hauptversammlung wählt der Verwaltungsrat einen Stellvertreter. Der Vorsitzende oder im Fall der Verhinderung des Vorsitzenden der S...
	(2) Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt. Dabei gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Sofern das Gesetz außer der Stimmenme...
	(3) Bei Wahlen gelten die Bewerber als gewählt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das durch den Versammlungsleiter gezogene Los.

	§ 19  Jahresabschluss
	(1) Die geschäftsführenden Direktoren haben in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss mit Anhang sowie den Lagebericht aufzustellen und unverzüglich dem von der Hauptversammlung gewählten Abs...
	(2) Der Verwaltungsrat stellt den Jahresabschluss fest, sofern er die Feststellung nicht der Hauptversammlung überlässt oder das Gesetz eine abweichende Regelung trifft.

	§ 20  Abwicklung
	§ 21  Übernahme von Gründungskosten
	(1) Die Gesellschaft ist durch Formwechsel der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG im Wege der Verschmelzung der ATDT Schnigge Trading AG, Wien, Österreich, auf die Schnigge Wertpapierhandelsbank AG entstanden. Die Gesellschaft trägt die Kosten in Bezug...
	(2) Die Schnigge Wertpapierhandelsbank AG hat die bei der Gründung anfallenden Steuern und Gebühren bis zu einem Gesamtbetrag von DM 60.000,00 getragen.

	§ 22  Vorteile
	(1) Unabhängig von den gesetzlichen Zuständigkeiten des Verwaltungsrats der Gesellschaft ist davon auszugehen, dass die bisherigen Vorstandsmitglieder der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG zu geschäftsführenden Direktoren der Gesellschaft bestellt wer...
	(2) Die bisherigen Mitglieder des Aufsichtsrats der Schnigge Wertpapierhandelsbank AG, Dr. Siegfried Jaschinski und Dr. Jürgen Frodermann, werden Mitglieder im ersten Verwaltungsrat der Gesellschaft. Zudem werden die Mitglieder des Vorstands der Schni...

	§ 23  Salvatorische Klausel
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	§ 1  Gesamtvergütungsanspruch
	(1) Die Parteien vereinbaren, dass die unter den Mandats- und Vergütungsvereinbarungen enstandenen und noch entstehenden Vergütungsansprüche von CMS auf einen Gesamtbetrag in Höhe von EUR 215.000.00 brutto ("Gesamtvergütungsanspruch") begrenzt werden.

	§ 2  Verzicht und Besserungsrecht
	(1) CMS verzichtet hiermit unter Einräumung eines Besserungsrechts nach den nachfolgenden Absätzen auf einen Teil des Gesamtvergütungsanspruchs in Höhe von EUR 85.000,00 brutto (der "Verzichtsbetrag").
	(2) Der Verzichtsbetrag lebt in jedem Fall und in der Höhe wieder auf, in der Beträge aus der Nachtragsverteilungsmasse auf dem Anderkonto eingehen (nachfolgend jeweils "Ein Besserungsanspruch"). Ausgenommen hiervon sind Beträge aus dem Schuldanerkenn...
	(3) CMS ist berechtigt, im Falle des Entstehens Eines Besserungsanspruchs den jeweiligen Betrag aus der Nachtragsverteilungsmasse zu entnehmen.

	§ 3  Schlussbestimmungen
	(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen, soweit in dieser Vereinbarung nichts Abweichendes bestimmt ist, zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die elektronische Form (§ 126a BGB) und die Textform (§ 126b BGB) sind für Änderungen un...
	(2) Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieser Vereinbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieser Vereinbarung unberührt. Dasselbe gilt für den Fall, dass diese Vereinbarung eine an sich notwendige Re...
	(3) Für Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung ist ausschließlich das Landgericht Düsseldorf zuständig.
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